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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfallkas- 
sen, zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes und zur Änderung anderer Gesetze 
(BUK-Neuorganisationsgesetz - BUK-NOG) 


A. Problem und Ziel 

Ziel des Unfallversicherungsmodemisierungsgesetzes vom 30. Oktober 2008 
(BGBl. I S. 2130) war die Straffung der Organisation des Systems der gesetz- 
lichen Unfallversicherung durch eine Reduzierung der Trägerzahl. Mit dem 
Gesetz wurde die Grundlage dafür geschaffen, die Zahl der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften von 23 auf neun zu reduzieren. Zugleich wurde das Ziel fest- 
geschrieben, die Zahl der bundesunmittelbaren Unfallversicherangsträger der 
öffentlichen Hand (Unfallkassen) auf einen zu reduzieren. Den Selbstverwaltun- 
gen der bundesunmittelbaren Unfallkassen wurde aufgegeben, ein Konzept zur 
Neuorganisation zu erstellen. Entsprechend den Vorschlägen der Selbstverwal- 
tungen fusioniert die Unfallkasse des Bundes mit der Eisenbahn-Unfallkasse. 
Die Unfallkasse Post und Telekom fusioniert mit der Berufsgenossenschaft für 
Transport und Verkehrswirtschaft. Diese Vereinigungen bedürfen einer gesetz- 
lichen Grundlage. Die Umsetzung der Zielvorgaben des Unfallversicherungs- 
modernisierungsgesetzes wird damit auf Bundesebene abgeschlossen. 

Mit den Änderungen des Sozialgerichtsgesetzes werden Anregungen insbeson- 
dere aus der 83. Konferenz der Justizministeriimen und Justizminister mit dem 
Ziel der Entlastung der nach wie vor stark belasteten Sozialgerichtsbarkeit um- 
gesetzt. 

Mit den Änderangen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) zur be- 
darfsgerechten Ausstellung von Arbeitsbescheinigungen wird eine Maßnahme 
des Kabinettsbeschlusses vom 28. März 2012 zum , Arbeitsprogramm bessere 
Rechtsetzung“ umgesetzt. Die daran anknüpfenden Regelungen im SGB III und 
SGB IV zur elektronischen Übermittlung von Bescheinigungen durch die Ar- 
beitgeber an die Bundesagentur für Arbeit leisten einen Beitrag zur Entbürokra- 
tisierung und Verwaltungsvereinfachung. 


B. Lösung 

Erlass des folgenden Gesetzes. 


C. Alternativen 

Keine. 


Drucksache 17/12297 


-2- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Keiner. 

Für die Versicherten entsteht kein Erfüllungsaufwand. Es werden keine Informa- 
tionspflichten eingeführt, geändert oder aufgehoben. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch die Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfallkassen entsteht für 
die Mitgliedsunternehmen kein Erfüllungsaufwand. Es werden keine Informa- 
tionspflichten eingeführt, geändert oder aufgehoben. 

Die Überführung der Prüfung der Künstlersozialabgabe in die turnusmäßige 
Arbeitgeberprüfung nach dem Sozialgesetzbuch ist ein Beitrag zur Entbürokra- 
tisierung, da nur noch eine einheitliche Prüfung erfolgt. Erfüllungsaufwand, der 
bisher durch das aufwendige und personalintensive Anschreibeverfahren ent- 
standen ist, wird dafür künftig wegfallen. Es entsteht zusätzlicher Erfüllungsauf- 
wand von rand 500 000 Euro jährlich für einen Teil der Arbeitgeber, die bisher 
nicht geprüft wurden und bei denen zweifelhaft ist, ob Abgabepflicht besteht. 

Die Rechtsänderungen zur Arbeitsbescheinigung und zur elektronischen Über- 
mittlung von Bescheinigungen nach dem SGB 111 führen für die Wirtschaft zu 
einer Reduzierang der Bürokratiekosten aus dieser Informationspflicht um jähr- 
lich rund 52,6 Mio. Euro auf rand 71,8 Mio. Euro. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Mehrkosten für Bund und Länder sind nicht zu erwarten. 

Der aus dem Gesetzesvorhaben zu erwartende Erfüllungsaufwand für die 
Unfallkasse des Bundes und die Eisenbahn-Unfallkasse wird auf insgesamt rand 
1,3 Mio. Euro geschätzt (650 000 Euro je Unfallkasse). Davon werden etwa 
1 Mio. Euro für die Einführung einer einheitlichen IT- Infrastruktur benötigt. 

Die Aufwendungen für andere umstellungsbedingte Anpassungen werden von 
der Unfallkasse des Bundes sowie der Eisenbahn-Unfallkasse auf insgesamt 
rand 300 000 Euro und von der Unfallkasse Post und Telekom sowie der Berafs- 
genossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft auf insgesamt rand 
340 000 Euro (einschließlich der Anpassung einer bereits einheitlichen IT-Infra- 
straktur) geschätzt. 

Diesen einmaligen Umstellungskosten stehen langfristig Einsparungen bei den 
Verwaltungskosten der fusionierten Versicherangsträger durch Synergieeffekte 
gegenüber. 

Durch ein effektiveres und wirtschaftlicheres Betriebsprüfungsverfahren im Be- 
reich der Unfallversicherung reduziert sich der Erfüllungsaufwand bei der Deut- 
schen Rentenversicherung und den Unfallversicherangsträgern insgesamt um 
voraussichtlich rand 6 Mio. Euro jährlich. Für die Umstellung des Verfahrens 
entsteht der Deutschen Rentenversicherung voraussichtlich einmaliger IT-Auf- 
wand von rand 300 000 Euro. 

Durch die Überführung der Prüfung der Künstlersozialabgabe in die turnusmä- 
ßige Arbeitgeberprüfung nach dem Sozialgesetzbuch entsteht der Deutschen 
Rentenversicherung Erfüllungsaufwand von rand 500 000 Euro, der dem der 
Wirtschaft spiegelbildlich entspricht. Erfüllungsaufwand, der bisher durch das 
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aufwendige und personalintensive Anschreibeverfahren entstanden ist, wird 
dafür künftig wegfallen. 

Die Rechtsänderungen zur Arbeitsbescheinigung und zur elektronischen Über- 
mittlung von Bescheinigungen nach dem SGB 111 führen zu einer Reduzierung 
des Erfiällungsaufwands für die Bundesagentur für Arbeit um jährlich voraus- 
sichtlich rund 8,2 Mio. Euro. Es entstehen einmalige Implementationskosten in 
Höhe von rund 8,7 Mio. Euro. 

Bei den Personalausgaben für die Leitung der Unfallversicherung Bund und 
Bahn wird der Bund gegenüber den derzeitigen Ausgaben für die Leitung der 
Unfallkasse des Bundes zukünftig um 50 Prozent entlastet. 


F. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft entstehen keine sonstigen Kosten. Auswirkungen auf das Preis- 
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 


Februar 2013 


DIE BUNDESKANZLERIN 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuorganisation der bundesunmittelbaren 
Unfallkassen, zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes und zur Änderung 
anderer Gesetze (BUK-Neuorganisationsgesetz- BUK-NOG) 

mit Begründung und Vorblatt (Änlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates ist als Anlage 3 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 906. Sitzung am 1. Februar 2013 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 4 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 5 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuorganisation der bundesunmitteibaren Unfaiikas- 
sen, zur Änderung des Soziaigerichtsgesetzes und zur Änderung anderer Gesetze 
(BUK-Neuorganisationsgesetz - BUK-NOG) 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
Inhaltsübersicht 


Bahn errichtet. Die Unfallversicherung Bund und Bahn ist 
für die in § 125 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch ge- 
nannten Unternehmen und Versicherten zuständig. 


Artikel 1 
Artikel 2 

Artikel 3 
Artikel 4 

Artikel 5 
Artikel 6 

Artikel 7 
Artikel 8 
Artikel 9 
Artikel 10 

Artikel 11 
Artikel 12 

Artikel 13 
Artikel 14 

Artikel 15 
Artikel 16 
Artikel 17 


Gesetz zur Errichtung der Unfallversicherung 
Bund und Bahn 

Gesetz zur Errichtung der Berufsgenossen- 
schaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele- 
kommunikation 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Weitere Änderung des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 

Weitere Änderung des Siebten Buches Sozial- 
gesetzbuch 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 
Änderung des Arbeitsschutzgesetzes 
Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

Weitere Änderung des Ersten Buches Sozialge- 
setzbuch 

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetz- 
buch 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Änderung des Zweiten Gesetzes zur Verein- 
heitlichung und Neuregelung des Besoldungs- 
rechts in Bund und Ländern 

Änderung der Einstufungshöchstgrenzenver- 
ordnung 

Folgeänderungen weiterer Gesetze und Ver- 
ordnungen 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


Artikel 1 

Gesetz zur Erriehtung 
der Unfallversieherung Bund und Bahn 

Abschnitt 1 
Errichtung 

§ 1 

Errichtung, Zuständigkeit 

Zum 1. Januar 2015 wird als Unfallversicherungsträger 
der öffentlichen Hand die Unfallversicherung Bund und 


§2 

Eingliederung der Unfallkasse 
des Bundes und der Eisenbahn-Unfallkasse 

(1) Die Unfallkasse des Bundes und die Eisenbahn-Un- 
fallkasse werden zum 1. Januar 2015 in die Unfallversiche- 
rung Bund und Bahn eingegliedert. 

(2) Das Vermögen sowie Rechte und Pflichten der Unfall- 
kasse des Bundes und der Eisenbahn-Unfallkasse gehen als 
Ganzes auf die Unfallversicherung Bund und Bahn über. 

(3) Die Unfallkasse des Bundes und die Eisenbahn-Un- 
fallkasse werden aufgelöst. 


§3 

Sitz und Satzung 

(1) Der Sitz der Unfallversicherung Bund und Bahn wird 
durch die Satzung bestimmt. Der Sitz der Künstlersozialkas- 
se ist Wilhelmshaven. 

(2) Die Satzung der Unfallversicherung Bund und Bahn 
bedarf der Genehmigung des Bundesversicherungsamtes. 

§4 

Prävention für Beamte, Verordnungsermächtigung 

(1) Die Unfallversicherung Bund und Bahn führt die 
Prävention für die Beamten der Mitgliedsuntemehmen mit 
Ausnahme des Erlasses von Verwaltungsvorschriften über 
die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der Arbeit 
durch. Dies gilt auch für Beamte des Bundeseisenbahnver- 
mögens, die nach § 12 Absatz 2 und 3 des Deutsche Bahn 
Gründungsgesetzes der Deutsche Bahn AG oder die den 
nach § 2 Absatz 1 und § 3 Absatz 3 des Deutsche Bahn 
Gründungsgesetzes ausgegliederten Gesellschaften zuge- 
wiesen sind. Die Aufsicht führt insoweit das Bundesminis- 
terium des Innern. Die Vorschriften über die Selbstverwal- 
tung der Träger der Sozialversicherung finden keine 
Anwendung. 

(2) Im Zuständigkeitsbereich des § 125 Absatz 2 des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch führt die Unfallversiche- 
rung Bund und Bahn die Aufgabe gegen Kostenerstattung 
durch die Mitgliedsuntemehmen durch. Das Bundesminis- 
terium des Innern regelt das Nähere, insbesondere den Um- 
fang der Erstattung von Personal- und Sachkosten und 
sonstigen Ausgaben durch die Mitgliedsuntemehmen, 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. 
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§5 

Kosten bei Errichtung 

(1) Für Rechts- und Amtshandlungen, die aus Anlass der 
Errichtung der Unfallversicherung Bund und Bahn sowie der 
Eingliederung der Unfallkasse des Bundes und der Eisen- 
bahn-Unfallkasse erforderlich sind, werden sonstige Abga- 
ben und Gerichtskosten in Grundbuchsachen nicht erhoben. 

(2) Die Abgaben- und Gerichtskostenfreiheit nach Ab- 
satz 1 ist von der zuständigen Stehe ohne Nachprüfung an- 
zuerkennen, werm die Unfallversicherung Bund und Bahn 
bestätigt, dass die Maßnahme der Durchführung dieses 
Gesetzes dient. 

Abschnitt 2 


schäftsführerin oder der am 31. Dezember 2014 amtierende 
Geschäftsführer der Eisenbahn-Unfallkasse. 

(2) Die am 31. Dezember 2014 amtierenden Stellvertrete- 
rinnen und Stellvertreter der Geschäftsführerinnen und Ge- 
schäftsführer der Eisenbahn-Unfallkasse und der Unfallkas- 
se des Bundes werden stellvertretende Geschäftsführeriimen 
oder Geschäftsführer der Unfallversicherung Bund und 
Bahn. Die am 31. Dezember 2014 amtierende Stellvertrete- 
rin oder der am 3 1 . Dezember 2014 amtierende Stellvertreter 
der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers der Unfall- 
kasse des Bundes in Angelegenheiten der Künstlersozialver- 
sicherung nimmt die Aufgaben der Stellvertreterin oder des 
Stellvertreters der Geschäftsführerin oder des Geschäftsfüh- 
rers der Unfallversicherung Bund und Bahn in Angelegen- 
heiten der Künstlersozialversicherung wahr. 


Personalrechtliche Übergangs regelungen 


§8 


§6 

Übertritt des Personals 

(1) Die Unfallversicherung Bund und Bahn tritt mit Auf- 
lösung der Unfallkasse des Bundes und der Eisenbahn-Un- 
fallkasse in die Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse ein, 
die zu diesem Zeitpunkt zwischen der Unfallkasse des Bun- 
des oder der Eisenbahn-Unfallkasse einerseits und den dort 
beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie 
Auszubildenden andererseits bestehen. Die Fortsetzung der 
Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse ist den Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmern sowie den Auszubildenden von 
der Unfallversicherung Bund und Bahn schriftlich zu bestä- 
tigen. Bestehende Anwartschaften aus betrieblicher Alters- 
versorgung gelten fort, auch soweit sie noch nicht unverfall- 
bar sind. Durch die Eisenbahn-Unfahkasse geschlossene 
Tarifverträge sind in den Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst des Bundes überzuleiten. 

(2) Den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist grund- 
sätzlich eine tarifrechtlich gleichwertige Tätigkeit zu über- 
tragen. Wenn eine derartige Verwendung im Ausnahmefall 
nicht möglich ist, kann ihnen eine niedriger bewertete Tätig- 
keit übertragen werden. Verringert sich dadurch das Arbeits- 
entgelt, ist eine Ausgleichszahlung in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen dem Arbeitsentgelt bei dem 
vorherigen Arbeitgeber zum Zeitpunkt des Übertritts und 
dem Arbeitsentgelt bei der Unfallversicherung Bund und 
Bahn zu zahlen. Die Ausgleichszahlung verringert sich bei 
jeder Erhöhung des Arbeitsentgeltes um ein Drittel des Erhö- 
hungsbetrages. 

(3) Die Neuorganisation ist sozialverträglich umzusetzen. 


Sonstige personalrechtliche Übergangsregelungen 

(1) Die bei der Unfallkasse des Bundes und der Eisen- 
bahn-Unfallkasse bestehenden Dienstvereinbarungen gelten 
weiter, bis sie durch neue Dienstvereinbarungen ersetzt wer- 
den. 

(2) Die in einem Beschäftigungsverhältnis bei der Unfall- 
kasse des Bundes, der Eisenbahn-Unfallkasse oder einer 
Vorläuferorganisation dieser Einrichtungen verbrachten Zei- 
ten gehen bei der Anwendung beamtenrechtlicher sowie per- 
sonalvertretungsrechtlicher Bestimmungen und tarifrechtli- 
cher Regelungen als bei der Unfallversicherung Bund und 
Bahn verbrachte Zeiten. 

(3) Bei der Unfallversicherung Bund und Bahn wird im 
Zeitraum der regelmäßigen Personalratswahlen nach § 27 
Absatz 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes im Jahr 
2016 eine Personalvertretung gewählt. Die bisherigen Perso- 
nalvertretungen der Unfallkasse des Bundes und der Eisen- 
bahn-Unfallkasse nehmen die Aufgaben der Personalvertre- 
tung der Unfallversicherung Bund und Bahn wahr, bis sich 
die Personalvertretung konstituiert hat. Für die Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen, die Schwerbehindertenver- 
tretungen sowie die Gleichstellungsbeauftragten gehen die 
Sätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) Soweit sich nach der Errichtung der Unfallversiche- 
rung Bund und Bahn eine Überschreitung der Obergrenzen 
für Beförderungsämter nach § 26 Absatz 1 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes ergibt, wird die Umwandlung der die Ober- 
grenzen überschreitenden Planstellen für fünf Jahre ausge- 
setzt und danach auf jede dritte freiwerdende Planstelle 
beschränkt. 


§7 

Geschäftsführung 

(1) Bei der Unfallversicherung Bund und Bahn wird eine 
Geschäftsführung gebildet. Vorsitzende oder Vorsitzender 
der Geschäftsführung wird die am 31. Dezember 2014 am- 
tierende Geschäftsführerin oder der am 31. Dezember 2014 
amtierende Geschäftsführer der Unfallkasse des Bundes. Die 
oder der Vorsitzende der Geschäftsführung nimmt auch die 
Aufgaben nach § 37 Absatz 2 Satz 1 des Künstlersozialver- 
sicherungsgesetzes wahr. Weiteres Mitglied der Geschäfts- 
führung wird die am 31. Dezember 2014 amtierende Ge- 


Abschnitt 3 

Übergangsregelungen 
zum Selbstverwaltungsrecht 

§9 

Übergangsregelungen zu den Selbstverwaltungsorganen 
der Unfallversicherung Bund und Bahn 

Bis zum Ablauf der am 1 . Januar 2015 laufenden Wahlpe- 
riode richten sich die Bildung und das Verfahren der Selbst- 
verwaltungsorgane der Unfallversicherung Bund und Bahn 
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nach den §§10 und 11. Im Übrigen gelten die Vorschriften 
des Ersten und Zweiten Titels des Vierten Abschnitts des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch. 

§ 10 

Vertreterversammlung 

(1) Die am 31. Dezember 2014 amtierenden Mitglieder 
der Vertreterversammlungen der Unfallkasse des Bundes 
und der Eisenbahn-Unfallkasse werden Mitglieder der Ver- 
treterversammlung der Unfallversicherung Bund und Bahn. 
Das Gleiche gilt für die stellvertretenden Mitglieder der in 
Satz 1 genannten Vertreterversammlungen. 

(2) Die Vertreterversammlung tritt spätestens am 31. Ja- 
nuar 2015 erstmals zusammen. Für die erste Sitzung der Ver- 
treterversammlung gelten die §§73 und 74 der Wahlordnung 
für die Sozialversicherung entsprechend mit der Maßgabe, 
dass die oder der Vorsitzende des Vorstandes der Unfallkasse 
des Bundes die Aufgaben der oder des Vorsitzenden des 
Wahlausschusses wahmimmt. 

(3) Die ehemaligen Mitglieder der Vertreterversammlung 
der Unfallkasse des Bundes und die ehemaligen Mitglieder 
der Vertreterversammlung der Eisenbahn-Unfallkasse haben 
unabhängig von ihrer jeweiligen Anzahl in der Vertreterver- 
sammlung insgesamt die gleiche Anzahl an Stimmen. 

(4) Der Beschluss über die Satzung der Unfallversiche- 
rung Bund und Bahn und Beschlüsse über Änderungen und 
Ergänzungen der Satzung bedürfen einer Mehrheit der Stim- 
men sowohl der ehemaligen Vertreter der Unfallkasse des 
Bundes als auch der ehemaligen Vertreter der Eisenbahn- 
Unfallkasse. 

§ 11 

Vorstand 

(1) Die am 31. Dezember 2014 amtierenden Mitglieder 
des Vorstandes der Unfallkasse des Bundes und die am 
31. Dezember 2014 amtierenden Mitglieder des Vorstandes 
der Eisenbahn-Unfallkasse werden Mitglieder des Vorstan- 
des der Unfallversicherung Bund und Bahn. Das Gleiche gilt 
für die am 3 1 . Dezember 2014 amtierenden stellvertretenden 
Mitglieder der in Satz 1 genannten Vorstände. 

(2) Die ehemaligen Mitglieder des Vorstandes der Unfall- 
kasse des Bundes und die ehemaligen Mitglieder des Vor- 
standes der Eisenbahn-Unfallkasse haben unabhängig von 
ihrer jeweiligen Anzahl insgesamt die gleiche Anzahl an 
Stimmen. 

Abschnitt 4 

Sonstige Übergangsregelungen 

§ 12 

Haushalt 

(1) Die am 31. Dezember 2014 bestehenden Vermögens- 
massen der Unfallkasse des Bundes und der Eisenbahn-Un- 
fallkasse werden bestandsbezogen dem jeweiligen Teilhaus- 
halt (§ 71f Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) 
der Unfallversicherung Bund und Bahn zugeordnet. 

(2) Abweichend von § 70 Absatz 1 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch wird der Haushaltsplan der Unfallversi- 


cherung Bund und Bahn für das Haushaltsjahr 2015 von dem 
Vorstand der Unfallkasse des Bundes und dem Vorstand der 
Eisenbahn-Unfallkasse aufgestellt und von deren Vertreter- 
versammlungen festgestellt. Der Haushaltsplan wird in Teil- 
haushalten aufgestellt, in denen die im Zuständigkeitsbe- 
reich nach § 125 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch und 
im Zuständigkeitsbereich nach § 126 des Siebten Buches So- 
zialgesetzbuch anfallenden Eirmahmen und Ausgaben ge- 
trennt veranschlagt werden. Der Haushaltsplan bedarf der 
Genehmigung des Bundesversicherungsamtes. Die Geneh- 
migung des Teilhaushaltes für den Zuständigkeitsbereich 
nach § 125 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch erfolgt im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales und dem Bundesministerium der Finanzen. Die Ge- 
nehmigung des Teilhaushaltes für den Zuständigkeitsbereich 
nach § 126 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch erfolgt im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung. 

§ 13 

Altrentenerstattung 

Erfüllt die Unfallversicherung Bund und Bahn Entschädi- 
gungsansprüche aus Arbeitsunfällen, die vor dem 1 . Januar 
1994 bestandskräftig festgestellt worden sind, erstattet ihr 
das Bundeseisenbahnvermögen die Kosten, wenn die Versi- 
cherten im Unfallzeitpunkt in einem Arbeitsverhältnis zur 
Deutschen Bundesbahn oder Deutschen Reichsbahn stan- 
den. 

§ 14 

Personal- und Organisationskonzept 

Die Unfallkasse des Bundes und die Eisenbahn-Unfall- 
kasse legen dem Bundesversicherungsamt bis zum 3 1 . Juli 
2014 ein Konzept zur Organisations- und Personalstruktur 
der Unfallversicherung Bund und Bahn zur Genehmigung 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finan- 
zen, dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung sowie dem Bundesministerium für Arbeit und So- 
ziales vor, aus dem sich die geplanten Maßnahmen zur 
Realisierung von Synergieeffekten und zur Optimierung der 
Verwaltungs- und Verfahrenskosten ergeben. 

Artikel 2 

Gesetz zur Erriehtung 

der Berufsgenossensehaft Verkehrswirtsehaft 
Post-Logistik Telekommunikation 

Abschnitt 1 
Errichtung 

§ 1 

Errichtung, Zuständigkeit 

Zum 1. Januar 2016 wird als gewerbliche Berufsgenos- 
senschaft die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation errichtet. Die Berufsge- 
nossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommu- 
nikation ist für die in § 121 Absatz 2 des Siebten Buches So- 
zialgesetzbuch genannten Unternehmen zuständig. 
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§2 

Eingliederung der Unfallkasse Post und Telekom 
und der Berufsgenossenschaft 
für Transport und Verkehrswirtschaft 

(1) Die Unfallkasse Post und Telekom und die Berufsge- 
nossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft werden 
zum 1. Januar 2016 in die Berufsgenossenschaft Verkehrs- 
wirtschaft Post-Logistik Telekommunikation eingegliedert. 

(2) Das Vermögen sowie Rechte und Pflichten der Unfall- 
kasse Post und Telekom und der Berufsgenossenschaft für 
Transport und Verkehrswirtschaft gehen als Ganzes auf die 
Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Te- 
lekommunikation über. 

(3) Die Unfallkasse Post und Telekom und die Berufs- 
genossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft werden 
aufgelöst. 

§3 

Sitz und Satzung 

(1) Der Sitz der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation wird durch die Satzung 
bestimmt. 

(2) Die Satzung der Berufsgenossenschaft Verkehrswirt- 
schaft Post-Logistik Telekommunikation bedarf der Geneh- 
migung des Bundesversicherungsamtes. 

§4 

Dienstrechtliche Vorschriften 

(1) Die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation hat Diensthermfähigkeit. Die 
Beamtinnen und Beamten sind Bundesbeamtinnen und Bun- 
desbeamte. § 144 Satz 2 des Siebten Buches Sozialgesetz- 
buch findet keine Anwendung. 

(2) Bei der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation können die Obergrenzen 
für Beförderungsämter nach § 26 Absatz 1 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes im selben Umfang überschritten werden, wie 
dies bei der Unfallkasse Post und Telekom nach § 149 Ab- 
satz 1 Satz 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch in der am 
3 1 . Dezember 20 1 5 geltenden Fassung zulässig war. 

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales er- 
nermt und entlässt auf Vorschlag des Vorstandes der Berufs- 
genossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekom- 
munikation die Beamten. Es kann seine Befugnis auf den 
Vorstand übertragen mit dem Recht, diese Befugnis ganz 
oder teilweise auf den Geschäftsführer weiter zu übertragen. 

(4) Oberste Dienstbehörde für den Geschäftsführer und 
seinen Stellvertreter ist das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales, für die übrigen Beamten der Vorstand der Be- 
rufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele- 
kommunikation, der seine Befugnisse ganz oder teilweise 
auf den Geschäftsführer übertragen kann. 

§5 

Übertragene Aufgaben, Verordnungsermächtigung 

(1) Der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation werden folgende weitere Auf- 
gaben übertragen: 


1 . die Unfallfürsorge einschließlich Prävention für die Be- 
amten mit Ausnahme der nach den §§ 36 bis 43 des Be- 
amtenversorgungsgesetzes zu gewährenden Leistungen, 

2. die Gewährung von Sachschadenersatz nach § 78 des 

Bundesbeamtengesetzes sowie 

3. die Geltendmachung eines Schadenersatzanspruchs nach 

§ 76 des Bundesbeamtengesetzes 

für die in § 121 Absatz 2 Nummer 3 bis 8 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch genannten Unternehmen; die Unterneh- 
men haben die Kosten zu erstatten. 

(2) Die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation nimmt die Befugnisse einer 
obersten Dienstbehörde für die in Absatz 1 Nummer 1 und 2 
genannten Angelegenheiten wahr. Das Bundesministerium 
der Finanzen kann sich in diesen Angelegenheiten die Ent- 
scheidung Vorbehalten oder sie von seiner Zustimmung ab- 
hängig machen; auch kann es verbindliche Grundsätze für 
die Genehmigung aufstellen. 

(3) Für die in Absatz 1 Nummer 3 genaimten Angelegen- 
heiten kann die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation im Benehmen mit den in 
Absatz 1 genannten Unternehmen Grundsätze aufstellen. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Unternehmen sind ver- 
pflichtet, die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation bei der Durchführung der ihr 
übertragenen Aufgaben zu unterstützen. Das Nähere regelt 
die Berufsgenossenschaft mit den Unternehmen durch Ver- 
einbarungen. 

(5) Die Aufsicht über die Durchführung der der Berufs- 
genossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekom- 
munikation übertragenen Aufgaben führt das Bundesminis- 
terium der Finanzen. Die Vorschriften über die Selbst- 
verwaltung der Träger der Sozialversicherung finden keine 
Anwendung. Kommt die Berufsgenossenschaft Verkehrs- 
wirtschaft Post-Logistik Telekommunikation einer aufsicht- 
lichen Weisung innerhalb einer gesetzten Frist nicht nach, so 
kann das Bundesministerium der Finanzen die Aufgaben 
nach Absatz 1 auf Kosten der Berufsgenossenschaft Ver- 
kehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation selbst 
oder durch Beauftragte ausführen. In diesem Fall gehen die 
der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation obliegenden Befugnisse nach Absatz 2 
Satz 1 auf das Bundesministerium der Finanzen über. 

(6) Das Nähere zur Aufgabenübertragung nach den Ab- 
sätzen 1 bis 5 bestimmt das Bundesministerium der Finanzen 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. 

§6 

Kosten bei Errichtung 

(1) Für Rechts- und Amtshandlungen, die aus Anlass der 
Errichtung der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation sowie der Eingliederung 
der Unfallkasse Post und Telekom und der Berufsgenossen- 
schaft für Transport und Verkehrswirtschaft erforderlich 
sind, werden sonstige Abgaben und Gerichtskosten in 
Grundbuchsachen nicht erhoben. 

(2) Die Abgaben- und Gerichtskostenfreiheit nach Ab- 
satz 1 ist von der zuständigen Stelle ohne Nachprüfung an- 
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zuerkennen, wenn die Berufsgenossenschaft Verkehrswirt- 
schaft Post-Logistik Telekommunikation bestätigt, dass die 
Maßnahme der Durchführung dieses Gesetzes dient. 


Abschnitt 2 

Personalrechtliche Übergangs regelungen 


§7 

Übertritt des Personals 

(1) Die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation tritt mit Auflösung der Berufs- 
genossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft in die 
Dienstverhältnisse ein, die zu diesem Zeitpunkt zwischen 
der Berufsgenossenschaft Transport und Verkehrswirtschaft 
und ihren Dienstordnungsangestellten bestehen. Die §§134 
bis 137 des Bundesbeamtengesetzes gelten entsprechend. 

(2) Die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation tritt mit Auflösung der Unfall- 
kasse Post und Telekom und der Berufsgenossenschaft für 
Transport und Verkehrswirtschaft in die Arbeits- und Ausbil- 
dungsverhältnisse ein, die zu diesem Zeitpunkt zwischen der 
Unfallkasse Post und Telekom oder der Berufsgenossen- 
schaft für Transport und Verkehrswirtschaft einerseits und 
den dort beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mern sowie Auszubildenden andererseits bestehen. Die Fort- 
setzung der Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse ist den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie den Auszubil- 
denden von der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation schriftlich zu bestätigen. 
Bestehende Anwartschaften aus betrieblicher Altersversor- 
gung gelten fort, auch soweit sie noch nicht unverfallbar 
sind. 

(3) Für die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, in deren Arbeitsverhältnisse die Berufs- 
genossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekom- 
munikation nach Absatz 2 Satz 1 eintritt, sind bis zum Ab- 
schluss neuer Tarifverträge die Tarifverträge maßgeblich, die 
für sie am 31. Dezember 2015 gegolten haben. Den Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmern ist grundsätzlich eine tarif- 
rechtlich gleichwertige Tätigkeit zu übertragen. Wenn eine 
derartige Verwendung im Ausnahmefall nicht möglich ist, 
kaim ihnen eine niedriger bewertete Tätigkeit übertragen 
werden. Verringert sich dadurch das Arbeitsentgelt, ist eine 
Ausgleichszahlung in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi- 
schen dem Arbeitsentgelt bei dem vorherigen Arbeitgeber 
zum Zeitpunkt des Übertritts und dem Arbeitsentgelt bei der 
Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Te- 
lekommunikation zu zahlen. Die Ausgleichszahlung verrin- 
gert sich bei jeder Erhöhung des Arbeitsentgeltes um ein 
Drittel des Erhöhungsbetrages. 

(4) Die Neuorganisation ist sozialverträglich umzusetzen. 
Für die von der Unfallkasse Post und Telekom übergetrete- 
nen Beschäftigten gelten die §§ 26 bis 28 des Bundesanstalt 
Post-Gesetzes entsprechend. 


§8 

Geschäftsführer 

Die Unfallkasse Post und Telekom und die Berufsgenos- 
senschaft für Transport und Verkehrswirtschaft können für 


einen Übergangszeitraum von bis zu zehn Jahren nach der 
Fusion abweichend von § 36 Absatz 2 erster Halbsatz und 
Absatz 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch eine be- 
sondere Regelung über die weitere Tätigkeit der bisherigen 
Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer und ihrer Stell- 
vertreterinnen und Stellvertreter als Geschäftsführerin oder 
Geschäftsführer und Stellvertreterin oder Stellvertreter der 
Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Te- 
lekommunikation sowie über die jeweilige Zuständigkeit 
vereinbaren; dabei kann die Zahl der stellvertretenden 
Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer bis zu vier 
Personen betragen oder eine aus bis zu fünf Personen be- 
stehende Geschäftsführung gebildet werden. Die Vereinba- 
rung bedarf der Genehmigung durch das Bundesversiche- 
rungsamt. 


§9 


Sonstige personalrechtliche Übergangsregelnngen 


(1) Die Dienstordnung der Berufsgenossenschaft für 
Transport und Verkehrswirtschaft gilt fort. 

(2) Die bei der Unfallkasse Post und Telekom und der 
Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft 
bestehenden Dienstvereinbarungen gelten weiter, bis sie 
durch neue Dienstvereinbarungen ersetzt werden. 

(3) Die in einem Beschäftigungsverhältnis bei der Unfall- 
kasse Post und Telekom, der Berufsgenossenschaft für 
Transport und Verkehrswirtschaft oder einer Vorläuferorga- 
nisation dieser Einrichtungen verbrachten Zeiten gelten bei 
der Anwendung beamtenrechtlicher sowie personalvertre- 
tungsrechtlicher Bestimmungen und tarifrechtlicher Rege- 
lungen als bei der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation verbrachte Zeiten. 

(4) Bei der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation wird im Zeitraum der re- 
gelmäßigen Personalratswahlen nach § 27 Absatz 1 des Bun- 
despersonalvertretungsgesetzes im Jahr 2016 eine Personal- 
vertretung gewählt. Die bisherigen Personalvertretungen der 
Unfallkasse Post und Telekom und der Berufsgenossen- 
schaft für Transport und Verkehrswirtschaft nehmen die 
Aufgaben der Personalvertretung der Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation wahr, 
bis sich die Personalvertretung konstituiert hat. Für die 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen, die Schwerbehin- 
dertenvertretungen sowie die Gleichstellungsbeauftragten 
gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 


Abschnitt 3 

Übergangsregelungen 
zum Selbstverwaltungsrecht 

§ 10 

Übergangsregelungen zu den Selbstverwaltungsorganen 

Bis zum Ablauf der am 1. Januar 2016 laufenden Wahl- 
periode richten sich die Bildung und das Verfahren der 
Selbstverwaltungsorgane der Berufsgenossenschaft Ver- 
kehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation nach den 
§§11 und 12. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Ersten 
und Zweiten Titels des Vierten Abschnitts des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch. 
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§ 11 

Vertreterversammlung 

(1) Die am 31. Dezember 2015 amtierenden Mitglieder 
der Vertreterversammlungen der Unfallkasse Post und Tele- 
kom und der Berufsgenossenschaft für Transport und Ver- 
kehrswirtschaft werden Mitglieder der Vertreterversamm- 
lung der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation. Das Gleiche gilt für die am 
31. Dezember 2015 amtierenden stellvertretenden Mitglie- 
der der in Satz 1 genannten Vertreterversammlungen. 

(2) Die Vertreterversammlung tritt spätestens am 31. Ja- 
nuar 2016 erstmals zusammen. Für die erste Sitzung der Ver- 
treterversammlung gelten die §§73 und 74 der Wahlordnung 
für die Sozialversicherung entsprechend mit der Maßgabe, 
dass die oder der Vorsitzende des Vorstandes der Berufsge- 
nossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft die Auf- 
gaben der oder des Vorsitzenden des Wahlausschusses wahr- 
nimmt. 

§ 12 

Vorstand 

Die am 31. Dezember 2015 amtierenden Mitglieder des 
Vorstandes der Unfallkasse Post und Telekom und des 
Vorstandes der Berufsgenossenschaft für Transport und 
Verkehrswirtschaft werden Mitglieder des Vorstandes der 
Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Te- 
lekommunikation. Das Gleiche gilt für die am 3 1 . Dezember 
2015 amtierenden stellvertretenden Mitglieder der in Satz 1 
genannten Vorstände. 

Abschnitt 4 

Sonstige Übergangsregelungen 

§ 13 

Gefahrtarif- und Beitragsgestaltung 

Die Unfallkasse Post und Telekom und die Berufsgenos- 
senschaft für Transport und Verkehrswirtschaft können eine 
Vereinbarung über die Gefahrtarif- und Beitragsgestaltung 
für einen Übergangszeitraum nach der Errichtung der Be- 
rufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele- 
kommunikation abschließen. Sie legen die Vereinbarung dem 
Bundesversicherungsamt vor. § 118 Absatz 1 Satz 4 und 6 
sowie Absatz 4 Satz 1 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
findet entsprechend Anwendung. 

§ 14 

Haushalt 

Der Haushaltsplan der Berufsgenossenschaft Verkehrs- 
wirtschaft Post-Logistik Telekommunikation besteht für das 
Haushaltsjahr 2016 aus zwei Teilhaushalten. Abweichend 
von § 70 Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch wird 
im Jahr 2015 der Teilhaushalt für den Zuständigkeitsbereich 
der früheren Unfallkasse Post und Telekom von deren 
Vorstand aufgestellt und von deren Vertreterversammlung 
festgestellt. Der Teilhaushalt für den Zuständigkeitsbereich 
der früheren Berufsgenossenschaft für Transport und Ver- 
kehrswirtschaft wird von deren Vorstand aufgestellt und von 
deren Vertreterversammlung festgestellt. Beide Teilhaus- 


halte werden im Jahr 2016 zu einem Gesamthaushalt zusam- 
mengeführt. Dieser wird vom Vorstand der Berufsgenossen- 
schaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation 
aufgestellt und von deren Vertreterversammlung festge- 
stellt. 

§ 15 

Übernahme weiterer Aufgaben 
für die Mitgliedsunternehmen 

Die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Lo- 
gistik Telekommunikation karm nach Maßgabe entgeltlicher 
Geschäftsbesorgungsverträge, die sie mit ihren in § 121 Ab- 
satz 2 Nummer 3 bis 8 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
genannten Mitgliedsuntemehmen schließt, für diese folgen- 
de weitere Aufgaben übernehmen: 

1 . die Gewährung von Sachschadenersatz bei Arbeitsunfal- 
len der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Mit- 
gliedsuntemehmen und 

2. die Regelung der wegen unfallbedingter Arbeitgeberleis- 
tungen übergeleiteten Schadenersatzansprüche. 

§ 5 Absatz 5 Satz 1 gilt entsprechend. 

Artikel 3 

Änderung des Vierten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vor- 
schriften für die Sozialversicherung - in der Fassung der Be- 
karmtmachung vom 12. November 2009 (BGBl. 1 S. 3710, 
3973; 2011 1 S. 363), das zuletzt durch ... (BGBl. IS....) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 7 1 e 
folgende Angabe eingefügt: 

„§ 7 1 f Haushaltsplan der Unfallversichemng Bund und 
Bahn“. 

2. Nach § 23c Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Arbeitgeber, die Bescheinigungen nach den 
§§312, 312a und 313 des Dritten Buches elektronisch 
nach § 3 13a des Dritten Buches übennitteln, haben diese 
Meldungen durch gesicherte und verschlüsselte Daten- 
übertragung aus systemgeprüften Programmen oder mit- 
tels maschinell erstellter Ausfüllhilfe im eXTra-Standard 
zu erstatten. In diesen Fällen hat die Bundesagentur für 
Arbeit alle Rückmeldungen an die Arbeitgeber ebenfalls 
durch Datenübertragung zu erstatten. Die Bundesagentur 
für Arbeit bestimmt das Nähere zu den Datensätzen, not- 
wendige Schlüsselzahlen und Angaben für die Meldun- 
gen und Rückmeldungen sowie zum Verfahren bundes- 
einheitlich in Gmndsätzen. Die Grundsätze bedürfen der 
Genehmigung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales, das vorher die Bundesvereinigung der Deut- 
schen Arbeitgeberverbände anzuhören hat.“ 

3. In § 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 werden in dem Satz- 
teil vor Buchstabe a die Wörter „der Abmeldung und bei 
der Jahresmeldung“ durch die Wörter „allen Entgeltmel- 
dungen“ ersetzt. 

4. In § 28p Absatz la Satz 1 werden nach dem Wort „prü- 
fen“ die Wörter „mindestens alle vier Jahre“ eingefügt. 
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5. In § 36 Absatz 2a Satz 2 und 3 werden jeweils die Wörter 
„Unfallkasse des Bundes“ durch die Wörter „Unfallver- 
sicherung Bund und Bahn“ ersetzt. 

6. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2a wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der Eisenbahn- 
Unfallkasse,“ gestrichen. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

cc) Der neue Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 4 wird aufgehoben. 

bbb) Nummer 5 wird Nummer 4. 

ccc) Nummer 6 wird aufgehoben. 

b) Folgender Absatz 7 wird angefugt: 

„(7) Bei der Unfallversicherung Bund und Bahn 
gehören den Selbstverwaltungsorganen Arbeitgeber- 
vertreter mit insgesamt der gleichen Stimmenzahl wie 
die Vertreter der Versicherten an. Die Arbeitgeberver- 
treter werden vom Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales auf Vorschlag des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, des Bundes- 
ministeriums des Iimem, des Bundesministeriums der 
Finanzen, des Bundesministeriums der Verteidigung, 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und 
der Bundesagentur für Arbeit bestellt. Die auf Vor- 
schlag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung bestellten Arbeitgebervertreter ha- 
ben in den Selbstverwaltungsorganen einen Stimmen- 
anteil von 40 Prozent der Stimmenzahl der Arbeit- 
gebervertreter. Das Nähere regelt die Satzung.“ 

7. § 70 Absatz 2a wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Haushaltsplan der Unfallkasse Post und Telekom 
bedarf der Genehmigung des Bundesministeriums der 
Finanzen; der Haushaltsplan soll so rechtzeitig fest- 
gestellt werden, dass er spätestens am 1. Dezember 
vor Begirm des Kalenderjahres, für das er gelten soll, 
der genehmigenden Stelle vorgelegt werden kann.“ 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

8. Nach § 71e wird folgender § 71f eingefügt: 

„§71f 

Haushaltsplan der Unfallversicherung Bund und Bahn 

(1) Der Haushaltsplan der Unfallversicherung Bund 
und Bahn wird in Teilhaushalten aufgestellt, in denen die 
im Zuständigkeitsbereich nach § 125 Absatz 1 des Sieb- 
ten Buches und im Zuständigkeitsbereich nach § 125 Ab- 
satz 2 des Siebten Buches anfallenden Einnahmen und 
Ausgaben getrennt veranschlagt werden. Der Haushalts- 
plan bedarf der Genehmigung des Bundesversicherungs- 
amtes. Die Genehmigung des Teilhaushaltes für den 
Zuständigkeitsbereich nach § 125 Absatz 1 des Siebten 
Buches erfolgt im Einvernehmen mit dem Bundesminis- 
terium für Arbeit und Soziales und dem Bundesministe- 
rium der Finanzen. Die Genehmigung des Teilhaushaltes 
für den Zuständigkeitsbereich nach § 125 Absatz 2 des 
Siebten Buches erfolgt im Einvernehmen mit dem Bun- 


desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. 
Der Haushaltsplan soll so rechtzeitig festgestellt werden, 
dass er spätestens am 1 . Dezember vor Beginn des Kalen- 
derjahres, für das er gelten soll, der genehmigenden Stel- 
le vorgelegt werden kann. Die genehmigende Stelle kann 
die Genehmigung auch für einzelne Ansätze versagen, 
wenn der Haushaltsplan gegen Gesetz oder sonstiges für 
den Versicherungsträger maßgebendes Recht verstößt 
oder die Leistungsfähigkeit des Versicherungsträgers zur 
Erfüllung seiner Verpflichtungen gefährdet oder wenn 
die Bewertungs- oder Bewirtschaftungsmaßstäbe des 
Bundes nicht beachtet sind. 

(2) Die dem Zuständigkeitsbereich nach § 125 Ab- 
satz 1 des Siebten Buches und die dem Zuständigkeits- 
bereich nach § 125 Absatz 2 des Siebten Buches unmit- 
telbar zuzurechnenden Verwaltungsausgaben werden in 
dem entsprechenden Teilhaushalt veranschlagt. Die den 
Zuständigkeitsbereichen nicht unmittelbar zurechenba- 
ren Verwaltungsausgaben werden im Rahmen einer Kos- 
ten-Leistungs-Rechnung ermittelt, die den jeweils aktuel- 
len Grundsätzen und Prinzipien der standardisierten 
Kosten- und Leistungsrechnung des Bundes entspricht. 
Die Verwaltungsausgaben, die den Zuständigkeitsberei- 
chen nicht unmittelbar zugeordnet werden können, wer- 
den im Teilhaushalt für die Aufgaben nach § 125 Absatz 
1 des Siebten Buches veranschlagt. Der nach der Kosten- 
und Leistungsrechnung auf den Zuständigkeitsbereich 
nach § 125 Absatz 2 des Siebten Buches entfallende An- 
teil der nicht unmittelbar zurechenbaren Verwaltungsaus- 
gaben wird dem Bund monatlich nach Genehmigung des 
Bundesversicherungsamtes aus dem Teilhaushalt für den 
Zuständigkeitsbereich nach § 125 Absatz 2 des Siebten 
Buches erstattet. Die Ausgaben für die Vertreterver- 
sammlung und den Vorstand werden nach einem Schlüssel 
in den Teilhaushalten veranschlagt, der nach objektiven 
und gewichteten Kriterien gebildet wird. Das Nähere re- 
gelt die Satzung der Unfallversicherung Bund und Bahn. 

(3) Einsparungen für überplanmäßige und außerplan- 
mäßige Ausgaben nach § 73 Absatz 2 Satz 4 und 5 an an- 
derer Stelle des Haushaltsplans erfolgen in dem Teilhaus- 
halt, in dem diese Ausgaben geleistet werden.“ 

9. § 73 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„Bei der Unfallkasse Post und Telekom ist die Geneh- 
migung des Bundesministeriums der Finanzen erfor- 
derlich. Bei der Unfallversicherung Bund und Bahn 
ist für überplanmäßige und außerplanmäßige Ausga- 
ben im Teilhaushalt für den Zuständigkeitsbereich 
nach § 125 Absatz 1 des Siebten Buches die Geneh- 
migung des Bundesversicherungsamtes erforderlich, 
die im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium der 
Finanzen erfolgt.“ 

b) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: 

„Für überplanmäßige und außerplanmäßige Ausga- 
ben im Teilhaushalt für den Zuständigkeitsbereich 
nach § 125 Absatz 2 des Siebten Buches erfolgt die 
Genehmigung des Bundesversicherungsamtes im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau und Stadtentwicklung.“ 
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10. Dem § 90 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Aufsicht über die Unfallversicherung Bund und 
Bahn auf dem Gebiet der Prävention führt das Bundes- 
ministerium des Innern.“ 

Artikel 4 

Weitere Änderung 
des Vierten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vor- 
schriften für die Sozialversicherung - in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 12. November 2009 (BGBl. 1 S. 3710, 
3973; 2011 1 S. 363), das zuletzt durch Artikel 3 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 36 Absatz 2a Satz 1 wird aufgehoben. 

2. § 44 Absatz 2a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „der Unfallkasse Post 
und Telekom,“ gestrichen. 

b) Satz 2 Nummer 4 wird aufgehoben. 

3. § 70 Absatz 2a wird aufgehoben. 

4. In § 71f Absatz 3 werden die Wörter „§ 73 Absatz 2 
Satz 4 und 5“ durch die Wörter „§ 73 Absatz 2 Satz 3 
und 4“ ersetzt. 

5. § 73 Absatz 2 Satz 3 wird aufgehoben. 

6. § 90 Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

7. In § 2 Absatz 3 Nummer 2 und § 5 1 Absatz 5 werden 
jeweils die Wörter „Berufsgenossenschaft für Transport 
und Verkehrswirtschaft“ durch die Wörter „Berufsge- 
nossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekom- 
munikation“ ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung des Siebten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfall- 
versicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996, 
BGBl. I S. 1254), das zuletzt durch . . . (BGBl. IS....) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 115 wird wie folgt gefasst: 

„§ 115 Prävention bei der Unfallversicherung Bund 
und Bahn“. 

b) Die Angabe zu § 125 wird wie folgt gefasst: 

„§ 125 Zuständigkeit der Unfallversicherung Bund 
und Bahn“. 

c) Die Angabe zu § 126 wird wie folgt gefasst: 

„§ 126 (weggefallen)“. 

d) Nach der Angabe zu § 147 wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 147a Dienstbezüge der Geschäftsführer der ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften und 
der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau“. 


e) Die Angabe zu § 148 wird wie folgt gefasst: 

„§ 148 Dienstrechtliche Vorschriften der Unfallver- 
sicherung Bund und Bahn“. 

f) Die Angabe zu § 149a wird gestrichen. 

g) Die Angabe zu § 186 wird wie folgt gefasst: 

„§ 186 Aufwendungen der Unfallversicherung Bund 
und Bahn“. 

h) Die Angabe zu § 2 1 8b wird wie folgt gefasst: 

„§218b (weggefallen)“. 

i) Die Angabe zu § 224 wird wie folgt gefasst: 

„§ 224 (weggefallen)“. 

j) Die Angabe zu § 225 wird wie folgt gefasst: 

„§ 225 (weggefallen)“. 

2. § 1 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. die Unfallversicherung Bund und Bahn,“, 
bb) Nummer 4 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Unfallkasse des 
Bundes“ sowie wird das Wort „Unfallkasse“ jeweils 
durch die Wörter „Unfallversicherung Bund und 
Bahn“ ersetzt. 

3 . § 1 1 5 wird wie folgt gefasst: 

„§ 115 

Prävention bei der Unfallversicherung Bund und Bahn 

(1) Für die Unternehmen, für die die Unfallversiche- 
rung Bund und Bahn nach § 125 Absatz 1 Nummer 1 zu- 
ständig ist, erlässt das Bundesministerium des Innern im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales nach Anhörung der Vertreterversammlung 
der Unfallversicherung Bund und Bahn durch allgemeine 
Verwaltungsvorschriften Regelungen über Maßnahmen 
im Sinne des § 15 Absatz 1; die Vertreterversammlung 
kann Vorschläge für diese Vorschriften machen. Die 
Unfallverhütungsvorschriften der Unfallversicherungs- 
träger sollen dabei berücksichtigt werden. Die Sorge der 
Beachtung der nach Satz 1 erlassenen Vorschriften gehört 
auch zu den Aufgaben des Vorstands. Betrifft eine allge- 
meine Verwaltungsvorschrift nach Satz 1 nur die Zustän- 
digkeitsbereiche des Bundesministeriums der Verteidi- 
gung oder des Bundesministeriums der Finanzen, kann 
jedes dieser Bundesministerien für seinen Geschäfts- 
bereich eine allgemeine Verwaltungsvorschrift erlassen; 
die Verwaltungsvorschrift bedarf in diesen Fällen des 
Einvernehmens mit den Bundesministerien des Innern 
sowie für Arbeit und Soziales. 

(2) Abweichend von § 1 5 Absatz 4 Satz 1 bedürfen die 
Unfallverhütungsvorschriften der Unfallversicherung 
Bund und Bahn der Genehmigung des Bundesministeri- 
ums des Innern. Die Entscheidung hierüber wird im Be- 
nehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und So- 
ziales getroffen. 

(3) Die Aufgabe der Prävention wird in den Geschäfts- 
bereichen des Bundesministeriums der Verteidigung und 
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des Auswärtigen Amts hinsichtlich seiner Auslandsver- 
tretungen von dem jeweiligen Bundesministerium oder 
der von ihm bestimmten Stelle wahrgenommen. Die ge- 
nannten Bundesministerien stellen sicher, dass die für die 
Überwachung und Beratung der Unternehmen eingesetz- 
ten Aufsichtspersonen eine für diese Tätigkeit ausrei- 
chende Befähigung besitzen.“ 

4. § 125 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift und in Absatz 1 werden jeweils die 
Wörter „Unfallkasse des Bundes“ durch die Wörter 
„Unfallversicherung Bund und Bahn“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die Unfallversicherung Bund und Bahn ist 
auch zuständig 

1 . für das Bundeseisenbahnvermögen, 

2. für die Deutsche Bahn AG und für die aus der 
Gesellschaft gemäß § 2 Absatz 1 des Deutsche 
Bahn Gründungsgesetzes vom 27. Dezember 1993 
(BGBl. 1 S. 2378, 2386) ausgegliederten Aktien- 
gesellschaften, 

3. für die Unternehmen, 

a) die gemäß § 3 Absatz 3 des Deutsche Bahn 
Gründungsgesetzes aus den Unternehmen im 
Sinne der Nummer 2 ausgegliedert worden 
sind, 

b) die von den in Nummer 2 genannten Unterneh- 
men überwiegend beherrscht werden und 

c) die unmittelbar und überwiegend Eisenbahn- 
verkehrsleistungen erbringen oder Eisenbahn- 
infrastruktur betreiben oder diesen Zwecken 
wie Hilfsunternehmen dienen, 

4. für die Bahnversicherungsträger und die in der 
Anlage zu § 15 Absatz 2 des Gesetzes zur Zusam- 
menführung und Neugliederung der Bundeseisen- 
bahnen vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378) 
aufgeführten betrieblichen Sozialeinrichtungen und 
der Selbsthilfeeinrichtungen mit Ausnahme der in 
der Anlage unter B Nummer 6 genannten Einrich- 
tungen sowie für die der Krankenversorgung der 
Bundesbahnbeamten dienenden Einrichtungen, 

5. für Magnetschwebebahnunternehmen des öffent- 
lichen Verkehrs.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und in Satz 1 
werden die Wörter „Unfallkasse des Bundes“ durch 
die Wörter „Unfallversicherung Bund und Bahn“ 
ersetzt. 

5. § 126 wird aufgehoben. 

6. In § 129a Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 125 Abs. 2 
Satz 3“ durch die Wörter „§ 125 Absatz 3 Satz 3“ ersetzt. 

7. In § 137 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Unfallkasse 
des Bundes“ durch die Wörter „Zuständigkeit der Unfall- 
versicherung Bund und Bahn nach § 125 Absatz 1“ 
ersetzt. 


8. Nach § 147 wird folgender § 147a eingefügt: 

„§ 147a 

Dienstbezüge der Geschäftsführer der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften und der Sozialversicherung 
für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 

(1) Die Dienstbezüge im Dienstordnungsverhältnis 
oder die vertraglich zu vereinbarende Vergütung der 
Geschäftsführerinnen oder der Geschäftsführer oder der 
Vorsitzenden der Geschäftsführung der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften dürfen die Dienstbezüge der 
folgenden Besoldungsgruppen nicht übersteigen: 


Gewerbliche Berufsgenossenschaft 

Höchstgrenze 

1. Berufsgenossenschaft für Transport und 
Verkehrswirtschaft 

Besoldungsgruppe B 6 

2. Berufsgenossenschaft Energie Textil 
Elektro Medienerzeugnisse 

Besoldungsgruppe B 7 

3. Berufsgenossenschaft Handel und Waren- 
distribution 

Besoldungsgruppe B 7 

4. Berufsgenossenschaft Nalmingsmittel und 
Gastgewerbe 

Besoldungsgruppe B 7 

5. Berufsgenossenschaft Rohstoffe und che- 
mische Industrie 

Besoldungsgruppe B 7 

6. Berufsgenossenschaft für Gesundheits- 
dienst und Wohlfahrtspflege 

Besoldungsgruppe B 8 

7. Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft 

Besoldungsgruppe B 8 

8. Berufsgenossenschaft Holz und Metall 

Besoldungsgruppe B 8 

9. Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 

Besoldungsgruppe B 8 


(2) Für die Geschäftsführerin oder den Geschäfts- 
führer oder die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der 
Geschäftsführung der Sozialversicherung für Landwirt- 
schaft, Forsten und Gartenbau ist die Besoldungsgrup- 
pe B 7 die Besoldungshöchstgrenze. 

(3) Die stellvertretende Geschäftsführerin oder der 
stellvertretende Geschäftsführer, die Mitglieder einer 
Geschäftsführung sowie die leitende technische Auf- 
sichtsperson sind jeweils mindestens eine Besoldungs- 
gruppe niedriger einzustufen als die Geschäftsführerin 
oder der Geschäftsführer oder die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende einer Geschäftsführung. 

(4) Für vertraglich zu vereinbarende Vergütungen 
im Siime des Absatzes 1 ist die Obergrenze das jewei- 
lige Grundgehalt zuzüglich des Familienzuschlags der 
Stufe 2.“ 

9. § 148 wird aufgehoben. 

10. § 149a wird § 148 und wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „Unfallkasse 

des Bundes“ durch die Wörter „Unfallversicherung 

Bund und Bahn“ ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Unfallkasse des 
Bundes“ durch die Wörter „Unfallversicherung 
Bund und Bahn“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Für die Arbeitnehmer und Auszubildenden 
gelten die Bestimmungen für Arbeitnehmer und 
Auszubildende des Bundes.“ 
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c) ln Absatz 2 Satz 1 und in Absatz 3 wird jeweils das 
Wort „Unfallkasse“ durch die Wörter „Unfallversi- 
cherung Bund und Bahn“ ersetzt. 

11. ln § 1 62 Absatz 1 Satz 6 werden die Wörter „die Eisen- 
bahn-Unfallkasse“ durch die Wörter „den Zuständig- 
keitsbereich der Unfallversicherung Bund und Bahn 
nach § 125 Absatz 2“ ersetzt. 

12. § 166 Absatz 2 und 3 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Prüfung nach Absatz 1 bei den Arbeitgebern 
wird von den Trägem der Rentenversichemng im Auf- 
trag der Unfallversicherung im Rahmen ihrer Prüfung 
nach § 28p des Vierten Buches durchgeführt. Unterneh- 
men, bei denen der für das vorvergangene Jahr vor der 
Prüfung nach § 168 Absatz 1 festgestellte Beitrag einen 
Betrag in Höhe von 1,5 Prozent der Bezugsgröße nicht 
überstiegen hat, sind dabei bis auf eine durch den Un- 
fallversichemngsträger festzulegende Stichprobe von 
der Prüfung ausgenommen. 

Satz 1 gilt nicht, 

1 . soweit sich die Höhe des Beitrages nach den § § 155, 
156, 185 Absatz 2 oder Absatz 4 nicht nach den Ar- 
beitsentgelten richtet, 

2. wenn der Unfallversicherungsträger das Ende seiner 
Zuständigkeit für das Unternehmen durch einen Be- 
scheid nach § 136 Absatz 1 festgestellt hat. 

Untemehiuer, bei denen keine Prüfung nach § 28p des 
Vierten Buches durchzuführen ist, prüfen die Unfall- 
versichemngsträger; hierfür bestimmen sie die Prü- 
fungsabstände. Die Unfallversichemngsträger können 
die Prüfung nach Absatz 1 selbst durchführen, wenn 
konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass Arbeits- 
entgelte vom Unternehmer nicht der richtigen Gefahr- 
klasse zugeordnet wurden, und die Aufklämng keinen 
Aufschub duldet. Der für die Prüfung zuständige Ren- 
tenversichemngsträger ist über den Beginn und über 
das Ergebnis der Prüfung zu informieren. 

(3) Das Nähere über die Größe der Stichprobe nach 
Absatz 2 Satz 2 sowie über Art, Umfang und Zeitpunkt 
der Übermittlung der Angaben über die von der Prü- 
fung ausgenommenen Unternehmen regeln die Deut- 
sche Gesetzliche Unfallversichemng e.V und die Deut- 
sche Rentenversicherung Bund in einer Vereinbamng. 
Die Träger der Rentenversichemng erhalten für die Bei- 
tragsüberwachung von den Trägem der Unfallversiche- 
rang eine pauschale Vergütung, mit der alle dadurch 
entstehenden Kosten abgegolten werden. Die Höhe 
wird regelmäßig durch Vereinbamng zwischen der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversichemng e. V. und 
der Deutschen Rentenversichemng Bund festgesetzt. 
Die Deutsche Gesetzliche Unfallversichemng e. V. prüft 
bei den Trägem der Rentenversichemng deren Aufga- 
benerfüllung nach Absatz 2 Satz 1 .“ 

13. § 186 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift werden die Wörter „Unfallkasse 
des Bundes“ durch die Wörter „Unfallversichemng 
Bund und Bahn“ ersetzt. 


b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„liu Zuständigkeitsbereich des § 125 Absatz 1 fin- 
den von den Vorschriften des Ersten Abschnitts die 
§§ 150, 152, 155, 164 bis 166, 168, 172, 172b und 
172c Anwendung, soweit nicht in den folgenden 
Absätzen Abweichendes geregelt ist.“ 

c) ln Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 125 Abs. 1 
Nr. 3 und Abs. 3“ durch die Wörter „§ 125 Absatz 1 
Nummer 3 und Absatz 4“ ersetzt. 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „Unfallkasse des 
Bundes“ durch die Wörter „Unfallversichemng 
Bund und Bahn“ ersetzt. 

bb) ln Satz 5 werden die Wörter „Unfallkasse des 
Bundes“ durch die Wörter „Unfallversichemng 
Bund und Bahn im Zuständigkeitsbereich des 
§ 125 Absatz 1“ ersetzt. 

e) ln Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „Unfallkasse 
des Bundes“ durch die Wörter „Unfallversichemng 
Bund und Bahn“ ersetzt. 

14. ln § 215 Absatz 3 werden die Wörter „Unfallkasse des 
Bundes“ durch die Wörter „Unfallversichemng Bund 
und Bahn nach § 125 Absatz 1“ ersetzt. 

15. § 2 1 8b wird aufgehoben. 

16. Die §§ 224 und 225 werden aufgehoben. 

Artikel 6 

Weitere Änderung 
des Siebten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfall- 
versichemng — (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996, 
BGBl. 1 S. 1254), das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) ln der Angabe zum Vierten Unterabschnitt des Dritten 
Abschnitts des Dritten Kapitels werden die Wörter 
„Bemfsgenossenschaft für Transport und Verkehrs- 
wirtschaft“ durch die Wörter „Bemfsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunika- 
tion“ ersetzt. 

b) Die Angabe zu § 127 wird wie folgt gefasst: 

„§ 127 (weggefallen)“. 

c) Die Angabe zu § 149 wird wie folgt gefasst: 

„§ 149 (weggefallen)“. 

2. ln der Überschrift des Vierten Unterabschnitts des 
Dritten Abschnitts des Dritten Kapitels werden die Wör- 
ter „Bemfsgenossenschaft für Transport und Verkehrs- 
wirtschaft“ durch die Wörter „Bemfsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation“ 
ersetzt. 

3. § 1 14 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 5 wird aufgehoben. 

b) Die Nummern 6 bis 9 werden die Nummern 4 bis 7. 
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4. § 121 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation ist über § 122 hinaus 
zuständig 

1 . für die Untemehmensarten, für die die Berufsgenos- 
senschaft für Transport und Verkehrswirtschaft bis 
zum 3 1 . Dezember 2015 zuständig war, 

2. für Unternehmen der Seefahrt, soweit sich nicht aus 
dem Dritten Unterabschnitt eine Zuständigkeit der 
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand er- 
gibt, 

3. für die Bundesanstalt für Post und Telekommunika- 
tion Deutsche Bundespost, 

4. für die aus dem Sondervemiögen der Deutschen Bun- 
despost hervorgegangenen Aktiengesellschaften, 

5. für die Unternehmen, die 

a) aus den Unternehmen im Sinne der Nummer 4 
ausgegliedert worden sind und von diesen über- 
wiegend beherrscht werden oder 

b) aus den Unternehmen im Sinne des Buchstabens a 
ausgegliedert worden sind und von diesen über- 
wiegend beherrscht werden 

und unmittelbar und überwiegend Post-, Postbank- 
oder Telekommunikationsaufgaben erfüllen oder die- 
sen Zwecken wie Hilfsuntemehmen dienen, 

6. für die betrieblichen Sozialeinrichtungen und in den 
durch Satzung anerkannten Selbsthilfeeinrichtungen 
der Bundesanstalt für Post und Telekommunikation 
Deutsche Bundespost, 

7. für die Bundesdruckerei GmbH und für die aus ihr 
ausgegliederten Unternehmen, sofern diese von der 
Bundesdruckerei GmbH überwiegend beherrscht 
werden und ihren Zwecken als Neben- oder Hilfsun- 
temehmen überwiegend dienen, 

8. für die Museumsstiftung Post und Telekommunika- 
tion. 

§ 125 Absatz 4 gilt entsprechend. Über die Übernahme 
von Unternehmen nach Satz 1 Nummer 3 bis 8 und den 
Widenuf entscheidet das Bundesministerium der Finan- 
zen.“ 

5. § 127 wird aufgehoben. 

6. § 149 wird aufgehoben. 

7. In § 162 Absatz 1 Satz 6 werden die Wörter „und für die 
Unfallkasse Post und Telekom“ gestrichen. 

8. Dem § 220 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4)Die§§ 176bis 181 gelten für die Berafsgenossen- 
schaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunika- 
tion mit der Maßgabe, dass für den Zuständigkeitsbereich 
nach § 121 Absatz 2 Nummer 3 bis 8 

1. bei der Ermittlung der gemeinsamen Tragung der 
Rentenlasten die zugrunde zu legenden Rechengrößen 
für das Ausgleichsjahr 2016 in Höhe von 15 Prozent, 
für das Ausgleichsjahr 2017 in Höhe von 30 Prozent, 
für das Ausgleichsjahr 2018 in Höhe von 45 Prozent, 
für das Ausgleichsjahr 2019 in Höhe von 60 Prozent, 


für das Ausgleichsjahr 2020 in Höhe von 75 Prozent 
und für das Ausgleichsjahr 2021 in Höhe von 90 Pro- 
zent anzusetzen sind, 

2. bis zum Jahr 2021 als Latenzfaktor nach § 177 Ab- 
satz 7 der für das jeweilige Ausgleichsjahr für den 
Bereich der in § 121 Absatz 2 Nummer 1 und 2 
genannten Untemehmensarten zu berechnende Wert 
anzuwenden ist.“ 

9. In § 107 Absatz 2, § 147a Absatz 1, § 154 Absatz 2 Satz 1 
und 2, § 157 Absatz 1 Satz 2, § 163 Absatz 1 Satz 2, den 
§§ 194, 196 Satz 1 sowie der Anlage 1 (zu § 114) Num- 
mer 8 werden jeweils die Wörter „Bemfsgenossenschaft 
für Transport und Verkehrswirtschaft“ durch die Wörter 
„Bemfsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation“ ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Sozialgeriehtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), das 
zuletzt durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Sozial- 
versichemng“ die Wörter „, der Gmndsichemng für 
Arbeitsuchende einschließlich der Streitigkeiten auf 
Gmnd des § 6a des Bundeskindergeldgesetzes und der 
Arbeitsfordemng“ eingefügt. 

b) Absatz 5 Satz 1 wird aufgehoben. 

2. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen 
Richter, die in den Kammern für Angelegenheiten der 
Sozialversicherang, der Gmndsichemng für Arbeit- 
suchende einschließlich der Streitigkeiten auf Gmnd 
des § 6a des Bundeskindergeldgesetzes und der Ar- 
beitsfördemng mitwirken, werden aus dem Kreis der 
Versicherten und aus dem Kreis der Arbeitgeber auf- 
gestellt. Gewerkschaften, selbständige Vereinigungen 
von Arbeitnehmern mit sozial- oder berafspolitischer 
Zwecksetzung und die in Absatz 3 Satz 2 genannten 
Vereinigungen stellen die Vorschlagslisten für ehren- 
amtliche Richter aus dem Kreis der Versicherten auf. 
Vereinigungen von Arbeitgebern und die in § 16 Ab- 
satz 4 Nummer 3 bezeichneten obersten Bundes- oder 
Landesbehörden stellen die Vorschlagslisten aus dem 
Kreis der Arbeitgeber auf“ 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

c) Absatz 5 wird Absatz 4. 

3. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 4 Nummer 4 werden nach dem Wort „ist“ 
die Wörter „ , oder Angestellte, die regelmäßig für den 
Arbeitgeber in Personalangelegenheiten tätig wer- 
den,“ eingefügt. 
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4. Nach § 56 wird folgender § 56a eingefügt: 

„§ 56a 

Rechtsbehelfe gegen behördliche Verfahrenshand- 
lungen können nur gleichzeitig mit den gegen die Sach- 
entscheidung zulässigen Rechtsbehelfen geltend ge- 
macht werden. Dies gilt nicht, wenn behördliche 
Verfahrenshandlungen vollstreckt werden können oder 
gegen einen Nichtbeteiligten ergehen.“ 

5. § 57a wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 3 werden die Wörter „ln Angelegenhei- 
ten, die Entscheidungen oder Verträge auf Landes- 
ebene betreffen“ durch die Wörter „Sind Entschei- 
dungen oder Verträge auf Landesebene Streitgegen- 
stand des Verfahrens“ ersetzt. 

b) ln Absatz 4 werden die Wörter „ln Angelegenhei- 
ten, die Entscheidungen oder Verträge auf Bundes- 
ebene betreffen“ durch die Wörter „Sind Entschei- 
dungen oder Verträge auf Bundesebene Streitgegen- 
stand des Verfahrens“ ersetzt. 

6. ln § 60 Absatz 1 wird die Angabe „§§41 bis 49“ durch 
die Wörter „§§41 bis 46 Absatz 1 und die §§47 bis 49“ 
ersetzt. 

7. ln § 73a Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Pro- 
zeßkostenhilfe“ die Wörter „mit Ausnahme des § 127 
Absatz 2 Satz 2 der Zivilprozeßordnung“ eingefügt. 

8. ln § 86b Absatz 2 Satz 4 werden nach der Angabe „928“ 
die Wörter „, 929 Absatz 1 und 3, die §§ 930“ eingefügt. 

9. Dem § 101 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Ein gerichtlicher Vergleich kann auch dadurch ge- 
schlossen werden, dass die Beteiligten einen in der 
Form eines Beschlusses ergangenen Vorschlag des Ge- 
richts, des Vorsitzenden oder des Berichterstatters 
schriftlich gegenüber dem Gericht annehmen.“ 

10. ln § 1 1 8 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „444,“ durch die 
Wörter „406 Absatz 1 bis 4, die §§ 407 bis 444,“ ersetzt. 

11. § 172 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 werden nach dem Wort „Gerichtsperso- 
nen“ die Wörter „und Sachverständigen“ eingefügt. 

b) Absatz 3 Nummer 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

„1. in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes, 
wenn in der Hauptsache die Berufung der Zulas- 
sung bedürfte, 

2. gegen die Ablehnung von Prozesskostenhilfe, 
wenn 

a) das Gericht die persönlichen oder wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen für die Prozesskos- 
tenhilfe verneint, 

b) in der Hauptsache die Berufung der Zulas- 
sung bedürfte oder 

c) das Gericht in der Sache durch Beschluss ent- 
scheidet, gegen den die Beschwerde ausge- 
schlossen ist,“. 

12. § 208 wird wie folgt geändert: 
a) Der Wortlaut wird Absatz 1 . 


b) Dem neuen Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt auch für ehrenamtliche Richter, die aus 
den Vorschlagslisten für den Kreis der Arbeitneh- 
mer vor dem . . . [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
gemäß Artikel 17 Absatz 1 dieses Gesetzes] in das 
Amt berufen worden sind.“ 

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Ehrenamtliche Richter, die aus den Vor- 
schlagslisten für den Kreis der Arbeitnehmer vor 
dem . . . [einsetzen: Tag des Inkrafttretens gemäß Ar- 
tikel 17 Absatz 1 dieses Gesetzes] in das Amt beru- 
fen worden sind, bleiben bis zum Ende der Zeit, für 
die sie berufen worden sind, im Amt und gehören so 
lange den für Angelegenheiten der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende einschließlich der Streitigkeiten 
auf Grund des § 6a des Bundeskindergeldgesetzes 
und der Arbeitsförderung zuständigen Kammern an.“ 

Artikel 8 

Änderung des Arbeitssehutzgesetzes 

Das Arbeitsschutzgesetz vom 7. August 1996 (BGBl. 1 
S. 1246), das zuletzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1 . In § 4 Nummer 1 werden die Wörter „Leben und“ durch 

die Wörter „das Leben sowie die physische und die psy- 
chische“ ersetzt. 

2. § 5 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch ein Kom- 
ma ersetzt. 

b) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

„6. psychische Belastungen bei der Arbeit.“ 

3. ln § 13 Absatz 1 Nummer 5 wird das Wort „beauftragte“ 

durch das Wort „verpflichtete“ ersetzt. 

4. § 21 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 2 werden die Wörter „Unfallkasse des Bun- 
des“ durch die Wörter „Unfallversicherung Bund und 
Bahn“ ersetzt. 

b) ln Satz 3 werden die Wörter „Eisenbahn-Unfallkasse, 
soweit diese Träger der Unfallversicherung ist“ durch 
die Wörter „Unfallversicherung Bund und Bahn, so- 
weit die Eisenbahn-Unfallkasse bis zum 3 1 . Dezem- 
ber 2014 Träger der Unfallversicherung war“ ersetzt. 

c) ln Satz 5 werden die Wörter „Unfallkasse Post und 
Telekom“ durch die Wörter „Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunika- 
tion“ ersetzt. 

Artikel 9 

Änderung des Ersten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. 1 

5. 3015), das zuletzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 
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1. In § 22 Absatz 2 werden die Wörter „die Eisenbahn-Un- 
fallkasse,“ gestrichen und werden die Wörter „Unfallkas- 
se des Bundes“ durch die Wörter „Unfallversicherung 
Bund und Bahn“ ersetzt. 

2. § 47 wird wie folgt gefasst: 

„§ 47 

Auszahlung von Geldleistungen 

(1) Soweit die besonderen Teile dieses Gesetzbuchs 
keine Regelung enthalten, sollen Geldleistungen kosten- 
frei auf ein Konto des Empfängers bei einem Geldinsti- 
tut, für das die Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 
2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der 
Geschäftsanforderungen für Überweisungen und Last- 
schriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 924/2009 (ABI. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) gilt, 
überwiesen oder, wenn der Empfänger es verlangt, kos- 
tenfrei an seinen Wohnsitz innerhalb des Geltungsberei- 
ches dieser Verordnung übermittelt werden. 

(2) Bei Zahlungen außerhalb des Geltungsbereiches 
der in Absatz 1 genannten Verordnung trägt der Leis- 
tungsträger die Kosten bis zu dem von ihm mit der Zah- 
lung beauftragten Geldinstitut.“ 

Artikel 10 

Weitere Änderung 
des Ersten Buehes Sozialgesetzbueh 

In § 22 Absatz 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch - All- 
gemeiner Teil - (Artikel I des Gesetzes vom 1 1 . Dezember 
1975, BGBl. 1 S. 3015), das zuletzt durch Artikel 9 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, werden die Wörter „die Un- 
fallkasse Post und Telekom,“ gestrichen. 

Artikel 11 

Änderung des Dritten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594, 
595), das zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 313 
folgende Angabe eingefügt: 

„§ 313a Elektronische Bescheinigung“. 

2. § 312 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„( 1 ) Der Arbeitgeber hat auf Verlangen der Arbeitneh- 
merin oder des Arbeitnehmers oder auf Verlangen der 
Bundesagentur alle Tatsachen zu bescheinigen, die für 
die Entscheidung über den Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld oder Übergangsgeld erheblich sein körmen (Arbeits- 
bescheinigung); dabei hat er den von der Bundesagentur 
hierfür vorgesehenen Vordruck zu benutzen, ln der Ar- 
beitsbescheinigung sind insbesondere 

1 . die Art der Tätigkeit der Arbeitnehmerin oder des Ar- 
beitnehmers, 

2. Beginn, Ende, Unterbrechung und Grund für die Be- 
endigung des Beschäftigungsverhältnisses und 


3. das Arbeitsentgelt und die sonstigen Geldleistungen, 
die die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer erhal- 
ten oder zu beanspruchen hat, 

anzugeben. Die Arbeitsbescheinigung ist der Arbeitneh- 
merin oder dem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber auszu- 
händigen.“ 

3. In § 312a Absatz 1 werden jeweils die Wörter „für Ar- 
beit“ gestrichen. 

4. Nach § 313 wird folgender § 313a eingefügt: 

„§ 313a 

Elektronische Bescheinigung 

Die Bescheinigungen nach den §§ 312, 312a und 313 
können von dem Bescheinigungspflichtigen der Bun- 
desagentur elektronisch unter den Voraussetzungen des 
§ 23c Absatz 2a des Vierten Buches übermittelt werden, 
es sei denn, dass die Person, für die eine Bescheinigung 
nach den §§ 312, 313 auszustellen ist, der Übermittlung 
widerspricht. Die Person, für die die Bescheinigung aus- 
zustellen ist, ist von dem Bescheinigungspflichtigen in 
allgemeiner Form schriftlich auf das Widerspruchsrecht 
hinzuweisen. § 312 Absatz 1 Satz 3 und § 313 Absatz 1 
Satz 3 finden keine Anwendung; die Bundesagentur hat 
der Person, für die eine Bescheinigung nach den §§312 
und 313 elektronisch übermittelt worden ist, unverzüg- 
lich einen Ausdruck der Daten zuzuleiten.“ 

5. Dem § 387 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Werden einer Beamtin oder einem Beamten der 
Bundesagentur mit Bestellung zur Geschäftsführerin 
oder zum Geschäftsführer einer gemeinsamen Einrich- 
tung nach § 44d Absatz 2 Satz 1 des Zweiten Buehes Auf- 
gaben eines höherwertigen Amtes übertragen, erhält sie 
oder er ab dem siebten Monat der ununterbrochenen 
Wahrnehmung dieser Aufgaben im Beamtenverhältnis 
eine Zulage, wenn in diesem Zeitpunkt die haushalts- 
rechtlichen Voraussetzungen für die Übertragung dieses 
Amtes vorliegen. Die Zulage wird in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt ihrer oder 
seiner Besoldungsgruppe und dem Grundgehalt der Be- 
soldungsgruppe gezahlt, der das höherwertige Amt zuge- 
ordnet ist, höchstens jedoch der dritten folgenden Besol- 
dungsgruppe.“ 

Artikel 12 

Änderung des Seehsten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Ren- 
tenversicherung - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), das zuletzt 
durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . ln § 148 Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern „Bun- 
desagentur für Arbeit“ die Wörter „oder in den Fällen des 
§ 6a des Zweiten Buches den zugelassenen kommunalen 
Trägem“ eingefügt. 

2. ln § 276b Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „ab dem 
31. Dezember 2012“ durch die Wörter „ab dem 1. Januar 
2013“ ersetzt. 
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Artikel 13 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Die Anlage 1 (Bundesbesoldungsordnungen A und B) 
zum Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. Juni 2009 (BGBl. 1 S. 1434), das zuletzt 
durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. ln der Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe A 16“ 
wird nach der Angabe „Chefarzt 3“ die Angabe „Direktor 
bei der Unfallversicherung Bund und Bahn - als stellver- 
tretender Geschäftsführer oder Mitglied der Geschäfts- 
führung -’7)“ eingefügt. 

2. Die Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 2“ wird 
wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „Direktor bei der Unfallkasse des Bundes 

- als stellvertretender Geschäftsführer — “ wird durch 
die Angabe 

„Direktor bei der Unfallversicherung Bund und Bahn 

- als Leiter der Abteilung Künstlersozialkasse - 

- als stellvertretender Geschäftsführer oder Mitglied 
der Geschäftsführung -2)“ 

ersetzt. 

b) Die Angabe „Direktor der Eisenbahn-Unfallkasse - 
als Geschäftsführert“ wird gestrichen. 

3. Die Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 3“ wird 
wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „Abteilungsdirektor bei der Deut- 
schen Rentenversicherung Bund - als Leiter einer 
besonders großen und besonders bedeutenden Abtei- 
lung wird die Angabe 

„Abteilungsdirektor bei der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See 

- als Leiter einer besonders großen und besonders be- 
deutenden Abteilung 

eingefügt. 

b) Nach der Angabe „Bundesbankdirektor^)“ wird die 
Angabe 

„Direktor bei der Berufsgenossenschaft Verkehrswirt- 
schaft Post-Logistik Telekommunikation - 

als stellvertretender Geschäftsführer oder Mitglied 
der Geschäftsführung 

eingefügt. 

c) Nach der Angabe „Direktor bei der Bundesnetzagen- 
tur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post 
und Eisenbahnen“ wird die Angabe 

„Direktor bei der Unfallversicherung Bund und 
Bahn- 

als stellvertretender Geschäftsführer oder Mitglied 
der Geschäftsführung 

eingefügt. 

d) Die Angabe „Direktor bei der Unfallkasse Post und 
Telekom - als Geschäftsführer“ wird gestrichen. 


4. Die Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 4“ wird 
wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „Erster Direktor der Unfallkasse des 
Bundes - als Geschäftsführer-“ wird durch die Anga- 
be „Erster Direktor bei der Unfallversicherung Bund 
und Bahn - als Vorsitzender der Geschäftsführung 
ersetzt. 

b) Die Angabe „Erster Direktor bei der Unfallversiche- 
rung Bund und Bahn - als Vorsitzender der Geschäfts- 
führung wird gestrichen. 

5. Die Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 5“ wird 
wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „Direktor bei der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See - als stellvertreten- 
der Geschäftsführer oder Mitglied der Geschäftsfüh- 
rung wird gestrichen. 

b) Nach der Angabe „Erster Direktor beim Bundesamt 
für Wehrtechnik und Beschaffung^)“ wird die Angabe 

„Erster Direktor der Unfallversicherung Bund und 
Bahn - 

als Geschäftsführer oder Vorsitzender der Geschäfts- 
führung 

eingefügt. 

6. ln der Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 6“ wird 
die Angabe „Erster Direktor der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See - als Geschäftsführer 
oder Vorsitzender der Geschäftsführung gestrichen. 

7. Den Angaben in der Gliederungseinheit „Besoldungs- 
gruppe B 7“ wird die Angabe 

„Direktor bei der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See - 

als stellvertretender Geschäftsführer oder Mitglied der 
Geschäftsführung -“ 

vorangestellt. 

8. ln der Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 8“ wird 
nach der Angabe „Direktor bei der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund - als Mitglied des Direktoriums die 
Angabe 

„Erster Direktor der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See - 

als Geschäftsführer oder Vorsitzender der Geschäftsfüh- 
rung 

eingefügt. 

Artikel 14 

Änderung des Zweiten Gesetzes 
zur Vereinheitliehung und Neuregelung 
des Besoldungsreehts in Bund und Ländern 

Artikel Vlll § 1 des Zweiten Gesetzes zur Vereinheit- 
lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern vom 23. Mai 1975 (BGBl. 1 S. 1173), das zuletzt 
durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . Absatz 2 wird aufgehoben. 
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2. In Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter „Absatz 2 Satz 5“ 
durch die Wörter „§ 147a Absatz 3 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

Artikel 15 
Änderung der 

Einstufungshöehstgrenzenverordnung 

Die Einstufungshöchstgrenzenverordnung vom 12. Okto- 
ber 2004 (BGBl. I S. 2617), die zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Verordnung über Obergrenzen für Beförderungsämter 
bei den bundesunmittelbaren Körperschaften im Bereich 
der gesetzlichen Unfallversicherung und der landwirt- 
schaftlichen Sozialversicherung (Unfallversicherungs- 
obergrenzenverordnung - UVOGrV)“. 

2. Die §§ 1 bis 3 werden aufgehoben. 

3. In § 4 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Beförde- 
rungsämter“ die Wörter „bei den bundesunmittelbaren 
gewerblichen Berufsgenossenschaften sowie der land- 
wirtschaftlichen Sozialversicherung“ eingefügt. 

Artikel 16 

Folgeänderungen weiterer Gesetze 
und Verordnungen 

(1) In § 16 Absatz 2 des Entwicklungshelfer-Gesetzes 
vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549) das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS....) geändert worden ist, werden die Wörter „Un- 
fallkasse des Bundes“ durch die Wörter „Unfallversicherung 
Bund und Bahn“ ersetzt. 

(2) In § 9 Absatz 2 und 3 des Fremdrentengesetzes vom 
25. Februar 1960 (BGBl. I S. 93, 94), das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. ...) geändert worden ist, werden jeweils die 
Wörter „Unfallkasse des Bundes“ durch die Wörter „Unfall- 
versicherung Bund und Bahn“ ersetzt. 

(3) In Artikel 8 des Gesetzes zu dem Vertrag vom 
10. März 1956 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über die Re- 
gelung gewisser Forderungen aus der Sozialversicherung 
vom 25. Juni 1958 (BGBl. 1958 II S. 168), das zuletzt durch 
... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, werden die Wörter 
„Unfallkasse des Bundes“ durch die Wörter „Unfallversi- 
cherung Bund und Bahn“ ersetzt. 

(4) In Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes vom 
12. März 1976 zu dem Abkommen vom 9. Oktober 1975 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland imd der Volksre- 
publik Polen über Renten- und Unfallversicherung nebst der 
Vereinbarung hierzu vom 9. Oktober 1975 (BGBl. 1976 II 
S. 393), das zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geändert wor- 
den ist, werden die Wörter „Unfallkasse des Bundes“ durch 
die Wörter „Unfallversicherung Bund und Bahn“ ersetzt. 

(5) In § 10 Absatz 1 Satz 1 der Datenerfassungs- und 
-Übermittlungsverordnung in der Fassung der Bekaimtma- 
chung vom 23. Januar 2006 (BGBl. I S. 152), die zuletzt 
durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird die An- 
gabe „15. April“ durch die Angabe „15. Februar“ ersetzt. 


(6) In § 1 Absatz 2 der Sozialversicherungs-Rechnungs- 
verordnung vom 15. Juli 1999 (BGBl. I S. 1627), die zuletzt 
durch . . . (BGBl. I S. . . .) geändert worden ist, wird die An- 
gabe „Nr. 6, 7 und 9“ durch die Wörter „Nummer 4, 5 und 7“ 
ersetzt. 

(7) Die Bundesuntemehmen-Unfallverhütungsverord- 
nung vom 6. April 2006 (BGBl. IS. 1114) wird aufgehoben. 

(8) Das Bundesanstalt Post-Gesetz vom 14. September 

1994 (BGBl. I S. 2325), das zuletzt durch . . . (BGBl. IS....) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . In § 26 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2, § 26g Absatz 5 Satz 3, 
§ 26i Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie § 26k Absatz 1 Num- 
mer 2 Satz 1, Nummer 3 Satz 1 und 3 und Nummer 4 
Satz 1 werden jeweils die Wörter „Unfallkasse Post und 
Telekom“ durch die Wörter „Berufsgenossenschaft Ver- 
kehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation“ er- 
setzt. 

2. ln § 28 Absatz 2 Satz 1 wird vor den Wörtern „Unfallkas- 
se Post und Telekom“ das Wort „früheren“ eingefügt. 

(9) Das Postsozialversicherungsorganisationsgesetz vom 
14. September 1994 (BGBl. I S. 2325, 2338) wird aufgeho- 
ben. 

(10) Die Postunfallkassenverordnung vom 11. Januar 

1995 (BGBl. I S. 20) wird aufgehoben. 

( 1 1 ) In § 17 Absatz 2 des Postpersonalrechtsgesetzes vom 
14. September 1994 (BGBl. I S. 2325, 2353), das zuletzt 
durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, werden die 
Wörter „Unfallkasse Post und Telekom“ durch die Wörter 
„Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Te- 
lekommunikation“ ersetzt. 

(12) Artikel 7 des Eisenbahnneuordnungsgesetzes vom 
27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378; 1994 I S. 2439) wird 
aufgehoben. 

(13) Die Eisenbahn-Unfallkassenübergangsverordnung 
vom 7. Februar 1994 (BGBl. I S. 198) wird aufgehoben. 

(14) § 13 Absatz 3 des Bundeseisenbahnneugliederungs- 
gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378; 1994 I 
S. 2439) wird aufgehoben. 

(15) Die Eisenbahn-Unfallkasse Kostenerstattungsver- 
ordnung vom 15. Juni 2000 (BGBl. I S. 912) wird aufgeho- 
ben. 

(16) In der Anlage 2 (zu § 10 Absatz 1) und der Anlage 4 
(zu § 51 Absatz 1) der Bundeslaufbahnverordnung vom 
12. Februar 2009 (BGBl. I S. 284), die zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird jeweils das Wort 
„Eisenbahn-Unfallkasse“ durch die Wörter „Unfallversiche- 
rung Bund und Bahn“ ersetzt. 

(17) In § 34 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes über die Alters- 
sicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBl. IS. 1890, 
1891), das zuletzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden 
ist, wird die Angabe „Satz 3“ durch die Angabe „Satz 2“ er- 
setzt. 

(18) In § 37 Absatz 1, 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2 und Ab- 
satz 4, § 42 Satz 2 und 3 sowie § 43 Absatz 1 Satz 1 des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes vom 27. Juli 1981 
(BGBl. I S. 705), das zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geän- 
dert worden ist, werden jeweils die Wörter „Unfallkasse des 
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Bundes“ durch die Wörter „Unfallversicherung Bund und 
Bahn“ ersetzt. 

(19) ln Artikel 4 Absatz 1 der Rheinschiffspersonalein- 
fiihrungsverordnung vom 16. Dezember 2011 (BGBl. 2011 11 
S. 1300), die zuletzt durch ... (BGBl. 1 S. ...) geändert 
worden ist, werden die Wörter „Berufsgenossenschaft für 
Transport und Verkehrswirtschaft“ durch die Wörter „Be- 
rufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele- 
kommunikation“ ersetzt. 

(20) Das Seeaufgabengesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 26. Juli 2002 (BGBl. 1 S. 2876), das zuletzt 
durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. ln § 5 Absatz 2 Satz 2 und 4 wird jeweils das Wort „See- 
Berufsgenossenschaft“ durch die Wörter „Berufsgenos- 
senschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommu- 
nikation“ ersetzt. 

2. ln § 6 Absatz 1 bis 3, 4 Satz 1 und 3, Absatz 5 Satz 2 und 
3 und Absatz 6 werden jeweils die Wörter „Berufsgenos- 
senschaft für Transport und Verkehrswirtschaft“ durch 
die Wörter „Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation“ ersetzt. 

(21) ln § 5 Absatz 1 der Verordnung zur Durchführung 
des Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes vom 5. Juni 
1986 (BGBl. 1 S. 860), die zuletzt durch ... (BGBl. IS....) 
geändert worden ist, werden die Wörter „Berufsgenossen- 
schaft für Transport und Verkehrswirtschaft“ durch die Wör- 
ter „Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation“ ersetzt. 

(22) ln § 13 Absatz 2 des Seesicherheits-Untersuchungs- 
Gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 
2012 (BGBl. 1 S. 390), das zuletzt durch ... (BGBl. IS....) 
geändert worden ist, werden die Wörter „Berufsgenossen- 
schaft für Transport und Verkehrswirtschaft“ durch die Wör- 


ter „Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation“ ersetzt. 

Artikel 17 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Artikel 1 § 12 Absatz 2 und § 14, Artikel 2 §§ 8, 13 
und 14, Artikel 3 Nummer 4, Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe d, 
i und j, Nummer 8, 12 und 16, die Artikel 7 und 8 Nummer 1 
bis 3, Artikel 9 Nummer 2, Artikel 1 1 Nummer 2, 3 und 5, die 
Artikel 12 und 13 Nummer 3 Buchstabe a, Nummer 5 Buch- 
stabe a und Nummer 6 bis 8 sowie die Artikel 14, 15 und 16 
Absatz 17 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 3 Nummer 3 und Artikel 1 6 Absatz 5 treten am 
1. Juli 2013 in Kraft. 

(3) Artikel 3 Nummer 2 sowie Artikel 1 1 Nummer 1 und 4 
treten am 1. Januar 2014 in Kraft. 

(4) Artikel 1 §§ 1 bis 11, 12 Absatz 1 und § 13, Artikel 3 
Nummer 1 und 5 bis 10, Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe a 
bis c und e bis h, Nummer 2 bis 7, 9 bis 11, 13 bis 15, Arti- 
kel 8 Nummer 4 Buchstabe a und b, Artikel 9 Nummer 1, 
Artikel 13 Nummer 1, 2 und 4 Buchstabe a sowie Artikel 16 
Absatz 1 bis 4, 12 bis 16 und 18 treten am 1. Januar 2015 in 
Kraft. 

(5) Artikel 16 Absatz 7 tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

(6) Artikel 13 Nummer 3 Buchstabe c, Nummer 4 Buch- 
stabe b und Nummer 5 Buchstabe b tritt am 1. Juli 2017 in 
Kraft. 

(7) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2016 in 
Kraft. 

(8) Artikel 1 § 7 tritt am 1. Juli 2017 außer Kraft. 

(9) Artikel 2 § 15 Satz 2 tritt am 1. Januar 2022 außer 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfallversi- 
cherungsträger der öffentlichen Hand 

Durch das Gesetz zur Neuorganisation der bundesunmittel- 
baren Unfallkassen wird der durch das Gesetz zur Moderni- 
sierung der gesetzlichen Unfallversicherung vom 30. Okto- 
ber 2008, BGBl. 1 S. 2130 (UVMG) eingeleitete Prozess der 
Straffung und Modernisierung der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung fortgesetzt. 

Ein wesentlicher Baustein der Neuorganisation des Systems 
der gesetzlichen Unfallversicherung ist die Reduzierung der 
Trägerzahl sowohl im gewerblichen als auch im öffentlichen 
Bereich. Mit dem UVMG wurden die Selbstverwaltungen 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften beauftragt, die 
Zahl der gewerblichen Berufsgenossenschaften durch Fusio- 
nen von 23 Trägem auf neun zu reduzieren. Diese Zielvorga- 
be ist zum 1. Januar 2011 umgesetzt worden. 

Im Bereich der bundesunmittelbaren Unfallversichemngs- 
träger der öffentlichen Hand (Unfallkasse des Bundes, Ei- 
senbahn-Unfallkasse, Unfallkasse Post und Telekom) setzt 
das UVMG die Zielvorgabe, die Trägerzahl von drei auf eine 
Unfallkasse zu reduzieren. Das vorliegende Gesetz dient der 
Umsetzung dieser Zielvorgabe. 

Die Fusionen im gewerblichen Bereich waren auf der Grund- 
lage von Beschlüssen der Selbstverwaltung möglich. Die 
Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfallkassen be- 
darf hingegen einer gesetzlichen Gmndlage. Die Unfallkas- 
sen sind durch Gesetz errichtet worden; für die den Trägem 
übertragenen staatlichen Aufgaben sind ebenfalls gesetzli- 
che Regelungen erforderlich. 

Ungeachtet des Erfordernisses einer gesetzlichen Gmndlage 
sollte auch den Selbstverwaltungen der bundesunmittelbaren 
Unfallkassen ein Höchstmaß an Mitspracherecht eingeräumt 
werden. Entsprechend dem Gmndsatz vom Vorrang der 
Selbstverwaltung wurde den drei bundesunmittelbaren Un- 
fallversichemngsträgem der öffentlichen Hand daher durch 
das UVMG (§ 224 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch - 
SGB VII) der Auftrag erteilt, ein Konzept vorzulegen, das ei- 
ne umfassende Prüfung der Möglichkeiten der Reduziemng 
auf einen Träger enthalten sollte. Die Selbstverwaltungen 
sind dem gesetzlichen Auftrag nachgekommen und haben 
die Rahmenbedingungen für eine Reduziemng der Träger- 
zahl dargelegt. Unter Berücksichtigung dieser Vorüberle- 
gungen der Selbstverwaltungen haben die zuständigen Bun- 
desressorts (Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
Bundesministerium der Finanzen, Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung) Eckpunkte für die Neu- 
organisation der bundesunmittelbaren Unfallversichemngs- 
träger der öffentlichen Hand vorgelegt. Vorgesehen ist da- 
nach eine Vereinigung der Unfallkasse des Bundes mit der 
Eisenbahn-Unfallkasse sowie eine Vereinigung der Unfall- 
kasse Post und Telekom mit einer gewerblichen Bemfsge- 
nossenschaft. 


Die Selbstverwaltungen wurden auch nach diesen gmndsätz- 
lichen Entscheidungen über die künftige Trägerstmktur in 
das weitere Verfahren eingebunden. So wurde den betroffe- 
nen Trägem Gelegenheit gegeben, auf Gmndlage der Eck- 
punkte Vorschläge für die gesetzlich zu regelnden Fusionen 
zu unterbreiten. Die daraufhin vorgelegten Vorschläge der 
Selbstverwaltungen werden in dem Gesetzentwurf weitge- 
hend aufgegriffen. Insbesondere bei klassischen Entschei- 
dungsfeldem der Selbstverwaltung, die sich bei Vereinigun- 
gen ergeben, werden die Vorstellungen der Träger 
berücksichtigt. Dies gilt insbesondere für den gemeinsamen 
Vorschlag der Selbstverwaltungen der Unfallkasse Post und 
Telekom und der Bemfsgenossenschaft für Transport und 
Verkehrswirtschaft, die beiden Träger zu einer neuen ge- 
werblichen Bemfsgenossenschaft zu fusionieren. Auch in 
den Bereichen, in denen gewerbliche Berafsgenossenschaf- 
ten durch § 118 SGB VII Gestaltungsmöglichkeiten bei 
Fusionen eröffnet werden, werden die Vorschläge der Selbst- 
verwaltungen übernommen. Die Bezeichnungen der fusionier- 
ten Träger und die Fusionszeitpunkte entsprechen ebenfalls 
den Vorschlägen. Im Übrigen werden die im SGB IV und 
SGB VII festgelegten Gmndstmkturen für Vereinigungen 
von Unfallversichemngsträgem berücksichtigt. 

Änderungen des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 

Die Sozialgerichtsbarkeit ist nach wie vor stark belastet. Zur 
Entlastung und zur Effizienzsteigemng in der Sozialge- 
richtsbarkeit werden Ändemngsvorschläge zum Sozialpro- 
zessrecht aus dem im Juni 2012 beschlossenen Bericht der 
83. Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister 
(JuMiKo) aufgegriffen. Darüber hinaus werden mit den Än- 
demngen des SGG Anregungen aus der Praxis umgesetzt, 
die zu höherer Rechtssicherheit oder zur Verfahrensvereinfa- 
chung beitragen. 

Änderungen des SGB III und SGB IV zur Ausstellung 
von Arbeitsbescheinigungen und elektronischen Über- 
mittlung von Bescheinigungen 

Arbeitgeber sind nach geltendem Recht verpflichtet, bei Be- 
endigung eines Beschäftigungsverhältnisses in jedem Fall 
eine Arbeitsbescheinigung auszustellen, mittels derer alle 
Tatsachen zu bescheinigen sind, die für die Entscheidung 
über einen Antrag auf Arbeitslosengeld erheblich sein kön- 
nen. In der weit überwiegenden Zahl tritt bei Beendigung ei- 
ner Beschäftigung anschließend jedoch keine Arbeitslosig- 
keit ein beziehungsweise beantragen die Arbeitnehmerinnen 
oder Arbeitnehmer kein Arbeitslosengeld, sodass eine Ar- 
beitsbescheinigung nicht in jedem Fall benötigt wird. Die 
ausnahmslose gesetzliche Verpflichtung zur Ausstellung der 
Arbeitsbescheinigung führt insoweit für Arbeitgeber zu Kos- 
ten, die vermeidbar wären. Die Arbeitsbescheinigung bei 
Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses soll deshalb 
künftig nur noch darm ausgestellt werden, wenn die Arbeit- 
nehmerin, der Arbeitnehmer oder die Bundesagentur für Ar- 
beit dies verlangt. Darüber hinaus soll Arbeitgebern die 
Möglichkeit eröffnet werden, die von ihnen zu erstellenden 
Bescheinigungen auf elektronischem Wege an die Bundes- 
agentur für Arbeit zu übermitteln. 
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II. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 

Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfallversi- 
cherungsträger der öffentlichen Hand 

Der Gesetzentwurf regelt die Errichtung der Unfallversi- 
cherung Bund und Bahn durch eine Fusion der Eisenbahn- 
Unfallkasse mit der Unfallkasse des Bundes zum 1 . Januar 
2015 (Artikel 1) sowie die Errichtung der Berufsgenossen- 
schaft für Transportwirtschaft Post-Logistik und Telekom- 
munikation durch Fusion der Unfallkasse Post und Telekom 
mit der Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrs- 
wirtschaft zum 1. Januar 2016 (Artikel 2). Für die Über- 
gangszeit bis zu den nächsten Sozialwahlen werden die not- 
wendigen Übergangsregelungen, insbesondere zu den Be- 
reichen Selbstverwaltung, Geschäftsführung, Personal und 
Haushalt, getroffen. 

Bei der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Lo- 
gistik Telekommunikation ist für die Mitgliedsuntemehmen 
der Unfallkasse Post und Telekom eine stufenweise Teilnah- 
me am Lastenausgleich der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften vorgesehen. Besondere Belastungen der Postnach- 
folgeuntemehmen aus der Privatisierung im Zuge der 
Postrefonn nehmen weiter ab, so dass mittelfristig aus Wett- 
bewerbsgründen eine vollständige Teilnahme an der Lasten- 
verteilung geboten ist. Darüber hinaus sind für diesen Zu- 
sammenschluss nur insoweit dauerhafte Sonderregelungen 
erforderlich, als die neue Berufsgenossenschaft Verkehrs- 
wirtschaft Post-Logistik Telekommunikation übertragene 
staatliche Aufgaben (wie zuvor die Unfallkasse Post und Te- 
lekom) wahrnimmt. Im Übrigen finden die allgemeinen - für 
alle gewerblichen Berufsgenossenschafen geltenden - Rege- 
lungen Anwendung. 

Bei der Errichtung der Unfallversicherung Bund und Bahn 
sind - wie im geltenden Recht - spezielle Regelungen auf- 
grund der durch das Künstlersozialversicherungsgesetz 
übertragenen Aufgabe der Durchführung der Künstlersozial- 
versicherung erforderlich. Weitere Sonderregelungen wer- 
den aufgrund der dauerhaft unterschiedlichen Finanzie- 
rungsgrundlagen für die Zuständigkeitsbereiche der 
Vorgängerorganisationen getroffen. Bei der Prävention für 
die Betriebe und Verwaltungen des Bundes werden Befug- 
nisse und Eigenverantwortung der Unfallversicherung Bund 
und Bahn - gegenüber den bisherigen Kompetenzen der Un- 
fallkasse des Bundes - gestärkt. 

Änderungen des Sozialgeriehtsgesetzes 

Mit den Änderungen des Sozialgerichtsgesetzes werden 
Vorschläge der JuMiKo aufgegriffen, die zu einer Effi- 
zienzsteigerung in der Sozialgerichtsbarkeit führen sollen. 
Dazu gehören insbesondere die Harmonisierung der Listen 
der ehrenamtlichen Richter sowie der Ausschluss der Be- 
schwerde gegen Beschlüsse des Sozialgerichts über die Ab- 
lehnung von Sachverständigen. Außerdem wird mit der 
Neufassung des § 172 SGG eine übersichtliche und klare 
Regelung zur Statthaftigkeit von Beschwerden geschaffen. 
Um auch zukünftig aus dem Bereich der privaten Wirt- 
schaft in ausreichender Zahl ehrenamtliche Richter aus dem 
Kreis der Arbeitgeber berufen zu körmen, wird eine Anre- 
gung aus der Praxis zur Erweiterung dieser Personengruppe 
umgesetzt. 


Änderungen des SGB III und SGB IV zur Ausstellung 
von Arbeitsbeseheinigungen und elektronisehen Über- 
mittlung von Beseheinigungen 

Im Jahr 2011 wurden in Deutschland circa 7,8 Millionen so- 
zialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse been- 
det. Im gleichen Zeitraum wurden circa 2,5 Millionen Anträge 
auf Arbeitslosengeld gestellt. In der weit überwiegenden Zahl 
beendeter Beschäftigungsverhältnisse tritt damit Arbeitslo- 
sigkeit nicht ein beziehungsweise wird kein Arbeitslosengeld 
beantragt. Die gesetzliche Verpflichtung des Arbeitgebers zur 
Ausstellung einer Arbeitsbescheinigung nach § 3 12 des SGB III 
wird deshalb auf Sachverhalte beschränkt, in denen die Ar- 
beitnehmerin, der Arbeitnehmer oder die Bundesagentur für 
Arbeit dies verlangt. Im Weiteren wird eine gesetzliche 
Grundlage für die elektronische Übermittlung der Arbeitsbe- 
scheinigung (§§ 312, 312a SGB III) und der Nebeneinkom- 
mensbescheinigung (§313 SGB III) durch die Arbeitgeber an 
die Bundesagentur für Arbeit geschaffen. Dadurch wird dem 
Arbeitgeber die Befugnis eingeräumt, die Daten der Arbeits- 
bescheinigung unmittelbar an die Bundesagentur für Arbeit 
zu übermitteln; die Bundesagentur für Arbeit wird befugt, die- 
se Daten anzunehmen. Die datenschutzrechtlichen Interessen 
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen werden durch ein 
Widerspruchsrecht gegen eine elektronische Übermittlung ge- 
schützt. 

Sonstige Rechtsänderungen 

Im SGB I wird eine Regelung zu den Kosten von Auszahlun- 
gen von Geldleistungen in das Ausland getroffen. 

Das SGB III wird um eine dienstrechtliche Regelung 
ergänzt, die im Zusammenhang mit den Regelungen des 
SGB II zu den Geschäftsführerinnen und Geschäftsführern 
gemeinsamer Einrichtungen erforderlich wurde. 

Im SGB IV wird eine redaktionelle Klarstellung zur Prüfung 
der Künstlersozialabgabe vorgenommen. 

Durch eine weitere Änderung des SGB IV wird der Notwen- 
digkeit Rechnung getragen, dass im Zusammenhang mit der 
Integration der Meldungen für die Unfallversicherung in das 
Meldeverfahren die Frist für die Abgabe der Jahresmeldung 
für das Vorjahr vom 15. April des Folgejahres auf den 15. Fe- 
bruar vorzuziehen ist. 

Im SGB VI wird die datenschutzrechtliche Grundlage für die 
Nutzung eines automatisierten Verfahrens zum Abruf von 
Sozialdaten beim Rentenversicherungsträger durch die zu- 
gelassenen kommunalen Träger geschaffen. Hierdurch wird 
den zugelassenen kommunalen Trägem die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben der Gmndsichemng für Arbeitsuchende er- 
leichtert. 

Durch Ändemng im SGB VII werden beim Prüfverfahren in 
der gesetzlichen Unfallversichemng Wirtschaftlichkeit und 
Effektivität der Beitragsprüfüng bei den Arbeitgebern er- 
höht. 

Durch zwei Ändemngen im Arbeitsschutzgesetz wird klar- 
gestellt, dass sich die Gefährdungsbeurteilung auch auf psy- 
chische Belastungen bei der Arbeit bezieht und der Gesund- 
heitsbegriff neben der physischen auch die psychische 
Gesundheit der Beschäftigten umfasst. 

Im Bundesbesoldungsgesetz (Anlage I Bundesbesoldungs- 
ordnungen A und B) werden Ändemngen vorgenommen zur 
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besoldungsmäßigen Einstufung der künftigen Geschäftsfüh- 
rung der Unfallversicherung Bund und Bahn und zur Umset- 
zung der besoldungsmäßigen Anpassung von herausgehobe- 
nen Ämtern verschiedener Bundesbehörden. Außerdem wird 
nach Abschluss des Fusionsprozesses bei den gewerblichen 
Berufsgenossenschaften die besoldungsrechtliche Einstu- 
fung der Geschäftsführer gesetzlich festgeschrieben. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Neuorga- 
nisation der bundesunmittelbaren Unfallkassen, für die Ge- 
setzesänderungen im SGB I, SGB III und SGB VI sowie für 
die Neuregelungen im Arbeitsschutz ergibt sich aus Arti- 
kel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes (GG) (Sozial- 
versicherung, Arbeitsschutz), für die die Beamtinnen und Be- 
amten der Träger sowie die Neubewertung von Ämtern 
betreffenden Regelungen aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 8 
GG. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Ände- 
rung des Sozialgerichtsgesetzes (Artikel 7) ergibt sich aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen 
Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen 
Union und mit völkerrechtlichen Verträgen, die die Bundes- 
republik Deutschland geschlossen hat, vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfallver- 
sicherungsträger führt zu einer Verwaltungsvereinfachung 
durch Effizienzsteigerung. Aufgaben, wie die Erstellung und 
Genehmigung eines Haushaltsplans, müssen vor Inkraft- 
treten des Gesetzes bei vier, danach nur noch bei zwei 
Organisationen vorgenommen werden. Daneben bewirkt die 
Reduzierung der Anzahl der Unfallversicherungsträger der 
öffentlichen Hand eine Rechtsvereinfachung, da unter- 
schiedliche gesetzliche Spezialregelungen durch dieses Ge- 
setz entbehrlich werden. 

Die Änderungen des Sozialgerichtsgesetzes, insbesondere 
die Harmonisierung der Listen zur Berufung der ehrenamt- 
lichen Richter und die Überarbeitung der Regelungen zur 
Statthaftigkeit der Beschwerde (§ 172 SGG), führen eben- 
falls zu einer Rechts- und Verwaltungsvereinfachung. 

Die Rechtsänderungen im SGB III zur Arbeitsbescheinigung 
führen zu einer deutlichen Entlastung der Arbeitgeber. Die 
Regelungen zur elektronischen Übermittlung von Bescheini- 
gungen können insbesondere bei der Bundesagentur für 
Arbeit zu einer erheblichen Reduzierung des Erfüllungsauf- 
wandes beitragen, indem sie eine medienbruchfreie elektro- 
nische Weiterverarbeitung der Daten in den IT-basierten 
Leistungsverfahren des Arbeitslosengeldes ermöglichen. 

Durch die aus der Modifizierung des SGB VII resultierenden 
Änderungen des Prüfverfahrens in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung werden die Wirtschaftlichkeit und Effektivität 
der Beitragsprüfung bei den Arbeitgebern erhöht. 


Die mit der Änderung des SGB VI eröffnete Möglichkeit der 
Nutzung eines automatisierten Verfahrens zum Abruf von 
Sozialdaten beim Rentenversicherungsträger durch die zu- 
gelassenen kommunalen Träger führt zu einer Vereinfa- 
chung und zu einer Beschleunigung bei der Leistungssach- 
bearbeitung. 

Die Überführung der Prüfung der Künstlersozialabgabe in 
die turnusmäßige Arbeitgeberprüfung nach dem Sozial- 
gesetzbuch verbessert die Verwaltungseffizienz, indem sie 
die Prüfung der Künstlersozialabgabe mit der des Gesamt- 
sozialversicherungsbeitrages vereinheitlicht. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Gesetzentwurf berührt keine Aspekte einer nachhaltigen 
Entwicklung im Sinne der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

4. Erfüllungsaufwand 

Der aus dem Gesetzesvorhaben zu erwartende Erfüllungs- 
aufwand für die Unfallkasse des Bundes und die Eisenbahn- 
Unfallkasse wird auf insgesamt rund 1 ,3 Mio. Euro geschätzt 
(650 000 Euro je Unfallkasse). Davon werden etwa 1 Mio. 
Euro für die Einführung einer einheitlichen IT-Infrastruktur 
benötigt; dieser einmalige Investitionsbedarf ist zum Teil auf 
ein - aufgrund der anstehenden Errichtung der Unfallver- 
sicherung Bund und Bahn - restriktives Investitionsverhal- 
ten in die derzeit noch bestehenden IT-Strukturen begründet. 
Die übrigen rund 300 000 Euro resultieren aus umstellungs- 
bedingten Aufwendungen sowie Organisationsanpassungen 
(Inanspruchnahme von Beraterleistungen, Anpassungen in- 
terner Arbeitsabläufe, Umstellung von Telefonanlage und 
Website sowie Austausch der Beschilderung der Dienstge- 
bäude). Sofern in Folge einer Überführung der bei der Eisen- 
bahn-Unfallkasse beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer in die Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder Kosten entstehen, werden diese durch die Eisenbahn- 
Unfallkasse oder durch die Unfallversicherung Bund und 
Bahn (Teilhaushalt für den Zuständigkeitsbereich nach § 125 
Absatz 2 SGB VII) getragen. 

Der aus dem Gesetzesvorhaben zu erwartende Erfüllungs- 
aufwand für die Unfallkasse Post und Telekom und die Be- 
rufsgenossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft 
wird auf insgesamt rund 340 000 Euro geschätzt. Dieser ein- 
malige Umstellungsaufwand ergibt sich im Wesentlichen aus 
folgenden Positionen: Anpassungen IT, Inanspruchnahme 
von Beraterleistungen, Anpassungen interner Arbeitsabläu- 
fe, Umstellung von Telefonanlage und Website sowie Aus- 
tausch der Beschilderung der Dienstgebäude. 

Dem umstellungsbedingten Erfüllungsaufwand stehen lang- 
fristig deutlich höhere Einsparungen insbesondere im Be- 
reich der Verwaltungskosten gegenüber. 

Durch die Herausnahme von Unternehmen mit einem Un- 
fallversicherungsbeitrag unter 475 Euro bei der Betriebsprü- 
fung reduziert sich der Erfüllungsaufwand unter Berücksich- 
tigung von Stichprobenprüfungen bei der Deutschen 
Rentenversicherung voraussichtlich um rund 7 Mio. Euro 
jährlich. Diesem Wert liegt die Annahme zu Grunde, dass 
künftig rund 1,5 Millionen Unternehmen weniger von der 
Deutschen Rentenversicherung im Hinblick auf unfallversi- 
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cherungsrechtliche Aspekte hin geprüft werden (375 000 pro 
Jahr). Für die einzelne Prüfung wird von einer Kostenreduk- 
tion von gut 1 9 Euro ausgegangen. 

Die Unfallversicherungsträger können dagegen zukünftig in 
bestimmten Fällen selbst eine Prüfung durchführen; der 
dadurch erwartete Erfüllungsaufwand wird auf rund 1 Mio. 
Euro jährlich geschätzt. Es wird davon ausgegangen, dass 
künftig etwa 7 000 Unternehmen pro Jahr von den Unfall- 
versicherungsträgem geprüft werden. Für die einzelne Prü- 
fung dürfte ein Zeitaufwand von etwa 4 Stunden (140 Euro 
pro Prüfung) zu veranschlagen sein. 

Für die Umstellung des Verfahrens entsteht der Deutschen 
Rentenversichemng voraussichtlich einmaliger IT-Aufwand 
von mnd 300 000 Euro. 

Durch die redaktionelle Klarstellung in § 28p Absatz la 
SGB IV, dass der Vier-Jahres-Prüftumus aus Absatz 1 auch 
bei der Prüfung der Künstlersozialabgabe nach Absatz la 
gilt, entsteht zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Verwal- 
tung in Höhe von mnd 500 000 Euro jährlich. 

Der zusätzliche Erfüllungsaufwand ergibt sich aus Nach- 
fragen und Folgearbeiten, die sich im Rahmen von Betriebs- 
prüfungen zur Künstlersozialabgabe ergeben können. Das 
betrifft den Verwerterbestand (mnd 150 000 Arbeitgeber), 
der bisher nicht geprüft wird, sowie Unternehmen, bei denen 
die Abgabepflicht zweifelhaft ist. Bei dem ganz überwiegen- 
den Teil der insgesamt mnd 3,2 Millionen Arbeitgeber wird 
es keine Anhaltspunkte für eine Künstlersozialabgabepflicht 
geben. Daher wird in diesen Fällen auch kein Erfüllungsauf- 
wand entstehen. 

Erfüllungsaufwand, der bisher durch das aufwendige und 
personalintensive Anschreibeverfahren entstanden ist, wird 
künftig wegfallen. 

Die Überfühmng der Prüfung der Künstlersozialabgabe in 
die turnusmäßige Arbeitgeberprüfung nach § 28p SGB IV, 
die einheitlich durch den Prüfdienst der Träger der Deut- 
schen Rentenversichemng durchgeführt wird, leistet einen 
Beitrag zur Entbürokratisiemng. Für Arbeitgeber findet 
künftig nur noch eine einheitliche Prüfung statt. Die Wirt- 
schaft wird von dem mit einem Anschreibeverfahren ver- 
bundenen Verwaltungsaufwand entlastet. Die gesetzlichen 
Auszeichnungs- und Meldepflichten nach dem Künstler- 
sozialversichemngsgesetz werden durch die Klarstellung im 
Gesetz nicht berührt. 

Die Durchfühmng einer einheitlichen Prüfung ist auch vor 
dem Hintergmnd der elektronisch unterstützten Betriebsprü- 
fung (euBP) geboten. Nur so kann die bezweckte verwal- 
tungsmäßige Entlastung der Wirtschaft vollständig erreicht 
werden. Die euBP ermöglicht die Erledigung aller Prüfthe- 
men, einschließlich der Künstlersozialabgabe. Würden wei- 
terhin Sonderprüfungen durchgeführt, wie bisher im Rah- 
men des Anschreibeverfahrens, blieben mögliche 
Synergieeffekte ungenutzt. 

Durch die Prüftätigkeit ergibt sich für die Wirtschaft ein 
zusätzlicher Erfüllungsaufwand von mnd 500 000 Euro jähr- 
lich, der dem der Verwaltung spiegelbildlich entspricht. Für 
die Wirtschaft folgt der Erfüllungsaufwand aus der Klämng 
von Zweifelsfragen bei der Prüfung durch den Prüfdienst der 
Rentenversichemng. Soweit Prüfungen keinen Anhalt für 


eine Abgabepfiicht ergeben, wird zusätzlicher Verwaltungs- 
aufwand nicht entstehen. 

Durch die Rechtsändemngen zur Arbeitsbescheinigung und 
zur elektronischen Übemiittlung von Bescheinigungen nach 
dem SGB III reduziert sich für die Wirtschaft der Erfüllungs- 
aufwand um jährlich mnd 52,6 Mio. Euro. 

Bisher sind die Arbeitgeber verpflichtet, bei jeder Beendi- 
gung eines sozialversichemngspfiichtigen Beschäftigungs- 
verhältnisses eine Arbeitsbescheinigung auszustellen. Im 
Jahr 2011 wurden insgesamt mnd 7,8 Millionen sozialversi- 
chemngspfiichtige Beschäftigungsverhältnisse beendet. Die 
Zahl der bei der Bundesagentur für Arbeit für einen Antrag 
auf Arbeitslosengeld eingereichten Arbeitsbescheinigungen 
beläuft sich hingegen nur auf mnd fünf Millionen Bescheini- 
gungen pro Jahr. Durch die Ändemngen in § 312 Absatz 1 
SGB III müssen künftig nur noch mnd 5 Millionen Arbeits- 
bescheinigungen ausgestellt werden. Bei einem Lohnkosten- 
satz von 30,90 Euro pro Stunde und einem zeitlichen 
Aufwand zur Erstellung einer Arbeitsbescheinigung von 
durchschnittlich 3 1 Minuten (der zeitliche Aufwand variiert 
mit der Betriebsgröße) ergeben sich somit künftig Büro- 
kratiekosten dieser Informationspfiicht in Höhe von mnd 
79,4 Mio. Euro jährlich, wohingegen die Bürokratiekosten 
bei 7,8 Millionen Arbeitsbescheinigungen aktuell mit 
123,6 Mio. Euro um gut 44,1 Mio. Euro höher ausfallen. 

Darüber hinaus führt auch die neue Möglichkeit der elektroni- 
schen Übermittlung einer Arbeits- oder Nebeneinkommens- 
bescheinigung (§ 313a SGB III) zu einer Verringemng des 
Erfüllungsaufwandes für die Wirtschaft. Unter der Annahme, 
dass 80 Prozent aller künftig noch zu erstellenden Arbeits- 
und Nebeneinkommensbescheinigungen elektronisch an die 
Bundesagentur für Arbeit übermittelt werden, reduziert sich 
für diese Fälle der Erfüllungsaufwand, denn der Betrieb spart 
sich das Ausdmcken, Archivieren und Übergeben der Beschei- 
nigung (Standardaktivität 12). Dieser Zeitaufwand schwankt 
bei Arbeitsbescheinigungen zwischen 2,5 Minuten bei großen, 
3 Minuten bei mittleren und 5 Minuten bei kleinen Betrieben, 
bei Nebeneinkommensbescheinigungen beträgt er durchgän- 
gig 2 Minuten. Bei einem Lohnkostensatz von 30,90 Euro pro 
Stunde reduziert sich der Erfüllungsaufwand für die Erstel- 
lung einer Arbeitsbescheinigung um weitere 7,2 Mio. Euro. 
Nach Auskunft der Bundesagentur für Arbeit wurden im Jahr 
2011 mnd 620 000 Nebeneinkommensbescheinigungen ein- 
gereicht. Durch eine elektronische Übermittlung in 80 Pro- 
zent der Fälle würde sich hier der Erfüllungsaufwand um mnd 
510 000 Euro auf 3,2 Mio. Euro jährlich verringern. 

Zusätzlich verringert sich bei elektronisch übermittelten 
Arbeitsbescheinigungen der Aufwand von Rückfragen und 
Korrekturen, da im Rahmen der automatisierten Übertra- 
gung nur vollständige und logische Daten zur Arbeitsbe- 
scheinigung übermittelt werden können. Nach Angaben der 
Bundesagentur für Arbeit entsteht ein solcher Bedarf gegen- 
wärtig in mnd 2 Prozent der Fälle. Bei einer Bearbeitungszeit 
von 10 Minuten und einem Lohnkostensatz von 30,90 Euro 
pro Stunde verringert sich der Erfüllungsaufwand für die 
Korrektur einer Arbeitsbescheinigung künftig folglich um 
mnd 640 000 Euro. 

Um Arbeits- und Nebeneinkommensbescheinigungen künf- 
tig elektronisch übermitteln zu können, sind Anpassungen in 
der Personalabrechnungssoftware der Betriebe - sofern vor- 
handen - erforderlich. In welchem Umfang Anpassungen 
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der jeweils verwendeten Software erforderlich sind, hängt 
von den Gegebenheiten des einzelnen Unternehmens ab. Es 
ist davon auszugehen, dass von der Möglichkeit einer elek- 
tronischen Übermittlung in erster Linie Arbeitgeber Ge- 
brauch machen werden, die schon über eine elektronische 
Datenhaltung verfugen, so dass im Regelfall auf die im Un- 
ternehmen bereits vorhandene Softwarelösung aufgesetzt 
werden kann. 

Der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung reduziert sich 
durch die Möglichkeit der elektronischen Übermittlung 
gemäß § 313a SGB 111 um jährlich voraussichtlich rund 
8,2 Mio. Euro. Auch hier liegt die Annahme zugrunde, dass 
künftig 80 Prozent der erforderlichen Arbeits- und Neben- 
einkommensbescheinigungen elektronisch überaiittelt wer- 
den. Die Bundesagentur für Arbeit schätzt die Zeitersparnis 
auf 2 Minuten je Nebeneinkommensbescheinigung und 
4 Minuten je Arbeitsbescheinigung. Weitere 6 Minuten wer- 
den in einigen Fällen eingespart, wenn Rückfragen und Kor- 
rekturen durch die elektronische Übermittlung künftig selte- 
ner erforderlich werden. Ebenfalls berücksichtigt wurde, 
dass der Bundesagentur für Arbeit Kosten für Papier, Druck, 
Personal und Porto entstehen, da sie einen Ausdruck der 
elektronisch übermittelten Daten dem Arbeitnehmer gemäß 
§ 3 13a Satz 3 SGB 111 zuzuleiten hat. Die Bundesagentur für 
Arbeit veranschlagt hierfür rund 50 Cent je Bescheinigung. 
Als Lohnkostensatz für die öffentliche Verwaltung wurden 
einheitlich 36,00 Euro zugrunde gelegt. 

Der Bundesagentur für Arbeit entstehen einmalige Imple- 
mentationskosten in Höhe von rund 8,7 Mio. Euro. 

In Bezug auf die Regelungen zur Anpassung besoldungs- 
rechtlicher Vorschriften in Artikel 13 Nummern 1, 2 Buch- 
stabe b, 3, 4 Buchstabe b und 5 Buchstabe b entstehen keine 
Mehrkosten für Bund und Länder. Die Personalausgaben für 
die Leitung der Unfallversicherung Bund und Bahn werden 
jeweils zur Hälfte aus den beiden Teilhaushalten der Unfall- 
versicherung Bund und Bahn erbracht, wobei der Teilhaus- 
halt „Bahn“ umlagefmanziert ist und den Bundeshaushalt 
nicht berührt. Der Bund wird dadurch gegenüber den derzei- 
tigen Ausgaben für die Leitung der Unfallkasse des Bundes 
zukünftig um 50 Prozent entlastet. Dadurch ergibt sich auch 
nach den geplanten Stellenhebungen eine deutliche Entlas- 
tung des Bundeshaushalts. 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsauf- 
wand. 

5. Weitere Kosten 
Keine. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 
Keine. 

VII. Befristnng; Evalnation 

Eine Befristung der in dem Entwurf vorgeschlagenen Geset- 
ze und Änderungen scheidet aus. Insbesondere die Errich- 
tung von Körperschaften des öffentlichen Rechts zur Erledi- 
gung einer nicht nur vorübergehenden Aufgabe ist auf Dauer 
angelegt. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Errichtung der Unfallver- 
sicherung Bund und Bahn) 

Zu Abschnitt 1 (Errichtung) 

Zu § 1 (Errichtung, Zuständigkeit) 

Die Vorschrift regelt in Satz 1 die Errichtung des Unfallver- 
sicherungsträgers „Unfallversicherung Bund und Bahn“. 
Durch den Zusammenschluss der Unfallkasse des Bundes 
und der Eisenbahn-Unfallkasse wird eine Unfallkasse für 
den gesamten Bundesbereich errichtet. Der Zusammen- 
schluss der Eisenbahn-Unfallkasse mit einem anderen 
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand ist aus 
folgenden Gründen sachgerecht: 

Die Eisenbahn-Unfallkasse ist als Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung zuständig für die Deutsche Bahn AG 
(DB AG) und die aus ihr ausgegliederten Unternehmen, das 
Bundeseisenbahnvermögen, die Bahn-Betriebskrankenkas- 
se, die Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten und die 
betrieblichen Sozialeinrichtungen dieser Unternehmen. Die 
DB AG befindet sich vollständig im Eigentum des Bundes. 
Pläne für eine schrittweise Privatisierung der Transport- und 
Logistikbereiche der DB AG wurden zurückgestellt, eine 
Privatisierung der Infrastruktursparten der DB AG (Netz, 
Bahnhöfe, Energie) ganz verworfen. 

Der neue Sozialversicherungsträger entsteht zum 1 . Januar 
2015. Es handelt sich entsprechend § 29 Absatz 1 SGB IV 
um eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Selbstver- 
waltung. Satz 2 bestimiut die Zuständigkeit der Unfallver- 
sicherung Bund und Bahn durch Bezugnahme auf § 125 
SGB VII; die Zuständigkeit entspricht §§ 125 und 126 SGB VII 
in der bis zum 31. Dezeruber 2014 geltenden Fassung. 

Zu § 2 (Eingliederung der Unfallkasse des Bundes und der 
Eisenbahn-Unfallkasse) 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 werden die Unfallkasse des Bundes und die 
Eisenbahn-Unfallkasse in den neuen Sozialversicherungsträ- 
ger eingegliedert. 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 gehen das Vermögen sowie die Rechte und 
Pflichten der beiden Vorgängerorganisationen im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge auf die Unfallversicherung Bund 
und Bahn über. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 stellt deklaratorisch klar, dass die Unfallkasse des 
Bundes und die Eisenbahn-Unfallkasse mit ihrer Einglie- 
derung in die Unfallversicherung Bund und Bahn aufgelöst 
sind. 

Zu § 3 (Sitz und Satzung) 

Zu Absatz 1 

Die Unfallversicherung Bund und Bahn gibt sich nach § 34 
Absatz 1 Satz 1 SGB IV eine Satzung. Der Sitz wird durch 
die Selbstverwaltung in der Satzung festgelegt. Hiervon aus- 
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genommen ist der Sitz der Künstlersozialkasse, der in Wil- 
helmshaven bleibt. 

Zu Absatz 2 

Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, ist zuständige 
Aufsichtsbehörde das Bundesversichemngsamt (vergleiche 
§ 90 Absatz 1 Satz 1 SGB IV), das auch die Satzung geneh- 
migt. 

Zu § 4 (Prävention für Beamte, Verordnungsennächtigung) 

Zu Absatz 1 

Nach den Sätzen 1 und 2 wird der Unfallversicherung Bund 
und Bahn als besondere Aufgabe gemäß § 30 Absatz 2 Satz 1 
SGB IV die Durchführung der Prävention für die bei den 
Mitgliedsuntemehmen beschäftigten Beamten übertragen. 
Damit wird die der Eisenbahn-Unfallkasse zuvor bereits 
durch § 1 3 Absatz 3 des Bundeseisenbahnneugliederungsge- 
setzes übertragene Aufgabe auf den gesamten Zuständig- 
keitsbereich des neuen Unfallversicherungsträgers erstreckt. 
Die Fach- und Rechtsaufsicht führt insoweit einheitlich das 
Bundesministerium des Innern (Satz 3). 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 wird die Aufgabe im Zuständigkeitsbereich 
der ehemaligen Eisenbahn-Unfallkasse gegen Kostenerstat- 
tung durch deren Mitgliedsuntemehmen durchgeführt. Das 
Nähere wird durch Rechtsverordnung bestimmt. Auch inso- 
weit wird die bisherige Rechtslage beibehalten. 

Zu § 5 (Kosten bei Errichtung) 

Die Vorschrift bestimmt die Befreiung von sonstigen Ab- 
gaben und von Gerichtskosten in Grundbuchsachen für 
Rechtshandlungen aus Anlass der Errichtung der Unfall- 
versichemng Bund und Bahn sowie der Eingliederang der 
Unfallkasse des Bundes und der Eisenbahn-Unfallkasse in 
die neue Körperschaft. Steuern sind von der Befreiung nicht 
erfasst. 

Zu Abschnitt 2 (Personalrechtliche Übergangsregelungen) 
Zu § 6 (Übertritt des Personals) 

Zu Absatz 1 

Nach Satz 1 werden die bei der Unfallkasse des Bundes und 
der Eisenbahn-Unfallkasse angestellten Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sowie Auszubildenden auf die Unfallver- 
sichemng Bund und Bahn übergeleitet. Die schriftliche Be- 
stätigung nach Satz 2 ist deklaratorisch. Satz 3 stellt sicher, 
dass die zum Zeitpunkt der Überleitung bestehenden An- 
wartschaften aus betrieblicher Altersversorgung auch dann 
durch die Unfallversichemng Bund und Bahn gewährleistet 
werden, wenn sie nach allgemeinen Regelungen noch nicht 
unverfallbar sind. Satz 4 stellt sicher, dass mit Wirksamwer- 
den der Fusion für alle Beschäftigten ein einheitliches Tarif- 
recht gilt. Für den Bund ergeben sich dadurch keine Mehr- 
ausgaben. 

Die Überleitung der bei den Vorgängerorganisationen be- 
schäftigten Beamtinnen und Beamten und deren Rechtsfol- 
gen ergeben sich unmittelbar aus den §§ 134 bis 137 des 
Bundesbeamtengesetzes . 


Zu Absatz 2 

Übertretenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist 
grandsätzlich eine tarifrechtlich gleichwertige Tätigkeit zu 
übertragen. Soweit dies im Ausnahmefall nicht möglich ist 
und nur eine niedriger bewertete Tätigkeit übertragen wer- 
den kann, ist die zum Zeitpunkt des Übergangs erreichte 
Vergütung zu sichern. Dies erfolgt durch eine Ausgleichs- 
zahlung, die den Unterschiedsbetrag zwischen dem Arbeits- 
entgelt beim bisherigen Arbeitgeber zum Zeitpunkt des 
Übertritts und dem Arbeitsentgelt bei der Unfallversiche- 
rang Bund und Bahn ausgleicht. Die mit den Entgelterhö- 
hungen verbundene Abschmelzung der Ausgleichszahlung 
um ein Drittel des Erhöhungsbetrages führt dazu, dass mit- 
telfristig eine einheitliche Bezahlung tarifrechtlich gleich- 
wertiger Tätigkeiten in der Unfallversicherung Bund und 
Bahn sichergestellt wird. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 gewährleistet die Sozialverträglichkeit des Fu- 
sionsprozesses und orientiert sich an entsprechenden Rege- 
lungen anderer Fusionsgesetze (vergleiche zum Beispiel 
Artikel 2 § 1 Absatz 6 des Gesetzes zur Neuordnung der 
Organisation der landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
vom 12. April 2012 (BGBl. 1 S. 579)). 

Zu § 7 (Geschäftsführung) 

Die Regelung gewährleistet für einen Übergangszeitraum 
nach der Fusion personelle Kontinuität in der Verwaltungs- 
spitze der Unfallversicherung Bund und Bahn. Sie sichert 
zugleich eine angemessene Vertretung beider Vorgängeror- 
ganisationen in der Geschäftsführung und bei den Stellver- 
tretern. Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 legen für den au- 
ßerhalb der Selbstverwaltung liegenden Bereich der 
Durchführung der Künstlersozialversicherung fest, dass die- 
se Aufgabe weiterhin von den vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales bestellten Personen wahrgenommen 
wird. Zur Geltungsdauer dieser Regelung siehe Artikel 17 
Absatz 8. 

Zu § 8 (Sonstige personalrechtliche Übergangsregelungen) 

Zu Absatz 1 

Dieser Absatz regelt die vorübergehende Weitergeltung der 
bestehenden Dienstvereinbarungen der Unfallkasse des 
Bundes und der Eisenbahn-Unfallkasse. 

Zu Absatz 2 

Dieser Absatz enthält klarstellende Besitzstandsregelungen 
zur Berücksichtigung der bei den Vorgängerorganisationen 
der Unfallversicherung Bund und Bahn in einem Dienstver- 
hältnis verbrachten Zeiten. Die Besitzstandsregelungen sind 
in den §§ 27 und 28 Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) fest- 
gelegt. Die Vorschrift regelt zudem, dass die in einem Be- 
schäftigungsverhältnis bei einer Vorgängerorganisation ver- 
brachten Zeiten auch personalvertretungsrechtlich als bei der 
Unfallversicherung Bund und Bahn verbrachte Zeiten gelten. 

Zu Absatz 3 

Es wird eine Regelung zur Personalvertretung der Unfallver- 
sicherung Bund und Bahn getroffen. Absatz 3 Satz 1 be- 
stimmt, dass bei der Unfallversicherung Bund und Bahn im 
Zeitraum der nächsten regelmäßigen Personalratswahlen im 
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Jahr 2016 eine neue Personalvertretung gewählt wird. Bis 
dahin nehmen nach Satz 2 die bisherigen Personalvertretun- 
gen der Vorgängerorganisationen die Aufgaben der Perso- 
nalvertretung der Unfallversicherung Bund und Bahn wahr. 
Bestehen bei einer Vorgängerorganisation mehrere Per- 
sonalvertretungen, gilt dies nur für den jeweiligen Haupt- 
beziehungsweise Gesamtpersonalrat. Mit dieser Übergangs- 
regelung wird zum einen die Interessenvertretung der Be- 
schäftigten gewährleistet und zum anderen vennieden, dass 
innerhalb kurzer Zeit zwei Personalratswahlen stattfmden 
müssen. Nach Satz 3 gelten diese Regelungen für die 
Jugend- und Auszubildendenvertretung, die Schwerbe- 
hindertenvertretung sowie die Gleichstellungsbeauftragten 
entsprechend. 

Zu Absatz 4 

Gemäß § 148 Absatz 1 Satz 3 des SGB Vll in der Fassung 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes besteht für die Eisenbahn- 
Unfallkasse die Möglichkeit, die Obergrenzen für Beförde- 
rungsämter nach § 26 Absatz 1 BBesG zu überschreiten, so- 
weit dies wegen der mit den Funktionen verbundenen Anfor- 
derungen erforderlich ist. Für die Unfallkasse des Bundes 
gibt es keine entsprechende Regelung. 

Absatz 4 enthält eine Übergangsregelung, wonach aus 
personalwirtschaftlichen Gründen die Umwandlung der die 
Obergrenze überschreitenden Planstellen für fünf Jahre 
ausgesetzt und danach auf jede dritte frei werdende Plan- 
stelle beschränkt wird. Die Regelung trägt der Tatsache 
Rechnung, dass ein Bedarf für ein Abweichen vom allge- 
mein verbindlichen Stellenkegel bei der Unfallversicherung 
Bund und Bahn insgesamt nicht besteht. Durch den Über- 
gangszeitraum und die Beschränkung auf jede dritte frei 
werdenden Planstelle wird zugleich sichergestellt, dass 
weiterhin in angemessenem Umfang Beforderungsmöglich- 
keiten bestehen. 

Zu Abschnitt 3 (Übergangsregelungen zum Selbstverwal- 
tungsrecht) 

Zu § 9 (Übergangsregelungen zu den Selbstver- 

waltungsorganen der Unfallversicherung 
Bund und Bahn) 

Zur Sicherung der sofortigen Arbeitsfähigkeit des neuen Un- 
fallversicherungsträgers sind Übergangsregelungen für die 
Selbstverwaltungsorgane bis zu den nächsten regulären So- 
zialversicherungswahlen 2017 erforderlich, die durch Satz 1 
getroffen werden. 

Satz 2 stellt klar, dass die Vorschriften des SGB IV unter 
anderem zu Verfassung, Zusammensetzung, Wahl und Ver- 
fahren der Selbstverwaltungsorgane auch im Übergangszeit- 
raum auf die Unfallversicherung Bund und Bahn ergänzend 
Anwendung finden. Nach den Sozialversicherungswahlen 
2017 gelten ausschließlich die allgemeinen Vorschriften des 
Ersten und Zweiten Titels des SGB IV. 

Zu § 10 (Vertreterversammlung) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 orientiert sich an einer entsprechenden Regelung 
für Vereinigungen von Unfallversicherungsträgern im Lan- 
desbereich (vergleiche § 1 16 Absatz 3 Satz 4 SGB VII in der 
ab dem 1. Januar 2013 geltenden Fassung). 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt das erstmalige Zusammentreten der neuen 
Vertreterversammlung. Im Übrigen wird klargestellt, dass 
hinsichtlich des Verfahrens des erstmaligen Zusammentref- 
fens die Vorschriften der Wahlordnung für die Sozialver- 
sicherung entsprechend anzuwenden sind. 

Zu Absatz 3 

Die in Absatz 3 vorgesehene Stimmenparität zwischen den 
ehemaligen Mitgliedern der Vertreterversammlung der 
Eisenbahn-Unfallkasse und denen der Unfallkasse des Bun- 
des stellt für den Übergangzeitraum eine gleichwertige Be- 
rücksichtigung der Interessen beider Vorgängerorganisatio- 
nen sicher. 

Zu Absatz 4 

Gleiches gilt für das in Absatz 4 festgelegte Quorum einer 
Mehrheit der Stimmen der ehemaligen Vertreter beider Un- 
fallkassen für den grundlegenden Beschluss über die Sat- 
zung der Unfallversicherung Bund und Bahn und Beschlüsse 
über Änderungen und Ergänzungen der Satzung. Besondere 
Mehrheitserfordernisse für bestimmte weitere Beschlüsse 
der Vertreterversammlung können zudem in der Satzung der 
Unfallversicherung Bund und Bahn geregelt werden, § 64 
Absatz 2 Satz 1 SGB IV. 

Zu § 11 (Vorstand) 

Zu Absatz 1 

Auf die Begründung zu § 10 Absatz 1 wird verwiesen. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung stellt auch für den Vorstand der Unfallversi- 
cherung Bund und Bahn eine gleichwertige Berücksichti- 
gung der Interessen beider Vorgängerorganisationen sicher. 

Zu Abschnitt 4 (Sonstige Übergangsregelungen) 

Zu § 12 (Haushalt) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bildet das Bindeglied zwischen der in § 2 Absatz 2 
bestimmten Gesamtrechtsnachfolge und den in § 71f Ab- 
satz 1 SGB IV in der ab dem 1. Januar 2015 geltenden 
Fassung geregelten Teilhaushalten der Unfallversicherung 
Bund und Bahn. Die jeweiligen im Zeitpunkt der Auflösung 
der Vorgängerorganisationen vorhandenen Vermögens- 
massen werden im Innenverhältnis bestandsbezogen dem 
entsprechenden Teilhaushalt zugeordnet. 

Zu Absatz 2 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015 der Unfallver- 
sicherung Bund und Bahn ist noch vor Beginn des Kalender- 
jahres 2015 im Kalenderjahr 2014 auf- und festzustellen. Im 
Kalenderjahr 2014 bestehen die für die Auf- und Feststel- 
lung zuständigen Selbstverwaltungsgremien (Vorstand und 
Vertreterversammlung) der Unfallversicherung Bund und 
Bahn noch nicht. Die Rechte der Selbstverwaltung bleiben 
gewahrt, wenn die Vorstände und Vertreterversammlungen 
der Unfallkasse des Bundes und der Eisenbahn-Unfallkasse, 
deren amtierende Mitglieder jeweils Mitglieder des Vorstan- 
des beziehungsweise der Vertreterversammlung der Unfall- 
versicherung Bund und Bahn werden (vergleiche Artikel 1 
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§§ 10, 11), die jeweiligen Teilhaushalte des Haushaltsplanes 
für das Kalenderjahr 2015 auf- und feststellen. Mit dieser 
Regelung wird zudem die Notwendigkeit einer vorläufigen 
Haushaltsführung nach § 72 SGB IV vemiieden. Die Sätze 2 
bis 5 entsprechen der zum 1. Januar 2015 in Kraft tretenden 
Dauerregelung (§ 71f Absatz 1 Satz 1 bis 4 SGB IV). 

Zu § 13 (Altrentenerstattung) 

Gemäß Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 des Eisenbahnneuord- 
nungsgesetzes kaim durch Rechtsverordnung angeordnet 
werden, inwieweit Entschädigungsansprüche, die vor dem 
Übergang der Rechte und Pflichten des Bundes von der Bun- 
desbahn-Ausführungsbehörde auf die Eisenbahn-Unfallkas- 
se entstanden sind, vom Bundeseisenbahnvermögen zu er- 
statten sind. Von dieser Verordnungsermächtigung wurde 
durch die Eisenbahn-Unfallkassenübergangsverordnung Ge- 
brauch gemacht. Erfüllt die Eisenbahn-Unfallkasse Entschä- 
digungsansprüche aus Arbeitsunfällen, die vor dem 1 . Januar 
1994 bestandskräftig festgestellt worden sind, erstattet ihr 
das Bundeseisenbahnvermögen die Kosten, wenn die Versi- 
cherten im Unfallzeitpunkt in einem Arbeitsverhältnis zur 
Deutschen Bundesbahn oder Deutschen Reichsbahn standen 
(§ 3 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 1 Eisenbahn-Unfall- 
kassenübergangsverordnung). Diese Regelung wird durch 
§13 fortgeführt. Die Vorgängerregelungen werden aufgeho- 
ben (siehe Artikel 16 Absatz 12 und 13). 

Zu § 14 (Personal- und Organisationskonzept) 

Durch Vereinigungen von Sozialversicherungsträgem sollen 
Synergiepotenziale erschlossen und Einspamngen erzielt 
werden. Bei der Errichtung der Unfallversichemng Bund 
und Bahn ist außerdem sicherzustellen, dass es zu keiner 
zusätzlichen Belastung des Bundes kommt. Um dies zu 
gewährleisten, wird die Genehmigung eines Konzeptes zur 
Organisations- und Personalstmktur vorgesehen. 

Zu Artikel 2 (Gesetz zur Errichtung der Berufsge- 
nossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation) 

Zu Abschnitt 1 (Errichtung) 

Zu § 1 (Errichtung, Zuständigkeit) 

Die Vorschrift regelt in Satz 1 die Errichtung der gewerblichen 
Bemfsgenossenschaft „Bemfsgenossenschaft Verkehrswirt- 
schaft Post-Logistik Telekommunikation“. Der neue Sozial- 
versichemngsträger entsteht zum 1. Januar 2016. Es handelt 
sich gemäß § 29 Absatz 1 Satz 1 SGB IV um eine Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung. Satz 2 
bestimmt die Zuständigkeit der Bemfsgenossenschaft Ver- 
kehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation durch 
Bezugnahme auf § 121 Absatz 2 SGB VII; die Zuständigkeit 
entspricht § 1 27 SGB VII in der bis zum 3 1 . Dezember 2015 
geltenden Fassung. 

Zu § 2 (Eingliedemng der Unfallkasse Post und Telekom 
und der Bemfsgenossenschaft für Transport und 
Verkehrswirtschaft) 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 werden die Unfallkasse Post imd Telekom sowie 
die Bemfsgenossenschaft für Transport imd Verkehrswirtschafl 
in den neuen Sozialversichemngsträger eingegliedert. 


Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 gehen das Vermögen sowie die Rechte und 
Pflichten der beiden Vorgängerorganisationen im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge auf die Bemfsgenossenschaft Ver- 
kehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation über. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 stellt deklaratorisch klar, dass die Unfallkasse Post 
und Telekom sowie die Bemfsgenossenschaft für Transport 
und Verkehrswirtschaft mit ihrer Eingliedemng in die Be- 
mfsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele- 
kommunikation aufgelöst sind. 

Zu § 3 (Sitz und Satzung) 

Zu Absatz 1 

Die Bemfsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation gibt sich nach § 34 Absatz 1 Satz 1 
SGB IV eine Satzung. Der Sitz wird durch die Selbstverwal- 
tung in der Satzung festgelegt. 

Zu Absatz 2 

Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, ist zuständige 
Aufsichtsbehörde das Bundesversichemngsamt (vergleiche 
§ 90 Absatz 1 Satz 1 SGB IV), das auch die Satzung geneh- 
migt. 

Zu § 4 (Dienstrechtliche Vorschriften) 

Die dienstrechtlichen Vorschriften werden in das Errich- 
tungsgesetz aufgenommen, um zu verdeutlichen, dass es 
sich um Übergangsrecht für die von der Unfallkasse Post und 
Telekom übertretenden Beamtinnen und Beamten handelt. 
§ 149 SGB VII wird aufgehoben, siehe Artikel 6 Nummer 6. 

Zu Absatz 1 

Gemäß den §§ 134 bis 137 des Bundesbeamtengesetzes tre- 
ten die bei der Unfallkasse Post und Telekom beschäftigten 
Beamten in den Dienst der neuen Bemfsgenossenschaft 
über. Die Bemfsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Lo- 
gistik Telekommunikation besitzt insoweit gemäß Satz 1 
Diensthermfahigkeit. Neue Beamtenverhältnisse dürfen durch 
die Bemfsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation nicht begründet werden. Durch Satz 3 
wird sichergestellt, dass aufgmnd der Diensthermfähigkeit 
nicht das Dienstordnungsrecht ausgeschlossen wird. 

Zu Absatz 2 

Gemäß § 149 Absatz 1 Satz 3 des SGB VII in der bis zum 
31. Dezember 2015 geltenden Fassung besteht für die 
Unfallkasse Post und Telekom die Möglichkeit, die Ober- 
grenzen für Befördemngsämter nach § 26 Absatz 1 BBesG 
zu überschreiten, soweit dies wegen der mit den Funktionen 
verbundenen Anfordemngen erforderlich ist. Absatz 2 ent- 
hält dazu eine Übergangsregelung, die hinsichtlich des Um- 
fangs der Überschreitung der zulässigen Obergrenzen an den 
Zustand zum Zeitpunkt der Errichtung der Bemfsgenossen- 
schaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation 
anknüpft. Weitere Abweichungen von § 26 Absatz 1 BBesG 
sind nicht zulässig. 

Zu Absatz 3 

Durch Satz 1 wird das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales als Emennungsbehörde für die Beamtinnen und 
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Beamten bestimmt. Da die Berufsgenossenschaft Verkehrs- 
wirtschaft Post-Logistik Telekommunikation als gewerb- 
liche Berufsgenossenschaft im Gegensatz zur früheren 
Unfallkasse Post und Telekom dem Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zugeordnet ist, 
ist diese Regelung folgerichtig. Satz 2 entspricht der Rege- 
lung für die ehemalige Unfallkasse Post und Telekom, § 149 
Absatz 2 Satz 2 SGB Vll in der bis zum 3 1 . Dezember 20 1 5 
geltenden Fassung. 

Zu Absatz 4 

Der erste Halbsatz ist nur relevant, soweit im Fusionszeit- 
punkt die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer oder 
die Stellvertreterin oder der Stellvertreter Beamtin bezie- 
hungsweise Beamter ist. Im Übrigen wird hierzu auf die Be- 
gründung zu Absatz 3 Satz 1 verwiesen. Der zweite Halbsatz 
entspricht der Regelung für die ehemalige Unfallkasse Post 
und Telekom, § 149 Absatz 3 2. Halbsatz SGB VII in der bis 
zum 31. Dezember 2015 geltenden Fassung. 

Zu § 5 (Übertragene Aufgaben, Verordnungsemiächtigung) 

Der Unfallkasse Post und Telekom sind nach § 2 Postsozial- 
versicherungsorganisationsgesetz (PostSVOrgG) weitere 
Aufgaben übertragen worden. Diese Aufgabenübertragung 
wird fortgeführt, soweit sie die Beaiuten der Mitgliedsunter- 
nehmen der Unfallkasse Post und Telekom betrifft. 

Nach Absatz 1 führt künftig die Berufsgenossenschaft Ver- 
kehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation die bisher 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 PostSVOrgG der Un- 
fallkasse Post und Telekom übertragenen Aufgaben durch. 
Die Aufgabenübertragung wird auf die Mitgliedsuntemeh- 
men der Unfallkasse Post und Telekom beschränkt. 

Die Absätze 2 bis 4 entsprechen § 2 Absatz 2 bis 4 
PostSVOrgG. Soweit die Berufsgenossenschaft Verkehrs- 
wirtschaft Post-Logistik Telekommunikation die besonderen 
Aufgaben nach § 5 Absatz 1 durchführt, wird die Aufsicht 
über den Unfallversicherungsträger dem Bundesministerium 
der Finanzen übertragen. 

Absatz 5 Satz 2 entspricht § 2 Absatz 5 Satz 2 PostSVOrgG. 

Absatz 5 Satz 3 enthält Regelungen zu den Aufsichtsmitteln. 

Die Einzelheiten zur Aufgabenübertragung auf die Unfall- 
kasse Post und Telekom sind in den §§ 7 bis 15 Postunfall- 
kassenverordnung geregelt. Die in § 3 Absatz 2 PostSVOrgG 
geregelte Ermächtigungsgrundlage dieser Rechtsverordnung 
ist durch Artikel 99 des Gesetzes über die weitere Berei- 
nigung von Bundesrecht aufgehoben worden. In Absatz 6 
wird daher eine neue Enuächtigungsgrundlage zur erfor- 
derlichen Änderung der Postunfallkassenverordnung auf- 
genommen. 

Zu § 6 (Kosten bei Errichtung) 

Die Vorschrift bestimmt die Befreiung von sonstigen 
Abgaben und von Gerichtskosten in Grundbuchsachen für 
Rechtshandlungen aus Anlass der Errichtung der Berufs- 
genossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekom- 
munikation sowie der Eingliederung der Unfallkasse Post 
und Telekom und der Berufsgenossenschaft für Transport 
und Verkehrswirtschaft in die neue Körperschaft. Steuern 
sind von der Befreiung nicht erfasst. 


Zu Abschnitt 2 (Personalrechtliche Übergangsregelungen) 
Zu § 7 (Übertritt des Personals) 

Zu Absatz 1 

Die bei der Berufsgenossenschaft für Transport und Ver- 
kehrswirtschaft beschäftigten Dienstordnungsangestellten 
werden auf die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation übergeleitet. Die Überlei- 
tung der bei der Unfallkasse Post und Telekom beschäftigten 
Beamtinnen und Beamten und deren Rechtsfolgen ergeben 
sich unmittelbar aus den §§ 134 bis 137 Bundesbeamtenge- 
setz. Diese Vorschriften werden für den Übertritt der Dienst- 
ordnungsangestellten für entsprechend anwendbar erklärt. 

Zu Absatz 2 

Satz 1 regelt den Übergang der bei der Unfallkasse Post und 
Telekom und der Berufsgenossenschaft für Transport und 
Verkehrswirtschaft angestellten Tarifbeschäftigten und Aus- 
zubildenden. Die schriftliche Bestätigung nach Satz 2 ist de- 
klaratorisch. Satz 3 stellt sicher, dass die zum Zeitpunkt der 
Überleitung bestehenden Anwartschaften aus betrieblicher 
Altersversorgung auch dann durch die Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation ge- 
währleistet werden, wenn sie nach allgemeinen Regelungen 
noch nicht unverfallbar sind. Dies gilt entsprechend auch für 
die nach Absatz 1 übertretenden Dienstordnungsangestellten. 

Zu Absatz 3 

Grundsätzlich ist es Sache der Tarifpartner, Tarifregelungen 
für die neue Berufsgenossenschaft zu treffen. Um bis zum 
Abschluss neuer Tarifverträge für Klarheit zu sorgen und be- 
stehende Besitzstände zu sichern, ist in Satz 1 geregelt, dass 
die im Zeitpunkt der Errichtung der Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation für 
die Arbeitnehmer der jeweiligen Vorgängerorganisation gel- 
tenden Tarifverträge bis zum Abschluss neuer Tarifverträge 
fortgelten. 

Nach Satz 2 ist übertretenden Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmern grundsätzlich eine tarifrechtlich gleichwertige 
Tätigkeit zu übertragen. Soweit dies im Ausnahmefall nicht 
möglich ist und nur eine niedriger bewertete Tätigkeit über- 
tragen werden kann, ist die zum Zeitpunkt des Übergangs er- 
reichte Vergütung zu sichern. Dies erfolgt nach Satz 3 durch 
eine Ausgleichszahlung, die den Unterschiedsbetrag zwi- 
schen dem Arbeitsentgelt beim bisherigen Arbeitgeber zum 
Zeitpunkt des Übertritts und dem Arbeitsentgelt bei der Be- 
rufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele- 
kommunikation ausgleicht. Die mit den Entgelterhöhungen 
verbundene Abschmelzung der Ausgleichszahlung um ein 
Drittel des Erhöhungsbetrages führt dazu, dass mittelfristig 
eine einheitliche Bezahlung tarifrechtlich gleichwertiger Tä- 
tigkeiten in der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation sichergestellt wird. 

Zu Absatz 4 

Die Norm gewährleistet die Sozialverträglichkeit des 
Fusionsprozesses und orientiert sich an entsprechenden 
Regelungen anderer Fusionsgesetze (vergleiche zum Bei- 
spiel Artikel 2 § 1 Absatz 6 des Gesetzes zur Neuordnung 
der Organisation der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung vom 12. April 2012 (BGBl. I S. 579)). Weiterhin wird 
sichergestellt, dass sich die Beschäftigten der früheren 
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Unfallkasse Post und Telekom auch nach der Auflösung 
dieses Trägers bei der Postbeamtenkrankenkasse versichern 
können. 

Zu § 8 (Geschäftsführer) 

Die Vorschrift schafft für die Unfallkasse Post und Telekom 
und die Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrs- 
wirtschaft die Möglichkeit, vor der Errichtung eine Verein- 
barung zu einer Übergangsregelung für die weitere Tätigkeit 
der bisherigen Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer 
und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter abzuschlie- 
ßen. Damit kann eine personelle Kontinuität in der Verwal- 
tungsspitze gesichert werden. Die Vorschrift entspricht der 
Regelung für die Vereinigung von Berufsgenossenschaften 
(§118 Absatz 1 Satz 5 SGB Vll). ln Satz 2 wird das Erfor- 
dernis der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde gere- 
gelt (vergleiche § 1 1 8 Absatz 1 Satz 6 SGB Vll). 

Zu § 9 (Sonstige personalrechtliche Übergangsregelungen) 

Zu Absatz 1 

Auch nach der Eingliederung gilt die Dienstordnung der 
Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft 
fort. Die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation kann diese nach den allgemei- 
nen Regeln der §§144 ff. SGB Vll abändem oder eine neue 
Dienstordnung beschließen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die vorübergehende Weitergeltung der beste- 
henden Dienstvereinbarungen beider Vorgängerorganisationen. 
Maßgeblich für den Geltungsbereich sind die jeweiligen Dienst- 
stellen gemäß § 6 des Bundespersonalvertretungsgesetzes. 

Zu Absatz 3 

Dieser Absatz enthält klarstellende Besitzstandsregelungen 
zur Berücksichtigung der bei den Vorgängerorganisationen 
der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation in einem Dienstverhältnis verbrachten 
Zeiten. 

Zu Absatz 4 

Dieser Absatz trifft eine Regelung zur Personalvertretung 
der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation. Satz 1 stellt klar, dass zum Zeitpunkt 
der tumusgemäßen Personalvertretungswahlen nach dem 
Bundespersonalvertretungsgesetz zwischen März und Mai 
2016 bei der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation eine neue Personalvertretung 
gewählt wird. Bis dahin nehmen nach Satz 2 die bisherigen 
Personalvertretungen der Vorgängerorganisationen die 
Aufgaben der Personalvertretung der Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation wahr. 
Bestehen bei einer Vorgängerorganisation mehrere Per- 
sonalvertretungen, gilt dies nur für den jeweiligen Haupt- 
beziehungsweise Gesamtpersonalrat. Mit dieser Übergangs- 
regelung wird zum einen die Interessenvertretung der Be- 
schäftigten gewährleistet und zum anderen vermieden, dass 
innerhalb kurzer Zeit zwei Personalratswahlen stattfmden 
müssen. Nach Satz 3 gelten diese Regelungen für die 
Jugend- und Auszubildendenvertretung, die Schwerbehin- 
dertenvertretung sowie die Gleichstellungsbeauftragten ent- 
sprechend. 


Zu Abschnitt 3 (Übergangsregelungen zum Selbstverwal- 
tungsrecht) 

Zu § 10 (Übergangsregelungen zu den Selbstver- 

waltungsorganen) 

Zur Sicherung der sofortigen Arbeitsfähigkeit des neuen Un- 
fallversicherungsträgers sind Übergangsregelungen für die 
Selbstverwaltungsorgane bis zu den nächsten regulären So- 
zialversicherungswahlen 2017 erforderlich, die durch § 11 
und § 12 getroffen werden. Weiter wird klargestellt, dass die 
Vorschriften des SGB IV unter anderem zu Verfassung, 
Zusammensetzung, Wahl und Verfahren der Selbsfverwal- 
tungsorgane auch im Übergangszeitraum auf die Berufsge- 
nossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommu- 
nikation ergänzend Anwendung finden. Nach den Sozialver- 
sicherungswahlen 2017 gelten ausschließlich die allgemeinen 
Vorschriften des Ersten und Zweiten Titels des SGB IV. 

Zu § 11 (Vertreterversammlung) 

Zu Absatz 1 

Die Norm orientiert sich an einer entsprechenden Regelung 
für Vereinigungen von Unfallversicherungsträgem im Lan- 
desbereich (vergleiche § 116 Absatz 3 Satz 4 SGB VII in der 
ab dem 1. Januar 2013 geltenden Passung). 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt das erstmalige Zusammentreten der neuen 
Vertreterversammlung. Im Übrigen wird klargestellt, dass 
hinsichtlich des Verfahrens des erstmaligen Zusammentref- 
fens die Vorschriften der Wahlordnung für die Sozialversi- 
chemng entsprechend anzuwenden sind. 

Zu § 12 (Vorstand) 

Hierzu wird auf die Begründung zu § 1 1 Absatz 1 verwiesen. 

Zu Abschnitt 4 (Sonstige Übergangsregelungen) 

Zu § 13 (Gefahrtarif- und Beitragsgestaltung) 

Wie in § 118 Absatz 1 SGB VII für die Vereinigung gewerb- 
licher Bemfsgenossenschaften vorgesehen, wird durch 
Satz 1 in Verbindung mit Satz 3 der Unfallkasse Post und Te- 
lekom und der Bemfsgenossenschaft für Transport und Ver- 
kehrswirtschaft ermöglicht, durch Vereinbamng für einen 
Übergangszeitraum die Gefahrtarif- und Beitragsgestaltung 
auf der Basis der Berechnungsgrandlagen für die jeweiligen 
Zuständigkeitsbereiche getrennt vorzunehmen. Nach Satz 2 
ist die Vereinbarung dem Bundesversicherangsamt als Auf- 
sichtsbehörde vorzulegen, das diese kraft der in Satz 3 
vorgenommenen Verweisung auf § 118 Absatz 1 Satz 6 
SGB VII auch zu genehmigen hat. Nach Satz 3 finden auch 
§ 1 18 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 4 Satz 1 SGB VII entspre- 
chende Anwendung. Die Übergangszeit darf danach höchs- 
tens zwölf Jahre ab Lusionszeitpunkt betragen. Der Verweis 
auf § 1 1 8 Absatz 4 Satz 1 SGB VII ermöglicht in Ergänzung 
der in § 220 Absatz 4 SGB VII getroffenen Regelung zur 
Lastenverteilung im Innenverhältnis der Träger übergangs- 
weise eine Verteilung, als ob eine Vereinigung nicht stattge- 
funden hätte. 

Zu § 14 (Haushalt) 

Der Haushaltsplan der Berafsgenossenschaft Verkehrswirt- 
schaft Post-Logistik Telekommunikation für das Haushalts- 
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jahr 2016 kann im Jahr 2015 noch nicht als Gesamthaushalt 
auf- und festgestellt werden, weil die Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation erst 
zum 1. Januar 2016 errichtet wird. Im Jahr 2015 bestehen die 
für die Auf- und Feststellung zuständigen Selbstver- 
waltungsgremien (Vorstand und Vertreterversammlung) der 
Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation noch nicht. Die Rechte der Selbstver- 
waltung bleiben gewahrt, wenn die Vorstände und Vertreter- 
versammlungen der Unfallkasse Post und Telekom und der 
Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft, 
deren amtierende Mitglieder jeweils Mitglieder des Vorstan- 
des beziehungsweise der Vertreterversammlung der Berufs- 
genossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekom- 
munikation werden (vergleiche Artikel 2 §§ 11, 12), die 
jeweiligen Teilhaushalte des Gesamthaushalts für das Haus- 
haltsjahr 2016 auf- und feststellen und im Jahr 2016 entspre- 
chend den Gesamthaushalt. Mit dieser Regelung wird zudem 
die Notwendigkeit einer vorläufigen Haushaltsführung nach 
§ 72 SGB IV vermieden. 

Zu § 15 (Übernahme weiterer Aufgaben für die Mitglieds- 
Unternehmen) 

Die Vorschrift ergänzt die Aufgabenübertragung in § 5 und 
räumt der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation die Befugnis ein, auch die in 
§ 2 Absatz 1 Nummer 3 und 5 Postsozialversicherungsor- 
ganisationsgesetz genannten Aufgaben wahrzunehmen. Die 
Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Te- 
lekommunikation kann dazu mit den Mitgliedsuntemehmen 
der ehemaligen Unfallkasse Post und Telekom Geschäftsbe- 
sorgungsverträge abschließen. Die Aufsicht führt insoweit 
das Bundesministerium der Finanzen. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch) 

Artikel 3 enthält Änderungen des SGB IV, die - mit Ausnah- 
me der Nummern 2 bis 4 - die Errichtung der Unfallversi- 
cherung Bund und Bahn betreffen (Inkrafttreten 1. Januar 
2015). 

Zu Nummer 1 

Redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht. 

Zu Nummer 2 

Wenn Arbeitgeber die Option nutzen, die Bescheinigungsda- 
ten für die Arbeitsbescheinigung nach den §§ 312, 312a und 
die Nebeneinkommensbescheinigung nach § 313 des SGB III 
an die Bundesagentur für Arbeit elektronisch zu übermitteln, 
sollen sie das nur per Datenübertragung aus systemgeprüften 
Programmen oder Ausfüllhilfen tun können. Damit ist si- 
chergestellt, dass die gleichen Übertragungstechniken und 
Sicherheitsstandards Anwendung finden, die ansonsten für 
die Meldungen der Arbeitgeber an die Sozialversicherung 
genutzt werden. Vorgeschrieben wird als Übermittlungsstan- 
dard der eXTra-Standard, der auch für alle anderen Arbeitge- 
berverfahren bis 2016 verbindlich eingeführt wird. Auch 
werden, wie in den anderen Verfahren üblich, die Inhalte, 
zum Beispiel die Datensätze und das genaue Verfahren, das 
zum Einsatz kommen soll, in Grundsätzen geregelt, die in 
diesem Fall die Bundesagentur für Arbeit erstellt. Durch die 


Genehmigung der Grundsätze und deren vorherige Abstim- 
mung mit der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge- 
berverbände werden diese Vorgaben für alle Anwender im 
Verfahren verbindlich. 

Zu Nummer 3 

Klarstellung, dass in allen Fällen, in denen Entgelte gemel- 
det werden, zum Beispiel auch Unterbrechungsmeldungen, 
die in § 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 SGB IV genannten 
Angaben enthalten sein müssen. 

Zu Nummer 4 

Durch die Ergänzung wird klar gestellt, dass der Vier-Jahres- 
Prüftumus aus Absatz 1 auch bei der Prüfung der Künstler- 
sozialabgabe nach Absatz 1 a gilt. Es handelt sich lediglich 
um eine redaktionelle Klarstellung der bereits bestehenden 
Rechtslage. Die Prüfüng aller Arbeitgeber durch die Prüf- 
dienste der Träger der Deutschen Rentenversicherung im 
Rahmen der turnusmäßigen Prüfung nach § 28p SGB IV 
wurde bereits durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes und anderer Gesetze 
geregelt. 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Künstlersozialversi- 
cherungsgesetzes und anderer Gesetze diente ausweislich 
seiner Begründung „der Herstellung von Beitrags- und Ab- 
gabegerechtigkeit, der Stabilisierung der Finanzierung und 
damit der Stärkung der Künstlersozialversicherung“ (Bun- 
destagsdrucksache 16/4373). Durch die Übertragung der 
Prüfüng der Arbeitgeber im Hinblick auf die Erfüllung der 
Melde- und Abgabepflicht nach dem Künstlersozialversi- 
cherungsgesetz auf die Prüfdienste der Träger der Deut- 
schen Rentenversicherung sollte „mittelfristig die nahezu 
vollständige Erfassung der abgabepflichtigen Arbeitgeber 
erreicht werden“. Die Prüfungen sollten „im Rahmen 
der turnusmäßigen Prüfung aller Arbeitgeber nach § 28p 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch“ erfolgen und eine 
„flächendeckende Durchsetzung der Melde- und Abgabe- 
pflichten“ sicherstellen. Die Bemessung der Künstlersozial- 
abgabe sollte auf eine breitere Grundlage gestellt, die ver- 
fassungsrechtlich gebotene Abgabegerechtigkeit hergestellt 
und der Künstlersozialabgabesatz stabilisiert werden. Die 
Prüfüng der Arbeitgeber wurde auch deshalb auf die 
Prüfdienste der Träger der Deutschen Rentenversicherung 
übertragen, da sie bereits die Arbeitgeberprüfüng für die 
Rentenversicherung, die Krankenversicherung und die 
Bundesagentur für Arbeit vomimmt. Damit sollte „die Ver- 
waltungseffizienz verbessert und ein Beitrag zur Entbüro- 
kratisierung geleistet [werden], weil künftig beide Prü- 
fungen der Arbeitgeber zusammengefasst durchgeführt 
werden“. Auch der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme 
zum Gesetzentwurf auf entsprechende Synergieeffekte 
hingewiesen (Bundesrat Plenarprotokoll der 830. Sitzung 
am 16. Februar 2007). Der Gesetzentwurf (Bundestags- 
drucksache 16/4373) wurde im Bundestag im breiten Kon- 
sens mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen (Deutscher 
Bundestag Plenarprotokoll 16/88 vom 22. März 2007). 

Bislang wird die Regelung nicht entsprechend angewandt. In 
den Jahren 2007 bis 20 1 1 haben sich die Prüfdienste der Trä- 
ger der Deutschen Rentenversicherung zunächst erfolgreich 
auf die Neuerfassung von abgabepflichtigen Unternehmen 
und deren Prüfüng konzentriert. Dazu wurde ein Kontingent 
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von 280 000 Arbeitgebern angeschrieben und teilweise 
geprüft. Ab dem Jahr 2011 hätte die Prüfung der Künstler- 
sozialabgabe vollständig in die turnusmäßige Arbeitgeber- 
prüfung integriert werden sollen, um die Erfassung und re- 
gelmäßige Überprüfung aller Arbeitgeber zu erreichen. Im 
Gegenzug sollte das aufwendige und personalintensive An- 
schreibeverfahren wegfallen. Die Integration der Prüfung 
der Künstlersozialabgabe in die turnusmäßige Arbeitgeber- 
prüfung erfolgte jedoch nicht. Gleichzeitig wurde ab 2011 
das Anschreibeverfahren eingeschränkt und damit die Prüf- 
tätigkeit im Hinblick auf Neuerfassungen erheblich redu- 
ziert. Eine Prüfung des Verwerterbestandes findet nicht statt. 
Aus der Prüftätigkeit werden kaum noch Einnahmen erzielt, 
ln der Folge musste der Künstlersozialabgabesatz für das 
Jahr 2013 auf 4, 1 Prozent angehoben werden. Hält diese Ent- 
wicklung an, muss der Abgabesatz für das Jahr 2014 voraus- 
sichtlich weiter deutlich erhöht werden. Damit werden die 
zentralen Ziele des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes und anderer Gesetze, 
Abgabegerechtigkeit und Stabilisierung des Abgabesatzes, 
nicht erreicht. 

Mit der gesetzlichen Klarstellung soll die Anwendung des 
§ 28p Absatz la SGB IV erreicht werden, wie sie durch das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Künstlersozialversiche- 
rungsgesetzes und anderer Gesetze beabsichtigt war. Die 
Prüfdienste der Deutschen Rentenversicherung sollen künf- 
tig alle Arbeitgeber mindestens alle vier Jahre im Rahmen 
der Arbeitgeberprüfung nach § 28p Absatz 1 SGB IV darauf 
prüfen, ob sie ihren Meldepflichten nach dem Künstler- 
sozialversicherungsgesetz ordnungsgemäß erfüllen und die 
Künstlersozialabgabe rechtzeitig und vollständig entrichten. 
Dadurch wird, wie bereits mit der Reform 2007 vorgesehen, 
die Verwaltungseffizienz verbessert und ein Beitrag zur Ent- 
bürokratisierung geleistet. 

Das Bundesversicherungsamt hat im August 2012 im Wege 
der Rechtsaufsicht entsprechende Verpflichtungsbescheide 
gegen die Deutsche Rentenversicherung Bund und die Deut- 
sche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See erlassen, 
um die richtige Anwendung des § 28p Absatz la SGB IV zu 
erreichen. Die Versicherungsträger haben Klage gegen den 
Verpflichtungsbescheid erhoben. Vor Abschluss des sozial- 
gerichtlichen Verfahrens ist daher nicht damit zu rechnen, 
dass die Träger der Deutsche Rentenversicherung ihrem 
gesetzlichen Prüfauftrag nachkommen. Im Hinblick auf die 
Einnahmeausfälle aus der Künstlersozialabgabe, die ver- 
fassungsrechtlich gebotene Prüfung der Unternehmen zur 
Erreichung von Abgabegerechtigkeit und die Gefahr eines 
weiter steigenden Beitragssatzes kann das Ende des sozial- 
gerichtlichen Verfahrens nicht abgewartet werden. Die ge- 
setzliche Klarstellung ist auch deshalb erforderlich. 

Zu Nummer 5 

Der Geschäftsführer der Unfallversicherung Bund und Bahn 
führt, wie zuvor der Geschäftsführer der Unfallkasse des 
Bundes, in Angelegenheiten der Künstlersozialversicherung 
die Verwaltungsgeschäfte und vertritt die Künstlersozialkas- 
se gerichtlich und außergerichtlich. Deswegen ist der Beirat 
der Künstlersozialkasse vor dessen Bestellung zu hören. 

Zu Nummer 6 

Die Zusammensetzung der Selbstverwaltungsorgane der 
Unfallversicherung Bund und Bahn wird in dem neuen 


Absatz 7 geregelt. Die übrigen Änderungen sind Folgeände- 
rungen. Die Arbeitgebervertreter werden vom Bundesminis- 
terium für Arbeit und Soziales auf Vorschlag der gleichen 
Behörden wie bei der ehemaligen Unfallkasse des Bundes 
ernannt. Um einen hinreichenden Einfluss der Mitgliedsun- 
temehmen der ehemaligen Eisenbahn-Unfallkasse in den 
Selbstverwaltungsgremien des neuen Unfallversicherungs- 
trägers sicherzustellen, bestimmt Absatz 7 Satz 2, dass den 
auf Vorschlag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung bestimmten Arbeitgebervertretem in beiden 
Selbstverwaltungsgremien ein Stimmenanteil von 40 Pro- 
zent der Arbeitgeberstimmen insgesamt zukommt. Die nähere 
Ausgestaltung wird der Satzung überlassen. Ergänzend gel- 
ten die allgemeinen Regelungen des Zweiten Titels des Vier- 
ten Abschnitts des SGB IV. 

Zu Nummer 7 

In Absatz 2a werden die Regelungen zur Genehmigung der 
Haushalte der Unfallkasse des Bundes und der Eisenbahn- 
Unfallkasse gestrichen. Die den Haushaltsplan der Unfall- 
versicherung Bund und Bahn betreffenden Regelungen sind 
im neuen § 71f SGB IV zusammengefasst. 

Zu Nummer 8 

Zu Absatz 1 

Die Aufgaben der ehemaligen Eisenbahn-Unfallkasse 
(Aufgaben nach § 125 Absatz 2 SGB VII) werden aus 
Beiträgen finanziert, die von den Eisenbahn-Unternehmen 
erhoben werden. Demgegenüber werden die Ausgaben zur 
Erfüllung der Aufgaben der ehemaligen Unfallkasse des 
Bundes (Aufgaben nach § 125 Absatz 1 SGB VII) überwie- 
gend vom Bund getragen und im Bundeshaushalt (Einzel- 
plan 11 des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales) 
veranschlagt. Die Einnahmen und Ausgaben der Unfallver- 
sicherung Bund und Bahn werden daher in zwei getrennten 
Teilhaushalten dargestellt. 

Da der Haushaltsplan der Unfallversicherung Bund und 
Bahn insgesamt als Einheit zu betrachten ist, ist es sachge- 
recht, dass das Bundesversicherungsamt beide Teilhaushalte 
genehmigt. Die Genehmigung durch das Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung entfallt und wird 
durch das im Rahmen der Genehmigung vom Bundesminis- 
terium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zu erteilende 
Einvernehmen ersetzt. Was den Teilhaushalt der ehemaligen 
Unfallkasse des Bundes anbelangt, so bleibt es bei dem im 
Rahmen der Genehmigung zu erteilenden Einvernehmen 
durch das Bundesministerium der Finanzen und das Bundes- 
ministerium für Arbeit und Soziales. 

Die von der Unfallversicherung Bund und Bahn nach Satz 6 
bei der Aufstellung des Haushaltsplans zu beachtenden ge- 
setzlichen Vorschriften und Bewertungs- oder Bewirtschaf- 
tungsgrundsätze umfassen auch die des jährlichen Haus- 
haltsgesetzes des Bundes. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung stellt sicher, dass der Bundeshaushalt bei der 
Zusammenfassung der zentral für die Fachbereiche zu be- 
wältigenden allgemeinen Verwaltungsausgaben - wie der 
Personalverwaltung - nur mit den hierbei anfallenden Ver- 
waltungsausgaben belastet wird, soweit sie den vom Bund 
zu finanzierenden Aufgaben zuzurechnen sind. 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-35- 


Drucksache 17/12297 


Objektive Kriterien im Sinne des Satzes 4 sind solche wie 
Anzahl der Versicherten, der Leistungsempfänger und der 
beitragspflichtigen Betriebe. Die Gewichtung der Kriterien 
ist erforderlich, da sie sich unterschiedlich auf die Inan- 
spruchnahme von Vertreterversammlung und Vorstand aus- 
wirken. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift trägt der unterschiedlichen Aufbringung der 
in den Teilhaushalten veranschlagten Mittel Rechnung. 

Zu Nummer 9 

Folgeänderung zur Auflösung der Eisenbahn-Unfallkasse. 

Zu Nummer 10 

Während die Unfallkasse des Bundes die Aufgabe der 
Prävention im Auftrag der Zentralstelle für Arbeitsschutz 
beim Bundesinnenministerium wahmimmt und in diesem 
Bereich unter Aufsicht dieses Bundesministeriums steht, 
führt nach § 90 Absatz 1 Satz 1 SGB IV insoweit das Bun- 
desministerium für Arbeit und Soziales die Aufsicht über die 
Eisenbahn-Unfallkasse. Die Regelung in Satz 3 bestimmt 
das Bundesministerium des Innern zur einheitlichen Auf- 
sichtsbehörde über die Unfallversicherung Bund und Bahn 
auf dem Gebiet der Prävention. 

Zu Artikel 4 (Weitere Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Dieser Artikel enthält Änderungen des SGB IV, die die Er- 
richtung der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post- 
Logistik Telekommunikation betreffen (Inkrafttreten 1. Ja- 
nuar 2016). 

Zu Nummer 1 

Die Sonderregelung zur Bestellung des Geschäftsführers der 
Unfallkasse Post und Telekom wird aufgehoben. Für die 
Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation gelten die allgemeinen Regelungen für 
gewerbliche Berufsgenossenschaften. 

Zu Nummer 2 

Die für die Zusammensetzung der Selbstverwaltungsorgane 
der Unfallkasse Post und Telekom geltenden Sonderregelun- 
gen werden aufgehoben. Für die Berufsgenossenschaft Ver- 
kehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation gelten die 
allgemeinen Regelungen für gewerbliche Berufsgenossen- 
schaften. 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Auflösung der 
Unfallkasse Post und Telekom. Der Haushalt der Berufsge- 
nossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommu- 
nikation ist nach § 70 Absatz 2 SGB IV nicht genehmigungs- 
bedürftig. 

Zu Nummer 4 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Aufhebung des 
§ 73 Absatz 2 Satz 3 SGB IV (vergleiche Artikel 4 Nummer 5). 

Zu Nummer 5 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Auflösung der 
Unfallkasse Post und Telekom. Für überplanmäßige und 


außerplanmäßige Ausgaben der Berufsgenossenschaft Ver- 
kehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation gelten die 
allgemeinen Regelungen in § 73 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 
1 SGB IV. 

Zu Nummer 6 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Auflösung der 
Unfallkasse Post und Telekom. Die Aufsicht über die Be- 
rufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele- 
kommunikation auf dem Gebiet der Prävention führt nach 
der allgemeinen Regelung in § 90 Absatz 1 Satz 1 SGB IV 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

Zu Nummer 7 

Folgeänderungen aufgrund der Neuorganisation der bun- 
desunmittelbaren Unfallkassen. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Siebten Buches Sozial- 
gesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Mit der Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfall- 
kassen sowie der Aufnahme der Dienstbezüge der Ge- 
schäftsführer der gewerblichen Berufsgenossenschaften und 
der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gar- 
tenbau in das SGB VII (vergleiche Nummer 8, § 147a) ist die 
Inhaltsübersicht entsprechend anzupassen. 

Zu Nummer 2 

Folgeänderungen aufgrund der Neuorganisation der bun- 
desunmittelbaren Unfallkassen. 

Zu Nummer 3 

Die Unfallkasse des Bundes nimmt die Aufgabe der Präven- 
tion im Auftrag der Zentralstelle für Arbeitsschutz beim 
Bundesministerium des Innern wahr und untersteht insoweit 
der Aufsicht dieses Bundesministeriums; auch die Regelun- 
gen zum Erlass von Unfallverhütungsvorschriften nach § 1 5 
Absatz 1 bis 4 SGB VII gelten für die Unfallkasse des Bun- 
des nicht. Für die Eisenbahn-Unfallkasse sind hingegen die 
allgemeinen Regelungen des SGB VII anwendbar. Für den 
neuen Unfallversicherungsträger Unfallversicherung Bund 
und Bahn sollen grundsätzlich ebenfalls die allgemeinen Re- 
gelungen des Zweiten Kapitels gelten. Die neue Fassung des 
§ 1 1 5 SGB VII regelt die noch verbleibenden Abweichungen 
vom für alle Unfallversicherungsträger geltenden Recht. 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 115 Absatz 1 
Satz 2, 3 und 4 SGB VIl. Für die Unternehmen des Bundes 
erlässt das Bundesministerium des Innern weiterhin allge- 
meine Verwaltungsvorschriften. Satz 3 entspricht dem bishe- 
rigen § 1 15 Absatz 3 Satz 3 SGB VIL Anstelle des bisherigen 
§ 1 15 Absatz 2 SGB VII tritt für alle anderen Versicherten im 
Zuständigkeitsbereich der Unfallversicherung Bund und 
Bahn die allgemeine Regelung des § 15 SGB VII über den 
Erlass von Unfallverhütungsvorschriften. 

Zu Absatz 2 

Dieser Absatz folgt der Regelung in § 90 Absatz 1 Satz 3 
SGB IV zur Fachaufsicht des Bundesministeriums des In- 
nern über die Unfallversicherung Bund und Bahn auf dem 
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Gebiet der Prävention. Sie trägt ferner der Zuständigkeit des 
Bundesministeriums des Innern für den Erlass von Rechts- 
verordnungen nach dem bisherigen § 1 15 Absatz 2 SGB Vll 
Rechnung. Die Genehmigung von Unfallverhütungsvor- 
schriften für Mitgliedsbetriebe der ehemaligen Eisenbahn- 
Unfallkasse wird künftig vom Bundesministerium des In- 
nern wahrgenommen. Dies dient der Herstellung eines über- 
schaubaren und einheitlichen Vorschriftenwerks innerhalb 
des neuen Unfallversicherungsträgers. Satz 2 dient der 
Rechtseinheitlichkeit des Vorschriften- und Regelwerks in 
der Prävention. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung entspricht dem geltenden § 1 1 5 Absatz 3 Satz 4 
und 5 SGB Vll. Die Aufgabe der Prävention mit Ausnahme 
des Erlasses von Unfallverhütungsvorschriften wird in den 
Geschäftsbereichen des Bundesministeriums der Vertei- 
digung und des Auswärtigen Amtes hinsichtlich seiner 
Auslandsvertretungen weiterhin von dem jeweiligen Bun- 
desministerium oder der von ihm bestimmten Stelle wahrge- 
nommen. 

Zu den Nummern 4 und 5 

Der Zuständigkeitskatalog des neuen § 125 Absatz 2 SGB 
Vll entspricht dem bisherigen § 126 SGB Vll. Im Übrigen 
handelt es sich um Folgeänderungen zur Errichtung der 
Unfallversicherung Bund und Bahn. 

Zu Nummer 6 

Folgeänderung zur Einfügung des neuen § 125 Absatz 2 
SGB Vll. 

Zu Nummer 7 

Folgeänderung zur Errichtung der Unfallversicherung Bund 
und Bahn. 

Zu Nummer 8 

Die geltenden Regelungen sehen nach Artikel Vlll § 1 Ab- 
satz 2 Satz 4 des Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
(2. BesVNG) für die Besoldung der dienstordnungsmäßig 
angestellten Geschäftsführer der bundesunmittelbaren ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften (BG) als Höchstgrenze 
eine Besoldung nach der Besoldungsgruppe B 6 vor. 

Diese gesetzliche Höchstgrenze orientiert sich an der Besol- 
dung des Vorsitzenden der Geschäftsführung der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (DRV KBS), 
der bisher nach B 6 besoldet ist. Mit der Anhebung der Be- 
soldung des Vorsitzenden der Geschäftsführung der DRV 
KBS nach B 8 eröffnet sich im Stellengefüge auch die Mög- 
lichkeit einer Anhebung der Dienstbezüge der Geschäftsfüh- 
rer der neun bundesunmittelbaren gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften. Dafür besteht auch eine dringende 
Notwendigkeit. Der Fusionsprozess im Bereich der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften ist inzwischen vollständig 
abgeschlossen. Die Zahl der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften hat sich seit 2004 von 35 landes- und bundesunmit- 
telbaren auf neun bundesunmittelbare Berufsgenossenschaf- 
ten reduziert. 

Die Besoldung der Geschäftsführer und Geschäftsführerin- 
nen richtete sich aufgrund der sogenannten Einstufungs- 
höchstgrenzenverordnung (EinstufHöGrV) bisher nach den 


vom Bundesversicherungsamt anhand bestimmter Kennzah- 
len ermittelten Punktwerten innerhalb einer Bandbreite von 
der Besoldungsgruppe A 15 bis zur Besoldungsgruppe B 6. 
Nachdem der Fusionsprozess zwischen den Berufsgenossen- 
schaften abgeschlossen ist, sind die Geschäftsführer aller 
gewerblichen Berufsgenossenschaften in die Besoldungs- 
gruppe B 6 eingestuft. Die Bandbreitenregelung der Einstu- 
fungshöchstgreirzenverordnung, die den Fusionsprozess för- 
dern sollte, hat damit ihren Sinn verloren. Zukünftig soll da- 
her auf eine besoldungsrechtliche Einstufung nach 
Punktwerten verzichtet werden. Stattdessen sollen die 
Dienstbezüge der Geschäftsführer der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften - wie für alle anderen Geschäftsführer bun- 
desunmittelbarer Sozialversicherungsträger - gesetzlich ei- 
genständig im SGB VII (hier § 147a) festgeschrieben werden. 

Aus den vollzogenen Fusionen resultiert eine erhebliche 
Vergrößerung der einzelnen Berufsgenossenschaften. Damit 
geht eine Steigerung der Personalverantwortung, der Finanz- 
verantwortung, der Versicherten- und Versicherungsfallzah- 
len sowie des Organisations- und Reiseaufwandes durch 
Erhöhung der Zahl der von einem Geschäftsführer zu betreu- 
enden Standorte einher. Aufgrund der erheblich gestiegenen 
Verantwortung der Geschäftsführer ist es geboten, die bishe- 
rige Höchstgrenze von der Besoldungsgruppe B 6 auf die 
Besoldungsgruppe B 8 anzuheben. Damit würde die bisheri- 
ge Orientierung an der Geschäftsführerbesoldung der DRV 
KBS beibehalten. 

Nach dem Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung 
(§18 BBesG) ergibt sich in Anlehnung an die bei der Ein- 
stufung der entsprechenden Leitungsämter bei gewerblichen 
Berufsgenossenschaften verwendeten Keimzahlen künftig 
folgende Zuordnung: 

• Einstufung des Dienstpostens des Geschäftsführers in die 
Besoldungsgruppe B 8: 

- BG Holz und Metall (932 Punkte), 

- Verwaltungs-BG (559 Punkte), 

- BG für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 
(502 Punkte), 

- BG der Bauwirtschaft (490 Punkte); 

• Einstufung des Dienstpostens des Geschäftsführers in die 
Besoldungsgruppe B 7 : 

- BG Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse 
(446 Punkte), 

- BG Handel und Warendistribution (440 Punkte), 

- BG Rohstoffe und chemische Industrie (436 Punkte), 

- BG Nahrungsmittel und Gastgewerbe (434 Punkte). 

• Die Geschäftsführung der BG für Transport und Ver- 
kehrswirtschaft (288 Punkte) wird nach der Besoldungs- 
gruppe B 6 bewertet. 

Soweit in Berufsgenossenschaften nach den gesetzlichen 
Regelungen Geschäftsführungen gebildet werden, gelten die 
Höchstgrenzen für die Geschäftsführerinnen und Geschäfts- 
führer für die Vorsitzenden der Geschäftsführungen. 

Durch Absatz 2 werden die Dienstbezüge der Geschäftsfüh- 
rung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau - wie für alle anderen Geschäftsführer bundesun- 
mittelbarer Sozialversicherungsträger - gesetzlich eigen- 
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ständig festgeschrieben. Zugleich wird die Besoldungs- 
höchstgrenze für den Geschäftsführer oder den Vorsitzenden 
der Geschäftsführung von der Besoldungsgruppe B 6 auf die 
Besoldungsgruppe B 7 angehoben. 

Mit der Errichtung eines einheitlichen bundesunmittelbaren 
Trägers der landwirtschaftlichen Sozialversicherung unter 
Einbeziehung der bisherigen 36 Träger und des Spitzenver- 
bandes der landwirtschaftlichen Sozialversicherung wird es 
nur noch einen einzigen, bundesweit zuständigen Träger für 
die landwirtschaftliche Sozialversicherung geben. Dieser 
umfasst als Verbundträger die Zuständigkeit für die land- 
wirtschaftliche Unfallversicherung, die Kranken- und Pfle- 
geversicherung sowie die Alterssicherung. 

Im Vergleich mit der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See, die ebenfalls mehrere Zweige der Sozial- 
versicherung umfasst, aber höhere Versichertenzahlen in der 
Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung aufweist, ist eine 
Einstufung in die Besoldungsgruppe B 7 ausreichend und 
angemessen. 

Absatz 3 entspricht der bisherigen Regelung in § 3 Absatz 3 
EinstufHöGrV Soweit in den Berufsgenossenschaften Ge- 
schäftsführungen gebildet werden, sind die Mitglieder der 
Geschäftsführung mindestens eine Besoldungsstufe niedri- 
ger einzustufen als die oder der Vorsitzende der Geschäfts- 
führung. 

Absatz 4 erläutert den Begriff der Bezüge als Höchstgrenze 
bei Abschluss privatrechtlicher Verträge. 

Zu Nummer 9 

Folgeänderung zur Auflösung der Eisenbahn-Unfallkasse. 
Eine Übergangsregelung zu § 148 Absatz 1 Satz 3 SGB VII 
in der bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Fassung wurde 
in Artikel 1 § 8 Absatz 4 getroffen. 

Zu Nummer 10 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 11 

Wie die Eisenbahn-Unfallkasse nach bisher geltendem Recht 
soll auch die Unfallversicherung Bund und Bahn für die Mit- 
gliedsuntemehmen aus dem Zuständigkeitsbereich der Ei- 
senbahn-Unfallkasse (vergleiche § 125 Absatz 2 SGB VII 
neue Fassung) ermächtigt werden, die Beitragshöhe über 
auferlegte Zuschläge oder bewilligte Nachlässe zu gestalten. 

Zu Nummer 12 
Zu Absatz 2 

Durch die Neufassung des § 166 Absatz 2 SGB VII werden 
Wirtschaftlichkeit und Effektivität der Prüfungen bei den 
Arbeitgebern erhöht. 

Unternehmen, deren Beitragsaufkommen geringer ist, als die 
für eine Prüfung zu veranschlagenden Kosten, sind künftig 
von der Prüfung ausgenommen. Der maßgebliche Grenzwert 
wird nach den Erfahrungen aus der Prüfpraxis auf 1,5 Pro- 
zent der Bezugsgröße festgesetzt; das entspricht derzeit rund 
475 Euro. Durch die Anbindung an die Bezugsgröße ist die 
Anpassung des Wertes an die künftige wirtschaftliche Ent- 
wicklung sichergestellt. Mit der Stichprobenprüfung bleibt 


gleichzeitig auch in diesem Bereich der Anreiz erhalten, die 
Entgelte richtig und vollständig zu melden. 

Des Weiteren wird künftig ausgeschlossen, dass die Renten- 
versicherung im Rahmen der Prüfroutine auch solche Fälle 
noch überprüft, in denen das Unternehmen zum Beispiel we- 
gen Geschäftsaufgabe nicht mehr in die Zuständigkeit des 
Unfallversicherungsträgers fällt. 

Darüber hinaus erhalten die Unfallversicherungsträger die 
Möglichkeit, in bestimmten Fällen anstelle der Rentenversi- 
cherungsträger selbst eine Prüfung durchzuführen. Voraus- 
setzung ist, dass konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass Arbeitsentgelte vom Unternehmer nicht der richtigen 
Gefahrklasse zugeordnet wurden. Hier hat die bisherige Er- 
fahrung gezeigt, dass die Unfallversicherung aufgrund ihrer 
größeren Sachnähe besser und effektiver unrichtige Veran- 
lagungen erkennen und aufdecken kann. Das Prüfrecht darf 
aber nur ausgeübt werden, wenn die Aufklärung keinen Auf- 
schub duldet, das heißt wenn zu befürchten steht, dass eine 
Feststellung der Gesetzesverstöße später nicht mehr möglich 
ist. Der für die Prüfung zuständige Rentenversicherungsträ- 
ger ist über den Beginn und über das Ergebnis der Prüfung 
zu informieren; die Information über den Prüfungsbeginn 
kann auch formlos zum Beispiel durch telefonische oder 
EDV-technische Mitteilung erfolgen. 

Besondere Regelungen zur Generaluntemehmerhaftung im 
Baubereich sind in diesem Zusammenhang nicht erfor- 
derlich. Nach § 150 in Verbindung mit den §§ 28e und 116a 
SGB IV haften Unternehmer des Baugewerbes für die Zah- 
lung der Unfallversicherungsbeiträge ihrer Subuntemehmer 
wie ein selbstschuldnerischer Bürge. Ob die Voraussetzun- 
gen dieser Haftung vorliegen, ist im Einzelfall von der 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft festzustellen. Für 
die Feststellung der Voraussetzungen gelten deshalb die all- 
gemeinen Vorschriften über die Aufzeichnungs- und Mitwir- 
kungspflichten der Unternehmer sowie die Einsichts- und 
Betretungsrechte der Unfallversicherungsträger insbeson- 
dere nach § 192 sowie nach § 98 SGB X. Die Berufsgenos- 
senschaft hat das Recht, die jeweiligen Geschäftsräume und 
Arbeitsstätten der Unternehmen zu betreten und dort die ent- 
sprechenden Überprüfungen der Unterlagen durchzuführen. 

Zu Absatz 3 

Der neu gefasste Absatz 3 enthält Verfahrensvorschriften. 
Satz 1 bestimmt, dass die Einzelheiten über die Ausnahme 
von der Prüfung sowie die Durchführung der Stichprobe in 
einer eigenständigen Vereinbarung der Spitzenverbände zu 
regeln sind. Die Sätze 2 und 3 entsprechen dem bisherigen 
Recht und regeln die Vergütung für die Durchführung der 
Prüfungen durch die Rentenversicherungsträger. Mit dem 
neuen Satz 4 wird der gesetzlichen Unfallversicherung das 
Recht eingeräumt, die Wahrnehmung der Prüfaufgaben 
durch die Träger der Deutschen Rentenversicherung zu über- 
prüfen. Dies entspricht dem Prüfungsrecht für die anderen 
Organisationen der Sozialversicherung in § 28q SGB IV. 

Zu Nummer 13 

Die besonderen Regelungen für die Unfallkasse des Bundes 
über die Aufbringung der Mittel im bisherigen § 186 
SGB VII werden für die Unfallversicherung Bund und Bahn 
übernommen, soweit der Zuständigkeitsbereich der Unfall- 
kasse des Bundes betroffen ist (Absatz 1 Satz 1). Für den 
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Zuständigkeitsbereich der ehemaligen Eisenbahn-Unfallkas- 
se gelten weiterhin die allgemeinen Vorschriften des Sechs- 
ten Kapitels des SGB Vll. Bei der Änderung des Absatz 2 
handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur 
Einfügung des neuen § 125 Absatz 2 SGB Vll. 

Zu Nummer 14 

Folgeänderung aufgrund der Neuorganisation der bundesun- 
mittelbaren Unfallkassen. 

Zu Nummer 15 

Folgeänderung aufgrund der Neuorganisation der bundesun- 
mittelbaren Unfallkassen. 

Zu Nummer 16 

Die Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfallver- 
sicherungsträger der öffentlichen Hand sowie der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften wird durch dieses Gesetz ab- 
geschlossen, so dass die §§ 224, 225 SGB Vll aufgehoben 
werden können. 

Zu Artikel 6 (Weitere Änderung des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Zu den Nummern 1 und 2 

Folgeänderungen zur Errichtung der Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zur Auflösung der Unfallkasse Post und Te- 
lekom. 

Zu Buchstabe b 

Bereinigung des Nummerngefüges. 

Zu Nummer 4 

Die Neufassung des § 121 Absatz 2 SGB Vll bestimmt in 
Satz 1 den Zuständigkeitsbereich der Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation. Die 
Nummern 1 und 2 umfassen den Zuständigkeitsbereich der 
Berufsgenossenschaft Transport und Verkehrswirtschaft, die 
Nummern 3 bis 8 entsprechen § 127 Nummern 1 bis 7 
SGB Vll in der bis zum 3 1 . Dezember 2015 geltenden 
Fassung; die Zuständigkeit für die Bundespost-Betriebskran- 
kenkasse nach § 127 Nummer 8 SGB Vll ist gegenstandslos 
und wird deshalb nicht in die Neufassung des § 121 Absatz 2 
SGB Vll übernommen. § 1 2 1 Absatz 2 Satz 2 stellt klar, dass 
das Bezeichnimgsverfahren nach § 125 Absatz 4 SGB Vll bei 
Vorliegen der Voraussetzungen auch auf die der Berufsge- 
nossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommu- 
nikation gesetzlich zugewiesenen Unternehmen Anwendung 
finden kann. Über die Übernahme von Unternehmen nach 
Satz 1 Nummer 3 bis 8 und den Widerruf entscheidet nach 
Satz 3 das Bundesministerium der Finanzen. 

Zu Nummer 5 

Folgeänderung zur Auflösung der Unfallkasse Post und 
Telekom. Die Zuständigkeit der Nachfolgeorganisation Be- 
rufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele- 


kommunikation ist im neu gefassten § 121 Absatz 2 SGB Vll 
geregelt. 

Zu Nummer 6 

Folgeänderung zur Auflösung der Unfallkasse Post und 
Telekom. Übergangsregelungen zum Dienstrecht bei der 
Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation werden in Artikel 2 § 4 getroffen. 

Zu Nummer 7 

Folgeänderung aufgrund der Neuorganisation der bundesun- 
mittelbaren Unfallkassen. Die Befugnis der Berufsgenossen- 
schaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunika- 
tion, Zuschläge aufzuerlegen und Nachlässe zu gewähren, 
ergibt sich aus der allgemeinen Regelung in § 162 Absatz 1 
Satz 1 SGB Vll. 

Zu Nummer 8 

Die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik 
Telekommunikation nimmt an der Lastenverteilung der ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften teil. Das System der 
Lastenverteilung nach §§ 176 ff. SGB Vll bedeutet eine 
gemeinsame Tragung aller Rentenlasten durch die Berufs- 
genossenschaften als Träger der gewerblichen Unfallver- 
sicherung. Der Umfang der inneren Solidarität ist für den 
Zuständigkeitsbereich der ehemaligen Unfallkasse Post und 
Telekom wegen der zusätzlichen Belastungen der Mitglieds- 
unternehmen aufgrund der Postreform stufenweise über 
einen Zeitraum von sechs Jahren anzupassen. 

Ab dem Jahr 2022 nimmt die Berufsgenossenschaft Ver- 
kehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation vollum- 
fänglich an der in den §§ 176 bis 181 SGB Vll geregelten 
Lastenverteilung teil. Für das Innenverhältnis zwischen den 
Fusionspartnem gilt nach Artikel 2 § 13 dieses Gesetzes 
§ 1 1 8 Absatz 4 Satz 1 SGB Vll entsprechend. 

Zu Nummer 9 

Folgeänderungen zur Auflösung der Unfallkasse Post und 
Telekom sowie zur Errichtung der Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Sozialgerichtsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Mit der Änderung wird die Differenzierung zwischen ehren- 
amtlichen Richtern aus dem Kreis der Versicherten und aus 
dem Kreis der Arbeitnehmer aufgehoben. Zukünftig sollen 
in Angelegenheiten der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
einschließlich der Streitigkeiten aufgrund § 6a des Bundes- 
kindergeldgesetzes und in Angelegenheiten der Arbeitsför- 
derung ebenso wie in Angelegenheiten der Sozialversiche- 
rung ehrenamtliche Richter aus dem Kreis der Versicherten 
mitwirken. Die Differenzierung zwischen dem Kreis der Ar- 
beitnehmer und dem Kreis der Versicherten ist nicht geboten. 
Arbeitnehmer sind Versicherte; zu den Versicherten gehören 
zwar auch andere Personen als Arbeitnehmer, zum Beispiel 
bereits aus dem Erwerbsleben ausgeschiedene Rentner. Die- 
se Personengruppe verfügt aber aufgrund ihrer vorherigen 
Erfahrungen im Erwerbsleben auch über die für das ehren- 
amtliche Richteramt im Bereich der Grundsicherung für Ar- 
beitsuchende und der Arbeitsforderung notwendige Sach- 
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künde, ln der Praxis vereinfacht eine einheitliche Liste der 
ehrenamtlichen Richter aus dem Kreis der Versicherten für 
Kammern beziehungsweise Senate, die sowohl für Angele- 
genheiten der Sozialversicherung als auch für Angelegenhei- 
ten der Grundsicherung für Arbeitsuchende beziehungswei- 
se für Angelegenheiten der Arbeitsforderung zuständig sind, 
die Heranziehung der ehrenamtlichen Richter und die Termi- 
nierung der mündlichen Verhandlung. Mit der Hannonisie- 
rung wird daher zu größerer Flexibilität und damit zur Ent- 
lastung der Gerichte beigetragen. 

Zu Nummer 2 

Infolge der Aufhebung der Differenzierung zwischen ehren- 
amtlichen Richtern aus dem Kreis der Versicherten und dem 
Kreis der Arbeitnehmer bedarf es keiner gesonderten Vor- 
schlagslisten für die Berufung von ehrenamtlichen Richtern 
aus dem Kreis der Arbeitnehmer. Vielmehr werden zukünf- 
tig auch für die Angelegenheiten der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende einschließlich der Streitigkeiten nach § 6a 
des Bundeskindergeldgesetzes und für Angelegenheiten der 
Arbeitsförderung ehrenamtliche Richter aus dem Kreis der 
Versicherten berufen, sodass Absatz 1 entsprechend ergänzt 
wird. Als Folgeänderung wird Absatz 4 aufgehoben. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zu den Nummern 1 und 2. 

Zu Buchstabe b 

Zukünftig gehören auch Personen zum Kreis der Arbeitgeber, 
die als Angestellte regelmäßig für den Arbeitgeber in Perso- 
nalangelegenheiten tätig werden. Damit wird dem Interesse 
der Richterschaft und der Privatwirtschaft Rechnung getra- 
gen, auf Arbeitgeberseite in ausreichendem Umfang ehren- 
amtliche Richter aus dem Bereich der privaten Wirtschaft be- 
rufen zu können, um deren Kenntnisse und besondere 
Eignung für die Rechtsprechung nutzen zu können. Zwar 
haben diese Personen - wie auch in den anderen in § 16 Ab- 
satz 4 Nummer 3 bis 5 SGG geregelten Fallgruppen - Arbeit- 
nehmerstatus. Durch die Befassung mit Personalangelegen- 
heiten nehmen sie aber spezifisch arbeitgeberseitige 
Interessen wahr. Sie verfügen über die Fachkenntnisse und 
Erfahrungen, die auch ein Arbeitgeber hat und können damit 
den Kreis der Arbeitgeber repräsentieren. Die Arbeitgeber- 
vereinigungen, die die Vorschlagslisten für die ehrenamtli- 
chen Richter aus dem Kreis der Arbeitgeber aufstellen, wer- 
den bei der Auswahl der Personen darauf achten, dass diese 
aufgrund ihrer Lebens- und Berufserfahrung geeignet sind, 
die Sicht der Arbeitgeber in die Entscheidungsfindung einzu- 
bringen. 

Zu Nummer 4 

Die Regelung dient der Vereinfachung und der Beschleuni- 
gung des sozialgerichtlichen Verfahrens. Sie entspricht § 44a 
der Verwaltungsgerichtsordnung. Ziel der Norm ist zu ver- 
hindern, dass durch Rechtsbehelfe gegen Verfahrenshandlun- 
gen die Sachentscheidung der Behörde verzögert wird. 

Zu Nummer 5 

Mit der Änderung sollen Zuständigkeitsstreitigkeiten zu- 
künftig vermieden werden. Es wird klargestellt, dass Fälle, 
in denen nur inzident über die Auslegung oder die Wirksam- 


keit einer Entscheidung oder eines Vertrages gestritten wird, 
von der besonderen Zuständigkeitsregelung des § 57a Ab- 
satz 3 und 4 SGG nicht umfasst sind. 

Zu Nummer 6 

Zur Beseitigung von teilweise aufgetretenen Rechtsun- 
sicherheiten in Bezug auf eine mögliche Normenkonkurrenz 
wird mit der Änderung nunmehr ausdrücklich die entspre- 
chende Anwendbarkeit des § 46 Absatz 2 Zivilprozessord- 
nung (ZPO) auf Fälle der Ablehnung von Gerichtspersonen 
in sozialgerichtlichen Verfahren ausgeschlossen. Nach § 172 
Absatz 2 SGG können Beschlüsse des Sozialgerichts über 
die Ablehnung von Gerichtspersonen nicht mit der Be- 
schwerde angefochten werden. 

Zu Nummer 7 

Mit dieser Regelung wird klargestellt, dass sich die Frage der 
Statthaftigkeit der Beschwerde gegen die Ablehnung von 
Prozesskostenhilfe nicht nach § 127 Absatz 2 Satz 2 der Zi- 
vilprozessordnung richtet. Vielmehr ist über § 172 Absatz 1 
SGG gegen eine ablehnende Prozesskostenhilfeentschei- 
dung grundsätzlich die Beschwerde statthaft, es sei denn, es 
liegt einer der in § 172 Absatz 3 Nummer 2 SGG geregelten 
Fälle vor (vergleiche Nummer 11). 

Zu Nummer 8 

Die Regelung vermeidet unnötige Vollstreckungsanträge. In 
der weit überwiegenden Zahl der Fälle wird der Schuldner 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts sein und daher 
auch ohne weitere Vollstreckungsmaßnahmen einen sofort 
vollziehbaren Beschluss beachten. In diesen Fällen ist eine 
Vollstreckung unnötig. Die Vollziehungsfrist baut daher 
unnötigen Handlungsdruck für den Antragsteller auf, der 
befürchtet, dass er seine Ansprüche aus der einstweiligen 
Anordnung verliert. 

Zu Nummer 9 

Die Regelung dient der Verfahrensbeschleunigung. Die wei- 
tere Vergleichsmöglichkeit kann die Verfahrensbeendigung 
durch Vergleich beschleunigen und unnötige Gerichtstermi- 
ne vermeiden. Mit dieser Regelung wird eine ausdrückliche 
Bestimmung zur schriftlichen Annahme eines Vergleichs in 
das Sozialgerichtsgesetz eingefügt, so dass auch der Streit 
um die Rechtsfrage beendet ist, ob die entsprechende Rege- 
lung in § 278 Absatz 6 ZPO über § 202 SGG anwendbar ist. 
Die Regelung dient insoweit auch der Klarstellung. Sie ent- 
spricht § 106 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung. 

Zu Nummer 10 

Um sicherzustellen, dass sich die Frage der Statthaftigkeit 
der Beschwerde gegen die Ablehnung von Sachverständigen 
in sozialgerichtlichen Verfahren ausschließlich nach § 172 
Absatz 2 SGG richtet, wird eine entsprechende Anwendung 
des § 406 Absatz 5 ZPO ausdrücklich ausgeschlossen. 

Zu Nummer 11 

Zu Buchstabe a 

Zukünftig sind Beschwerden gegen Beschlüsse über die Ab- 
lehnung von Sachverständigen ausgeschlossen. Damit wird 
erreicht, dass in sozialgerichtlichen Verfahren nicht nur ma- 
teriellrechtlich die gleichen Anforderungen an die Ableh- 
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nung eines Sachverständigen wie an die Ablehnungen von 
Gerichtspersonen gestellt werden (§ 406 Absatz 1 ZPO), 
sondern auch eine Gleichstellung im Hinblick auf die 
Rechtsschutzmöglichkeiten erfolgt. Wenn schon Entschei- 
dungen über die Ablehnung von Richtern und Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle nicht mit der Beschwerde ange- 
fochten werden können, dann ist es sachgerecht, die 
Beschwerde auch gegen einen Beschluss über die Ableh- 
nung von Sachverständigen auszuschließen. 

Zu Buchstabe b 

Mit der Überarbeitung des Absatzes 3 wird eine übersichtli- 
che und klare Regelung geschaffen, mit der im Zusammen- 
hang mit der Änderung des § 73a SGG (Nummer 7) erreicht 
wird, dass die teilweise bestehenden Unsicherheiten bezüg- 
lich der Statthaftigkeit von Beschwerden beseitigt werden. 

Mit Nummer 1 wird - der überwiegenden Meinung in Recht- 
sprechung und Literatur entsprechend - klargestellt, dass es 
in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes für die Frage 
der Beschwerdemöglichkeit lediglich darauf ankommt, ob in 
der Hauptsache der in § 144 Absatz 1 SGG geregelte Beru- 
fungsstreitwert erreicht wird. 

Nummer 2 regelt abschließend, dass die Beschwerde gegen 
die Ablehnung von Prozesskostenhilfe in bestimmten Fällen 
ausgeschlossen ist. 

Nach Buchstabe a ist die Beschwerde wie bisher ausge- 
schlossen, wenn die Prozesskostenhilfe wegen fehlender 
persönlicher oder wirtschaftlicher Voraussetzungen abge- 
lehnt wird. Allerdings wird auf das Kriterium der Aus- 
schließlichkeit verzichtet. Enthält der Beschluss zukünftig 
auch Hinweise zur Erfolgsaussicht in der Hauptsache, wird 
dadurch nicht die Beschwerdemöglichkeit eröffnet, wenn es 
jedenfalls an den persönlichen oder wirtschaftlichen Vor- 
aussetzungen für die Gewährung der Prozesskostenhilfe 
fehlt. 

In Buchstabe b wird geregelt, dass Beschwerden gegen die 
Ablehnung von Prozesskostenhilfe ausgeschlossen sind, 
wenn in der Hauptsache der in § 144 Absatz 1 SGG geregelte 
Berufungsstreitwert nicht erreicht wird. Derzeit ist in der 
Rechtsprechung umstritten, ob in diesen Fällen die Be- 
schwerde gegen Prozesskostenhilfe-Entscheidungen zuläs- 
sig ist. Die Landessozialgerichte entscheiden hier nicht 
einheitlich. Der Ausschluss der Beschwerde in diesen Fällen 
ist sachgerecht. Der Rechtsschutz gegen die Ablehnung 
von Prozesskostenhilfe reicht zukünftig nicht weiter als der 
Rechtsschutz im Hauptsacheverfahren. Eine unangemessene 
Beeinträchtigung der Interessen der Recht Suchenden ist da- 
mit nicht verbunden. Im Rahmen der Prüfung der Erfolgs- 
aussichten der Hauptsache wird das Gericht auch berück- 
sichtigen, ob gegebenenfalls die Rechtssache grundsätzliche 
Bedeutung hat oder beabsichtigt ist, von obergerichtlicher 
Rechtsprechung abzuweichen, und in diesen Fällen Prozess- 
kostenhilfe gewähren, sofern die übrigen Voraussetzungen 
gegeben sind. 

Mit der in Buchstabe c enthaltenen Regelung wird sicherge- 
stellt, dass Beschwerden gegen die Ablehnung von Prozess- 
kostenhilfeanträgen auch dann ausgeschlossen sind, wenn 
das Sozialgericht in der Sache durch Beschluss endgültig 
entscheidet. Das gilt zum Beispiel für Prozesskostenhilfean- 
träge, die für Kostenerinnerungsverfahren gegen Kostenfest- 
setzungsbeschlüsse (§ 197 Absatz 1 und 2 SGG) oder für An- 


hörungsrügen (§ 178a SGG) gestellt werden. Die Regelung 
erfasst auch den bislang in § 172 Absatz 3 Nummer 1, 2. 
Halbsatz SGG enthaltenen Fall des Beschwerdeausschlusses 
bei Entscheidungen über Prozesskostenhilfeanträge in Ver- 
fahren des einstweiligen Rechtsschutzes, wenn in der Haupt- 
sache die Berufungssumme nicht erreicht wird. 

Zu Nummer 12 

Mit den Übergangsregelungen wird gewährleistet, dass trotz 
des Inkrafttretens der Regelungen zur Vereinheitlichung der 
Kreise der ehrenamtlichen Richter für die Gebiete der So- 
zialversicherung und der Angelegenheiten der Grundsiche- 
rung für Arbeitsuchende einschließlich der Streitigkeiten 
nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes und der Angelegen- 
heiten der Arbeitsförderung (Nummer 1, 2 und 3) die ehren- 
amtlichen Richter aus dem Kreis der Arbeitnehmer ihre Auf- 
gaben zunächst weiterhin wahrnehmen können. 

Ist ein ehrenamtlicher Richter aus dem Kreis der Arbeitneh- 
mer nach § 23 Absatz 1 Satz 2 SGG als Mitglied des Aus- 
schusses der ehrenamtlichen Richter gewählt worden, bleibt 
er bis zum Ende der laufenden Wahlperiode im Amt (Buch- 
stabe b). 

Mit der Regelung in Buchstabe c wird erreicht, dass nicht 
während der laufenden Wahlperiode aufgrund des Inkraft- 
tretens der Regelungen zur Vereinheitlichung der Kreise der 
ehrenamtlichen Richter für die Gebiete der Sozialversiche- 
rung und der Angelegenheiten der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende einschließlich der Streitigkeiten nach § 6a 
des Bundeskindergeldgesetzes und der Angelegenheiten der 
Arbeitsförderung (Nummer 1, 2 und 3) Neuwahlen erforder- 
lich werden. Gleichzeitig wird sichergestellt, dass ehrenamt- 
liche Richter bis zum Ablauf ihrer Amtszeit als ehrenamtli- 
che Richter aus dem Kreis der Arbeitnehmer weiterhin den 
Kammern für Angelegenheiten der Arbeitsförderung und der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende einschließlich der Strei- 
tigkeiten nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes angehö- 
ren. 

Zu Artikel 8 (Änderung des Arbeitsschutzgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Regelung stellt klar, dass der Gesundheitsbegriff unteil- 
bar ist und sowohl die physische als auch die psychische Ge- 
sundheit einschließlich der Wechselwirkungen umfasst. 

Zu Nummer 2 

Die Regelung dient der Klarstellung hinsichtlich der Gefähr- 
dungsfaktoren, die bei der Gefährdungsbeurteilung berück- 
sichtigt werden müssen. Die Anpassung zielt darauf ab, das 
Bewusstsein der Arbeitgeber für psychische Belastungen bei 
der Arbeit zu schärfen, die Durchführung der Gefährdungs- 
beurteilung in der Praxis weiter zu steigern und dabei das 
Augenmerk vor allem auch auf die Berücksichtigung von 
psychischen Belastungen zu richten. Durch die Fonuulie- 
rung „bei der Arbeit“ wird deutlich gemacht, dass die Klar- 
stellung nicht bezweckt, den Gesundheitszustand der Be- 
schäftigten generell im Hinblick auf alle Lebensumstände zu 
verbessern. Schutzmaßnahmen werden dem Arbeitgeber 
weiterhin nur insoweit abverlangt, als Gefährdungen für die 
physische oder die psychische Gesundheit der Beschäftigten 
durch die Arbeit auftreten. 
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Zu Nummer 3 

Die Regelung stellt klar, dass Anordnungen zur Durchset- 
zung von Arbeitsschutzpflichten, die in einer auf der Grund- 
lage des § 19 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) erlassenen 
Arbeitsschutzverordnung anderen als Personen nach § 2 Ab- 
satz 3 ArbSchG auferlegt sind, auch diesen Personen gegen- 
über getroffen werden können. 

Zu Nummer 4 
Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zur Errichtung der Unfallversicherung Bund 
und Bahn. Im Auftrag der Zentralstelle für Arbeitsschutz 
beim Bundesministerium des Innern handelt künftig die Un- 
fallversicherung Bund und Bahn, die insoweit der Aufsicht 
des Bundesministeriums des Innern unterliegt. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zur Errichtung der Unfallversicherung Bund 
und Bahn. 

Zu Buchstabe c 

Die bisher der Unfallkasse Post und Telekom übertragene 
Aufgabe wird im gleichen Umfang auch der Nachfolgeorga- 
nisation Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Lo- 
gistik Telekommunikation übertragen. Die Aufsicht über die 
hier als staatliche Arbeitsschutzbehörde fungierende Berufs- 
genossenschaft führt insoweit das Bundesministerium der 
Finanzen. Die Vorschriften über die Selbstverwaltung der 
Sozialversicherung finden keine Anwendung. 

Zu Artikel 9 (Änderung des Ersten Buches Sozial- 
gesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zur Errichtung der Unfallversicherung Bund 
und Bahn. 

Zu Nummer 2 

Zahlungen auf ein Konto des Empfängers und Übermittlun- 
gen an den Wohnsitz im Inland sind kostenfrei. Die Rechts- 
lage bei Zahlungen auf ein Konto oder Übermittlungen im 
Ausland ist unklar. Mit der Änderung wird in Absatz 1 klar- 
gestellt, dass auch Zahlungen oder Übermittlungen an den 
Wohnsitz im Geltungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 260/ 
2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften 
und der Geschäftsanforderungen für Überweisungen und 
Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 924/2009 (ABI. L 94 vom 30.3.2012, S. 22) kosten- 
frei sind. In Absatz 2 wird klargestellt, dass bei allen übrigen 
Zahlungen lediglich die Kosten bis zu dem vom Leistungs- 
träger beauftragten Geldinstitut übernommen werden. Die 
Regelung orientiert sich an dem bisherigen Verfahren der 
Deutschen Rentenversicherung Bund, Kosten der Überwei- 
sung oder der Übermittlung in das Ausland bis zur ersten 
Korrespondenzbank zu übernehmen. Korrespondenzbanken 
sind Banken, die der Deutsche Renten Service der Deutschen 
Post AG für den Transfer des Geldes in das Ausland ein- 
schaltet, da inländische Geldinstitute faktisch nicht direkt 
Zahlungen in das Ausland und bis zum Geldinstitut des Be- 
rechtigten transferieren können. Weitere Kosten und Um- 
rechnungsverluste trägt der Empfänger. 


Zu Artikel 10 (Weitere Änderung des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Folgeänderung aufgrund der Auflösung der Unfallkasse Post 
und Telekom. 

Zu Artikel 11 (Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zur Einfügung des § 313a SGB III. 

Zu Nummer 2 

Mit der Regelung wird die Pflicht des Arbeitgebers zur Aus- 
stellung einer Arbeitsbescheinigung im Falle der Been- 
digung eines Beschäftigungsverhältnisses auf Sachverhalte 
beschränkt, in denen die Arbeitnehmerin, der Arbeitnehmer 
oder die Bundesagentur für Arbeit die Ausstellung der Be- 
scheinigung verlangt. Die Regelung soll unnötige Bürokratie 
und Kosten für Arbeitgeber in den Fällen vermeiden, in 
denen die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer eine Be- 
scheinigung nicht benötigt, etwa weil ein Anschlussbeschäf- 
tigungsverhältnis vorliegt und Arbeitslosigkeit nicht eintritt 
oder Arbeitslosengeld nicht beantragt wird. Die Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer können nach wie vor unabhän- 
gig vom Eintritt der Arbeitslosigkeit oder der Geltendma- 
chung eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld die Ausstellung 
einer Arbeitsbescheinigung beanspruchen, um diese für ei- 
nen eventuell späteren Eintritt des Versicherungsfalls Vorhal- 
ten zu können (Sicherungs- und Beschleunigungszweck der 
Arbeitsbescheinigung). Für die Bundesagentur für Arbeit 
besteht nur im konkreten Leistungsfall ein Anlass, die Aus- 
stellung der Arbeitsbescheinigung zu verlangen. 

Zu Nummer 3 
Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 4 

Mit der Regelung wird eine Rechtsgrundlage für die elektro- 
nische Übermittlung der Arbeitsbescheinigung nach den 
§§312 und § 3 12a SGB III sowie der Nebeneinkommensbe- 
scheinigung nach § 313 SGB III geschaffen. Eine elektroni- 
sche Übemiittlung der Arbeitsbescheinigung kann dabei nur 
im Rahmen des § 312 SGB III erfolgen, das heißt auf 
Verlangen der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers oder 
auf Verlangen der Bundesagentur für Arbeit. Diese wird den 
Arbeitgebern einen elektronischen Meldeweg zur Verfügung 
stellen, der es ermöglicht, den Bescheinigungspflichten 
unbürokratisch und effizient nachzukommen. Die elektroni- 
sche Bescheinigung soll insbesondere bei der Bundesagentur 
für Arbeit zu Verwaltungsvereinfachungen führen, indem 
die übermittelten Daten medienbruchfrei in den IT-basierten 
Leistungsverfahren des Arbeitslosengeldes weiterverarbeitet 
werden können. Dies wird den Erfüllungsaufwand bei der 
Bearbeitung von Anträgen auf Arbeitslosengeld wesentlich 
reduzieren und im Interesse der Antragstellerinnen und An- 
tragsteller zu einer Beschleunigung der Entscheidung über 
den Leistungsantrag beitragen. 

Die Regelung schafft die Möglichkeit, nicht die Verpflich- 
tung, zu einer elektronischen Übermittlung der Bescheini- 
gungen. Den Bescheinigungspflichtigen bleibt damit - vor- 
behaltlich eines Widerspruchs der Arbeitnehmerin oder des 
Arbeitnehmers - die Wahl, ob sie weiterhin die Papierform 
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wählen oder die Bescheinigungsdaten künftig auf elektroni- 
schem Wege an die Bundesagentur für Arbeit übermitteln. 
Für eine elektronische Übermittlung gelten die gesonderten 
Sicherheitsstandards des Melderechts der Sozialversiche- 
rung. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben die Mög- 
lichkeit, einer elektronischen Übermittlung der Bescheini- 
gung zu widersprechen, wobei der Arbeitgeber sie zuvor 
schriftlich auf das Widerspruchsrecht hinzuweisen hat. Be- 
züglich der Arbeitsbescheinigung karm dieser Hinweis an- 
lässlich der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses er- 
folgen. Die Bundesagentur für Arbeit hat bei elektronischer 
Übermittlung einer Bescheinigung der betroffenen Arbeit- 
nehmerin oder dem betroffenen Arbeitnehmer unverzüglich 
einen Ausdruck der übermittelten Daten zuzuleiten, sodass 
die Möglichkeit besteht, die Angaben des Arbeitgebers zu 
prüfen und Einwände im Verwaltungsverfahren geltend zu 
machen. Die Löschung nicht benötigter Daten regelt sich 
nach § 84 SGB X. Näheres wird in einem Löschkonzept ge- 
regelt, das von der Bundesagentur für Arbeit mit dem Bun- 
desbeauftragten für den Datenschutz und die Infomiations- 
freiheit abzustimmen ist. 

Zu Nummer 5 

Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer von gemein- 
samen Einrichtungen werden jeweils befristet für fünf Jahre 
bestellt (§ 44d Absatz 2 SGB 11). Ist bei einer Beamtin oder 
einem Beamten der Dienstposten der Geschäftsführerin oder 
des Geschäftsführers höher bewertet als ihr oder sein bishe- 
riges Amt, führt das zu einem höherwertigen Ansatz. Beam- 
tinnen und Beamte der Bundesagentur für Arbeit in der „In- 
sich-Beurlaubung“ (§ 387 Absatz 3 SGB 111) erhalten in die- 
sem Fall für die Zeit ihrer Tätigkeit als Geschäftsführerinnen 
oder Geschäftsführer eine tarifliche oder außertarifliche Zu- 
lage. 

Beamtinnen oder Beamte, die zu einem Wechsel in die „In- 
sich-Beurlaubung“ nicht bereit sind, haben hingegen keinen 
Anspruch auf Zahlung einer entsprechenden Zulage. Die 
Tatbestandsvoraussetzungen der geltenden Zulagenregelun- 
gen in den §§45 und 46 des Bundesbesoldungsgesetzes 
(BBesG) sind in diesen Fällen regelmäßig nicht erfüllt. 

Die Regelung des Satzes 1 führt zu einer annähernden 
Gleichbehandlung von Beamtinnen und Beamten in der „In- 
sich-Beurlaubung“ und solchen, die die höher bewertete 
Funktion weiterhin im Beamtenverhältnis wahmehmen. Sie 
bietet den Beamtinnen und Beamten dadurch einen Anreiz, 
befristet auch höherwertige Aufgaben als Geschäftsführerin- 
nen oder Geschäftsführer von gemeinsamen Einrichtungen 
zu übernehmen. Gleichzeitig dient die Regelung dem Inte- 
resse an einer anpassungsfähigen und flexiblen Verwalmng. 

Die Möglichkeit zur Zahlung einer Zulage an Beamtinnen und 
Beamte, die als Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer 
höherwertige Funktionen wahmehmen, korrespondiert mit 
der Entscheidung des Gesetzgebers, diese Ämter nur befristet 
zu übertragen. Stams und Funktion der Beamtinnen und Be- 
amten werden in diesen Fällen nicht auf Dauer entkoppelt. 

Der Anspmch auf die Zulage besteht, solange die höher- 
wertigen Aufgaben tatsächlich wahrgenommen werden. Er 
entsteht im Gleichklang zu der Regelung des § 45 Absatz 1 
Satz 3 BBesG ab dem siebten Monat der ununterbrochenen 
Wahrnehmung dieser Aufgaben. Der Anspmch setzt voraus, 
dass dem höherwertigen Dienstposten der Geschäftsführerin 


oder des Geschäftsführers der gemeinsamen Eirrrichmng 
eine entsprechende besetzbare Planstelle zugeordnet ist. Bei 
der Zulage nach Absatz 7 handelt es sich weder um eine 
Amts- noch um eine Stellenzulage, sondern um eine Zulage 
im Sinne des § 5 1 BBesG. Die Zahlung einer Ausgleichszu- 
lage nach § 13 BBesG kommt nicht in Betracht. Die Zulage 
ist nicht mhegehaltfähig. 

Satz 2 stellt aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und Verhält- 
nismäßigkeit sicher, dass die Zulage maximal den Unter- 
schiedsbetrag bis zum Gmndgehalt der dritten folgenden 
Besoldungsgmppe ausgleicht. Die Vorschrift fügt sich damit 
in das beamtenrechtliche Zulagensystem ein. Die Regelung 
des § 45 Absatz 2 Satz 1 BBesG enthält eine entsprechende 
Obergrenze. 

Zu Artikel 12 (Änderung des Sechsten Buches So- 
zialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Mit der Ergänzung des Satzes 1 wird die datenschutzrecht- 
liche Grandlage für die Nutzung eines automatisierten 
Verfahrens zum Abruf von Sozialdaten beim Rentenver- 
sicherangsträger durch die zugelassenen kommunalen 
Träger (§ 6a des SGB II) geschaffen. Gemäß § 79 Absatz I 
Satz 1 SGB X und § 150 Absatz 5 Satz 1 SGB VI in Verbin- 
dung mit § 148 Absatz 3 Satz 1 SGB VI wird abschließend 
aufgezählten Leistungsträgem jederzeit ein Einzelabraf von 
bestimmten eng umgrenzten Sozialdaten ermöglicht. 

So stellt zum Beispiel die Deutsche Rentenversicherung 
Bund auf dieser gesetzlichen Grundlage fachliche Dienste 
im Rahmen eines automatisierten Abrafverfahrens bereit. 
Zur konkreten Ausgestaltung der Rahmenbedingungen eines 
automatisierten Abrafverfahrens sind schriftliche Vereinba- 
rungen zwischen der Daten übermittelnden Stelle und den 
einzelnen abrafberechtigten Stellen zu schließen. 

Die zugelassenen kommunalen Träger sind gemäß § 6b Ab- 
satz 1 Satz 1 SGB II anstelle der Bundesagentur für Arbeit 
Träger der Grandsicherang. Sie haben gemäß § 6b Absatz 1 
Satz 2 SGB II insoweit die gleichen Rechte und Pflichten. 
Die Nutzung dieses von der Deutschen Rentenversicherung 
bereitgestellten automatisierten Abrafverfahrens ist für die 
zugelassenen kommunalen Träger - ebenso wie für die Bun- 
desagentur für Arbeit - erforderlich, um ihre vom Gesetz- 
geber zugewiesenen Aufgaben als Sozialleistungsträger (un- 
ter anderem Meldung Anrechnungszeiten in der Rente 
(MAZ-Meldungen); automatisierter Datenabgleich nach § 2 
SGB II zur Vermeidung von Leistungsmissbrauch) sachge- 
recht und verwaltungsökonomisch wahmehmen zu können. 
Die zugelassenen kommunalen Träger werden daher als 
Leistungsträger in § 148 Absatz 3 SGB VI aufgenommen. 

Zu Nummer 2 

Berichtigung eines redaktionellen Versehens. 

Zu Artikel 13 (Änderung des Bundesbesoldungsge- 
setzes) 

Zu Nummer 1 

Auf die Begründung zu Nummer 3 Buchstabe c wird verwie- 
sen. 
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Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

Wegen der herausgehobenen Bedeutung der Künstlersozial- 
kasse, die Aufgaben des Bundes wahmimmt, soll der Leiter 
der Abteilung Künstlersozialkasse, der gemäß § 37 Absatz 2 
Satz 2 des Künstlersozialversicherungsgesetzes auch stell- 
vertretender Geschäftsführer der Unfallversicherung Bund 
und Bahn in Angelegenheiten der Künstlersozialversiche- 
rung ist, der Besoldungsgruppe B 2 zugeordnet werden. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung resultiert aus der Fusion der Eisenbahn-Un- 
fallkasse mit der Unfallkasse des Bundes zur Unfallversiche- 
rung Bund und Bahn. Diesbezüglich wird auf die Begrün- 
dung zu Nummer 3 Buchstabe c und zu Nummer 5 
Buchstabe b verwiesen. 

Zu Nummer 3 
Zu Buchstabe a 

Seit Errichtung der Bundesknappschaft im Jahr 1969 ist das 
Amt des Abteilungsdirektors der Besoldungsgruppe B 2 zu- 
geordnet. Die zwischenzeitlich neu hinzugekommenen Auf- 
gaben und strukturellen Änderungen sowie die Anforderun- 
gen im Wettbewerb der Krankenversicherung und der 
Krankenhauslandschaft erfordern eine besoldungsrechtliche 
Neubewertung der Funktionen. 

Die besoldungsrechtliche Neubewertung hat sich am verän- 
derten Stellengefüge der bundesunmittelbaren Träger der So- 
zialversicherung auszurichten. Bei der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund (DRV Bund) ist das Amt des Abteilungsdi- 
rektors als Leiter einer besonders großen und besonders 
bedeutenden Abteilung der Besoldungsgruppe B 3 zugeord- 
net. Im Vergleich zur DRV Bund ist es sachgerecht, das Amt 
des Abteilungsdirektors bei der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See (DRV KBS) als Leiter einer be- 
sonders großen und besonders bedeutenden Abteilung eben- 
falls der Besoldungsgruppe B 3 zuzuordnen. Die Leiter einer 
großen und bedeutenden Äbteilung bei der DRV KBS verblei- 
ben in der Besoldungsgruppe B 2, die Leiter einer Abteilung 
ohne eine herausragende Größe und Bedeutung bleiben der 
Besoldungsgruppe A 16 zugeordnet. Maßgebend für die tat- 
sächliche Besoldung bleibt weiterhin der von der Bundesre- 
gierung jeweils zu genehmigende Haushaltsplan des Trägers. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zur Auflösung der Unfallkasse Post und Te- 
lekom sowie zur Errichtung der Berufsgenossenschaft Ver- 
kehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation. 

Zu Buchstabe c 

Im Zuge der Fusion der Unfallkasse des Bundes mit der Ei- 
senbahn-Unfallkasse zur Unfallversicherung Bund und Bahn 
steigt die Gesamtverantwortung auf der Ebene der Ge- 
schäftsführung. Die bisherige Bewertung der Leitungsämter 
bei der Unfallkasse des Bundes (Geschäftsführer Besol- 
dungsgruppe B 4, stellvertretender Geschäftsführer Besol- 
dungsgruppe B 2) ist auf den neuen Träger nicht übertragbar. 

Der Grundsatz der fünktionsgerechten Besoldung (§ 18 
BBesG) erfordert in Anlehnung an die bei der Einstufung der 
entsprechenden Leitungsämter bei gewerblichen Berufsge- 


nossenschaften verwendeten Kennzahlen und unter Berück- 
sichtigung der Angliederung der Künstlersozialkasse an die 
Unfallversicherung Bund und Bahn die Einstufung des Am- 
tes des Geschäftsführers/Vorsitzenden der Geschäftsführung 
entsprechend der mit diesem verbundenen Verantwortung 
mindestens in die Besoldungsgruppe B 5. Das Amt des 
stellvertretenden Geschäftsführers/eines Mitglieds der Ge- 
schäftsführung der Unfallversicherung Bund und Bahn ist in 
die Besoldungsgruppe B 3 einzustufen. Zum Inkrafttreten 
dieser Regelung siehe Artikel 17 Absatz 6. 

Zu Buchstabe d 

Folgeänderung zur Auflösung der Unfallkasse Post und 
Telekom sowie zur Errichtung der Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation. 

Zu Nummer 4 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung resultiert aus der Fusion der Unfallkasse des 
Bundes mit der Eisenbahn-Unfallkasse zur Unfallversiche- 
rung Bund und Bahn. 

Zu Buchstabe b 

Diesbezüglich wird auf die Begründung zu Nummer 3 Buch- 
stabe c und zu Nummer 5 Buchstabe b verwiesen. Zum 
Inkrafttreten dieser Regelung siehe Artikel 17 Absatz 6. 

Zu Nummer 5 
Zu Buchstabe a 

Die Änderung resultiert aus der Anhebung des Dienstpos- 
tens auf Besoldungsgruppe B 7. Diesbezüglich wird auf die 
Begründung zu Nummer 7 verwiesen. 

Zu Buchstabe b 

Auf die Begründung zu Nummer 3 Buchstabe c wird verwie- 
sen. Zum Inkrafttreten dieser Regelung siehe Artikel 17 Ab- 
satz 6. 

Zu Nummer 6 

Auf die Begründung zu Nummer 7 wird verwiesen. 

Zu Nummer 7 

Die Änderung ist Folge der Anhebung des Dienstpostens auf 
Besoldungsgruppe B 7. Auf die Begründung zu Nummer 8 
wird verwiesen. 

Zu Nummer 8 

Seit Errichtung der Bundesknappschaft im Jahre 1969 ist das 
Amt des Ersten Direktors der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See (DRV KBS) der Besoldungs- 
gruppe B 6 und das der beiden Direktoren der Besoldungs- 
gruppe B 5 zugeordnet. Die zwischenzeitlich neu hinzuge- 
kommenen Aufgaben und strukturellen Änderungen sowie 
die erfolgreiche Wettbewerbspositionierung im Bereich der 
Kranken- und Pflegeversicherung und der Krankenhaus- 
landschaft erfordern eine besoldungsrechtliche Neubewer- 
tung der Funktionen. 

Die besoldungsrechtliche Neubewertung hat sich am verän- 
derten Stellengefüge der bundesunmittelbaren Träger der 
Sozialversicherung auszurichten. Bei der Deutschen Renten- 
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Versicherung Bund (DRV Bund) sind aufgrund der Organisa- 
tionsreform der gesetzlichen Rentenversicherung das Amt 
des Präsidenten inzwischen der Besoldungsgruppe BIO und 
die Ämter der Direktoren als Mitglieder des Direktoriums 
der Besoldungsgruppe B 8 - alle zugleich Mitglieder des Er- 
weiterten Direktoriums bei der DRV Bund - zugeordnet. Im 
Vergleich zur DRV Bund ist es sachgerecht, das Amt des 
Ersten Direktors der DRV KBS als Geschäftsführer oder 
Vorsitzender der Geschäftsführung - und gegebenenfalls zu- 
gleich Mitglied des Erweiterten Direktoriums bei der DRV 
Bund - der Besoldungsgruppe B 8 und die Ämter der Direk- 
toren bei der DRV KBS als stellvertretende Geschäftsführer 
oder Mitglieder der Geschäftsführung der Besoldungsgrup- 
pe B 7 zuzuordnen. 

Zu Artikel 14 (Änderung des Zweiten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern) 

Die Änderung beruht auf der Aufnahme der Regelung zur 
besoldungsrechtlichen Einstufung der Geschäftsführungen 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften in das SGB Vll. 
Die Regelung in Artikel Vlll § 1 Absatz 2 des Zweiten Ge- 
setzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besol- 
dungsrechts in Bund und Ländern (2. BesVNG) wird damit 
überflüssig und kann gestrichen werden. Auf die Begrün- 
dung zu Artikel 5 Nummer 8 und Artikel 15 wird verwiesen. 

Zu Artikel 15 (Änderung der Einstufungshöchst- 
grenzenverordnung) 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine Anpassung der Überschrift an den 
auf die Obergrenzen für Beförderungsämter bei den bun- 
desunmittelbaren Körperschaften im Bereich der gesetz- 
lichen Unfallversicherung und der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung beschränkten Regelungsinhalt der Ver- 
ordnung. 

Zu Nummer 2 

Die Änderung beruht auf der Aufnahme der Regelung zur 
besoldungsrechtlichen Einstufung der Geschäftsführungen 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften und der Sozial- 
versicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau in 
SGB Vll. Die Regelungen in der Verordnung werden damit 
überflüssig und können gestrichen werden. Auf die Begrün- 
dung zu Artikel 5 Nummer 8 und Artikel 14 wird verwiesen. 

Zu Nummer 3 

Durch die Aufhebung der §§ 1 bis 3 der Verordnung ist es er- 
forderlich, die bisher in § 1 Absatz 1 enthaltene Bestimmung 
des Adressatenkreises der Regelung in den Wortlaut des § 4 
aufzunehmen. 

Zu Artikel 16 (Folgeänderungen weiterer Gesetze 
und Verordnungen) 

Zu den Absätzen 1, 2, 3 und 4 

Folgeänderungen aufgrund der Neuorganisation der bun- 
desunmittelbaren Unfallkassen. 


Zu Absatz 5 

Die Jahresmeldungen sollen zeitnah nach Beendigung des 
Kalenderjahres erfolgen. Die Einmalzahlungen, die im 
Rahmen der Märzklausel für das Vorjahr Berücksichtigung 
finden, werden - soweit sie nicht mit der Jahresmeldung 
erfolgen - nach Absatz 2 Nummer 2 gesondert gemeldet. So 
können insbesondere in der Unfallversicherung die vorläu- 
figen Beitragsbescheide schon früher im Jahr für das Vorjahr 
ausgestellt werden. 

Zu Absatz 6 

Folgeänderung aufgrund der Bereinigung des Nummernge- 
füges des § 114 Absatz 1 SGB Vll (vergleiche Artikel 6 
Nummer 3 Buchstabe b). 

Zu Absatz 7 

Die Bundesuntemehmen-Unfallverhütungsverordnung wurde 
auf der Grundlage des § 115 Absatz 2 Satz 1 SGB Vll erlas- 
sen. Diese Rechtsverordnungsermächtigung entfällt; für die 
von der Bundesuntemehmen-Unfallverhütungsverordnung 
erfassten Unternehmen und Versicherten kann künftig die Un- 
fallversicherung Bund und Bahn Unfallverhütungsvorschrif- 
ten erlassen (vergleiche Artikel 5 Nummer 3). Die Bundesun- 
temehmen-Unfallverhütungsverordnung bleibt bis zum 1 . Ja- 
nuar 2017 in Kraft. Damit wird der Unfallversicherung Bund 
und Bahn ein Zeitkorridor von zwei Jahren eingeräumt, um 
von ihrer Regelungskompetenz Gebrauch zu machen. 

Zu deu Absätzeu 8, 9, 10 uud 11 

Folgeänderungen aufgrund der Neuorganisation der bun- 
desunmittelbaren Unfallkassen. 

Zu deu Absätzeu 12 uud 13 

Artikel 7 des Gesetzes zur Neuordnung des Eisenbahn- 
wesens (ENeuOG) ist gegenstandslos und kann daher aufge- 
hoben werden. Auch die Rechtsverordnungsermächtigung in 
Artikel 7 § 1 Absatz 1 Satz 2 ENeuOG ist entbehrlich; die 
Altrentenerstattung wird künftig unmittelbar in § 13 des 
Gesetzes zur Errichtung der Berufsgenossenschaft Verkehrs- 
wirtschaft Post-Logistik Telekommunikation geregelt. Da- 
her kann auch die Eisenbahn-Unfallkassenübergangsverord- 
nung (vergleiche Artikel 16 Absatz 13) aufgehoben werden. 

Zu Absatz 14 

Neben Artikel 7 § 1 des Gesetzes zur Neuordnung des Eisen- 
bahnwesens bildete § 13 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes zur 
Zusammenführung und Neugliederung der Bundeseisenbah- 
nen (BEZNG) die Rechtsgrundlage für die Errichtung der 
Eisenbahn-Unfallkasse anstelle der Bundesbahn-Ausfüh- 
rungsbehörde. Diese Vorschrift ist gegenstandslos und karm 
daher aufgehoben werden. Der Regelungsinhalt des § 13 Ab- 
satz 3 Satz 2ff. des Gesetzes zur Zusammenführung und 
Neugliederung der Bundeseisenbahnen hat der Eisenbahn- 
Unfallkasse die Aufgabe der Prävention für die Beamten des 
Bundeseisenbahnvermögens übertragen. Diese Aufgabe 
wird in das Errichtungsgesetz der Unfallversicherung Bund 
und Bahn übernommen, so dass § 13 Absatz 3 Satz 2 ff. 
BEZNG ebenfalls aufzuheben sind. 

Zu Absatz 15 

Die Verordnung über die Kostenerstattung an die Eisenbahn- 
Unfallkasse für die auftragsweise Wahrnehmung der Aufga- 
ben für die Prävention für die Beamten regelte auf Grundlage 
des § 1 3 Absatz 3 Satz 4 des Gesetzes zur Zusammenführung 
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und Neugliederung der Bundeseisenbahnen (BEZNG) insbe- 
sondere den Umfang der Erstattung von Personal- und Sach- 
kosten und sonstigen Ausgaben durch die Mitgliedsuntemeh- 
men. Zum Erlass der Verordnung war das Bundesministeri- 
um für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung ermächtigt, das 
auch die Aufsicht über die Durchführung der der Eisenbahn- 
Unfallkasse übertragenen Aufgabe führte (vergleiche § 13 
Absatz 3 Satz 3 BEZNG). Durch die Aufhebung des § 13 Ab- 
satz 3 BEZNG (vergleiche Artikel 16 Absatz 14) entfallt die 
Ermächtigungsgrundlage der Verordnung. Die Aufgabe der 
Prävention für Beamte wird künftig in Artikel 1 § 4 Absatz 2 
geregelt; die Aufsicht wird einheitlich durch das Bundes- 
ministerium des Innern durchgeführt, das auch zum Erlass ei- 
ner neuen Verordnung ermächtigt wird. 

Zu Absatz 16 

Folgeänderung zur Errichtung der Unfallversicherung Bund 
und Bahn. 

Zu Absatz 17 

Änderung der Umsetzung der in Artikel 1 1 Nummer 4 Buch- 
stabe b des Vierten Gesetzes zur Änderung des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze zum 1 . Januar 
2013 in Kraft tretenden Änderung im Zusammenhang mit 
der Erweiterung des automatisierten Datenabgleichs. 

Zu Absatz 18 

Folgeänderung zur Errichtung der Unfallversicherung Bund 
und Bahn. 

Zu den Absätzen 19, 20, 21 und 22 

Folgeänderungen zur Errichtung der Berufsgenossenschaft 
Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation. 

Zu Artikel 17 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Die in Absatz 1 genaimten Vorschriften treten am Tag nach 
Verkündung in Kraft. 

Zu Absatz 2 

Die Regelungen (Artikel 3 Nummer 3 und Artikel 16 Ab- 
satz 5) zum Umfang der in den Entgeltmeldungen enthalte- 
nen Angaben und zum Zeitpunkt der Abgabe der Jahresmel- 
dung treten am 1. Juli 2013 in Kraft, um deren informa- 
tionstechnische Umsetzung für die Entgeltmeldungen des 
Jahres 2013 sicherzustellen. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung berücksichtigt die notwendigen Vorlaufzeiten 
für die Schaffung der IT-Strukturen für eine elektronische 
Bescheinigung. 


Zu Absatz 4 

Die Regelungen (Artikel 1 , 3 Nummer 1 und 5 bis 1 0 sowie 
Artikel 5) zur Errichtung der Unfallversicherung Bund und 
Bahn treten am 1 . Januar 20 1 5 in Kraft. Artikel 1 § 1 2 Absatz 
2 tritt bereits am Tag nach Verkündung in Kraft, weil er Re- 
gelungen zur Aufstellung des Haushaltsplans 2015 enthält, 
deren Anwendungsbereich auf die Zeit vor Errichtung der 
Unfallversicherung Bund und Bahn gerichtet ist. 

Zu Absatz 5 

Auf die Begründung zu Artikel 16 Absatz 7 wird verwiesen. 

Zu Absatz 6 

Auf die jeweiligen Begründungen zu Artikel 13 Nummer 3 
Buchstabe c, Nummer 4 Buchstabe b und Nummer 5 Buch- 
stabe b wird verweisen. 

Zu Absatz 7 

Die Regelungen (Artikel 2, 4 und 6) zur Errichtung der Be- 
rufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele- 
kommunikation treten zum 1 . Januar 20 1 6 in Kraft. Die Vor- 
gängerorganisationen (Unfallkasse Post und Telekom sowie 
Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft) 
können bereits vor diesem Zeitpunkt bestimmte Vereinba- 
rungen abschließen; die Ennächtigungen dazu sind in Arti- 
kel 2 §§ 8 und 13 geregelt und treten am Tag nach Verkün- 
dung in Kraft. Auch Artikel 2 § 14 tritt bereits am Tag nach 
Verkündung in Kraft, weil er Regelungen zur Aufstellung 
des Haushaltsplans 2016 enthält, deren Anwendungsbereich 
teilweise auf die Zeit vor Errichtung der Berufsgenossen- 
schaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation 
gerichtet ist. 

Zu Absatz 8 

Die Übergangsregelung zur Bildung und Besetzung der 
Geschäftsführung der Unfallversicherung Bund und Bahn 
tritt zum 1. Juli 2017 außer Kraft. Nach den Sozialwahlen 
2017 besteht kein Bedarf mehr für eine Sonderregelung; dem 
entsprechend sollen für die Geschäftsführung möglichst bald 
die allgemeinen, im SGB IV vorgesehenen Strukturen gel- 
ten. 

Zu Absatz 9 

Die in § 5 der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft 
Post-Logistik Telekommunikation durch Gesetz übertrage- 
nen Aufgaben laufen mit Beendigung der Beamtenverhält- 
nisse bei den Postnachfolgeuntemehmen aus. Nach einer 
Übergangszeit entfällt daher auch die Aufsicht des Bundes- 
ministeriums der Finanzen über die Aufgaben nach § 15. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Rege- 
lungsvorhabens geprüft. 


1. Zusammenfassung 


Bürgerinnen und Bürger 

Erfüllungsaufwand: 

Keine Änderung 
des Erfüllungsaufwands 

Wirtschaft 

Jährlicher 

Erfüllungsaufwand: 

Keine Änderung 

Bürokratiekosten 
aus Infonrrationspflichten: 

des Erfüllungsaufwands 

- 53 Mio. Euro 

Verwaltung 

Jährlicher 

Erfüllungsaufwand: 

- 14 Mio. Euro 

Umstellungsaufwand: 

1 1 Mio. Euro 


Der Nationale Normenkontrollrat begrüßt, dass Arbeits- 
bescheinigungen nach § 3 12 SGB 111 künftig nur noch auf 
Verlangen ausgestellt werden sollen sowie die Möglich- 
keit, Arbeits- und Nebeneinkommensbescheinigungen 
elektronisch an die Bundesagentur für Arbeit zu übermit- 
teln. Dies wird zu einer erheblichen Entlastung der Wirt- 
schaft wie auch der Verwaltung führen. 

Bei gegenwärtiger Sachlage ist der tatsächliche Mehrauf- 
wand der Änderung bei der Betriebsprüfung im Hinblick 
auf die Beiträge zur Künstlersozialversicherung schwer 
einzuschätzen. Das Ressort geht hier von einem Mehrauf- 
wand der Wirtschaft und Verwaltung jeweils in Höhe von 
500 000 Euro aus. Die Deutsche Rentenversicherung 
nimmt demgegenüber einen Verwaltungsaufwand von 
50 Mio. Euro an. Aus diesem Grund ist der damit ver- 
bundene Aufwand der Wirtschaft und der Verwaltung in 
der obigen Übersicht nicht berücksichtigt. Der Normen- 
kontrollrat bittet das Ressort, seine Einschätzung in 
Zusammenarbeit mit der Deutschen Rentenversicherung 
zu überprüfen und das Ergebnis der Überprüfung in das 
parlamentarische Verfahren einzubringen. 

Ferner bittet er darum, den mit der Änderung verbundenen 
Aufwand zu gegebener Zeit zu evaluieren, ln diesem Zu- 
sammenhang sollte auch geprüft werden, ob der Mehrauf- 
wand in angemessenem Verhältnis zu den zusätzlichen 
Beitragsforderungen steht, die durch die flächendeckende 
Überprüfung geltend gemacht werden körmen. 


11. Im Einzelnen 

Mit dem vorliegenden Regelungsvorhaben sollen die Errich- 
tung der Unfallversicherung Bund und Bahn und der Berufs- 
genossenschaft für Transportwirtschaft Post-Logistik und 
Telekommunikation geregelt werden. Ferner sollen im Be- 
reich der Arbeitslosenversicherung die Erforderlichkeit und 


Übermittlung von Arbeits- und Nebeneinkommensbeschei- 
nigungen neu geregelt werden. Darüber hinaus sollen Anre- 
gungen der Justizministerkonferenz umgesetzt sowie Ände- 
rungen bei der Betriebsprüfung der Deutschen Renten- 
versicherung (DRV) vorgenommen werden. 

1 . Errichtung der neuen Unfallversicherungsträger 

Durch die Zusammenführung der Unfallkasse des Bundes 
und der Eisenbahn-Unfallkasse sowie der Unfallkasse Post 
und Telekom und der Berufsgenossenschaft für Transport 
und Verkehrswirtschaft wird Umstellungsaufwand entste- 
hen. Diesen schätzt das Ressort auf rund 1,3 Mio. Euro be- 
ziehungsweise gut 300 000 Euro. Die Kosten fallen auf 
Grund von IT-Anpassungsbedarf, der Inanspruchnahme von 
Beraterleistungen etc. an. 

Das Ressort geht bei beiden Fusionen davon aus, dass lang- 
fristig deutliche Einsparungen im Bereich der Verwaltungs- 
kosten zu verzeichnen sind. 

2. Änderungen im Hinblick auf die Ausstellung von Arbeit- 
geber-Bescheinigungen nach dem SGB III 

Künftig sollen Arbeitgeber nur noch dann Arbeitsbescheini- 
gungen nach § 3 12 SGB III ausstellen, wenn der Arbeitneh- 
mer oder die Bundesagentur für Arbeit (BA) dies verlangt. 
Dadurch ist mit einer Reduzierung von Bürokratiekosten auf 
Seiten der Arbeitgeber von gut 44 Mio. Euro zu rechnen, da 
künftig knapp 3 Millionen Bescheinigungen weniger ausge- 
stellt werden müssen. 

Darüber hinaus sollen Arbeitgeber künftig die Möglichkeit 
haben, Arbeits- und Nebeneinkommensbescheinigungen 
elektronisch an die BA zu übermitteln. Das Ressort geht da- 
von aus, dass künftig 80 Prozent aller Arbeits- und Nebenein- 
kommensbescheinigungen elektronisch an die BA übermit- 
telt werden. Auf Basis dieser Annahme rechnet das Ressort 
mit einer Einsparung von insgesamt rund 7,7 Mio. Euro. 

Zusätzlich verringert sich auf Gmnd der elektronischen Über- 
mittlung der Aufwand für Rückfragen und Korrekturen bei 
den Unternehmen. Das Ressort geht von einer Reduzierung 
des Erfüllungsaufwands in Höhe von gut 600 000 Euro aus. 

Um Arbeits- und Nebeneinkommensbescheinigungen künf- 
tig elektronisch übermitteln zu köimen, sind Anpassungen in 
der Personalabrechnungssoftware der Betriebe erforderlich. 
In welchem Umfang Anpassungen erforderlich sind, hängt 
von den Gegebenheiten des einzelnen Unternehmens ab. Es 
ist davon auszugehen, dass von der Möglichkeit einer elektro- 
nischen Übennittlung in erster Linie Arbeitgeber Gebrauch 
machen werden, die schon über eine elektronische Datenhal- 
tung verfügen, so dass im Regelfall auf die im Unternehmen 
bereits vorhandene Softwarelösung aufgesetzt werden karm. 

Durch die elektronische Übermittlung wird sich auch der 
Erfüllungsaufwand für die BA reduzieren. Die Erleichte- 
rung für die BA ergibt sich daraus, dass weniger Rück- 
fragen anfallen, und aus der medienbruchfreien Weiterver- 
arbeitung der Daten. Das Ressort geht von einer Aufwands- 
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reduzierung in Höhe von 8,2 Mio. Euro jährlich aus. Be- 
rücksichtigt wurde hierbei, dass der BA Kosten für Papier, 
Druck, Porto und Personal entstehen, da sie künftig einen 
Ausdruck der elektronisch übermittelten Daten dem Arbeit- 
nehmer zuzuleiten hat. 

Auf Seiten der BA ist mit einmaligen Implementierungskos- 
ten in Höhe von rund 8,7 Mio. Euro zu rechnen. 

3. Änderungen im Bereich der Betriebsprüfungen im Hin- 
blick auf unfallversicherungsrechtliche Aspekte 

Durch die Herausnahme von Unternehmen mit einem Un- 
fallversicherungsbeitrag unter 475 Euro aus der Betriebsprü- 
fung (soweit unfallversicherungsrechtliche Aspekte betrof- 
fen sind) erwartet das Ressort eine Reduzierung des Erfül- 
lungsaufwands bei der DRV um rund 7 Mio. Euro jährlich. 

Demgegenüber sollen die Unfallversicherungsträger künftig 
selbst in Absprache mit der DRV Prüfungen durchführen 
können. Der hieraus resultierende Erfüllungsaufwand wird 
auf rund 1 Mio. Euro jährlich geschätzt. 

Für die DRV ist mit Umstellungsaufwand im Bereich der IT 
in Höhe rund 300 000 Euro zu rechnen. 

4. Änderung im Bereich der Betriebsprüfung im Hinblick 
auf künstlersozialversicherungsrechtliche Aspekte 

Die Prüfungen durch die DRV, ob Betriebe Beiträge zur 
Künstlersozialversicherung ordnungsgemäß abgeführt ha- 
ben, sollen künftig im Rahmen der regulären Betriebsprü- 
fung mindestens alle vier Jahr erfolgen. Aus der verstärkten 
Prüftätigkeit werden sich nach Angaben des Ressorts bei den 
Betrieben Bürokratiekosten in Höhe von rund 500 000 Euro 
jährlich ergeben. Dabei nimmt das Ressort an, dass bei dem 
ganz überwiegenden Teil der Betriebe vergleichsweise 
schnell festzustellen ist, dass keine Beitragspflichtigkeit 


vorliegt, so dass hier kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand 
entstehen wird. Entlastend wirkt sich aus, dass die Betriebe 
nicht mehr gesondert im Rahmen eines Anschreibeverfah- 
rens geprüft werden. 

Für die DRV nimmt das Ressort ebenfalls einen zusätzlichen 
Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 500 000 Euro jährlich 
an. Wie oben dargestellt geht das Ressort davon aus, dass bei 
dem Großteil der Betriebe die Prüfung keinen nennenswer- 
ten Aufwand verursachen wird. Erfüllungsaufwand, der bis- 
her durch das aufwändige Anschreibeverfahren entstanden 
ist, wird künftig wegfallen. 

Demgegenüber geht die DRV selbst von Mehrkosten in 
Höhe von rund 50 Mio. Euro aus. Sie weist daraufhin, dass 
eine Prüfung der Beitragspflicht zur Künstlersozialver- 
sicherung nicht ohne Weiteres im Rahmen der regulären 
Prüfung geschehen kann, da bei dieser Arbeitnehmerdaten 
geprüft würden, im Hinblick auf die Künstlersozialver- 
sicherung jedoch eine Prüfung der Finanzbuchhaltung er- 
forderlich sei. 

Bei gegenwärtiger Sachlage ist es schwer einzuschätzen, wie 
hoch der Erfüllungsaufwand auf Seiten der DRV durch die 
Gesetzesänderung tatsächlich sein wird. Der Nonnenkon- 
trollrat bittet daher das Ressort, seine Einschätzung in 
Zusammenarbeit mit der DRV zu überprüfen und das Er- 
gebnis der Überprüfung in das parlamentarische Verfahren 
einzubringen. Ferner bittet der Nonnenkontrollrat darum, 
den mit der Änderung verbundenen Aufwand zu evaluieren. 
Die Evaluation sollte ein bis zwei Jahre nach Inkrafttreten 
der Regelung vorgenommen werden. In diesem Zusammen- 
hang sollte auch geprüft werden, ob der Mehraufwand in 
angemessenem Verhältnis zu den zusätzlichen Beitragsfor- 
derungen steht, die durch die flächendeckende Überprüfung 
geltend gemacht werden können. 
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Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung 

zu der Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme des Natio- 
nalen Normenkontrollrates zur Kenntnis. 

Dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales ist die 
Kostenschätzung der Deutschen Rentenversicherung Bund 
für den Mehraufwand bei der Prüfung der Künstlersozial- 
abgabe bekannt und es ist darüber mit ihr im Gespräch. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird seine 
Einschätzung des Erfüllungsaufwandes in Zusammenarbeit 
mit der Deutschen Rentenversicherung Bund überprüfen und 
das Ergebnis der Überprüfung in das parlamentarische Ver- 
fahren einbringen. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird in 
Zusammenarbeit mit der Deutschen Rentenversicherung 
Bund zwei Jahre nach Inkrafttreten der Regelung den Er- 
füllungsaufwand überprüfen, ln diesem Zusammenhang 
wird das Bundesministerium für Arbeit und Soziales auch 
prüfen, ob der Mehraufwand in einem angemessenen Ver- 
hältnis zu den Zielen dieses Gesetzes und des Dritten Geset- 
zes zur Änderung des Künstlersozialversicherungsgesetzes 
und anderer Gesetze steht, Beitrags- und Abgabegerech- 
tigkeit herzustellen sowie den Künstlersozialabgabesatz zu 
stabilisieren. 
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Anlage 4 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 906. Sitzung am 1 . Februar 20 1 3 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 3 Nummer 4 

(§ 28p Absatz la Satz 1 SGB IV) 

Der Bundesrat hat Bedenken, ob eine flächendeckende 
Prüfung aller Arbeitgeber im Vier-Jahres-Tumus durch 
die Betriebsprüfdienste der Träger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung im Hinblick auf die Künstlersozialabga- 
be praktikabel ist. Der Bundesrat bittet sicherzustellen, 
dass die Kosten für die Prüfungen der Künstlersozialab- 
gabe in angemessenem Verhältnis zu den zu erwartenden 
Einnahmen stehen und alle die Künstlersozialversiche- 
rung betreffenden Ausgaben gedeckt werden können. 

Begründung 

Durch die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Änderung 
in § 28p Absatz la Satz 1 SGB IV wird bewirkt, dass der 
für die herköiumliche Arbeitgeberprüfung geltende Vier- 
Jahres-Prüftumus auch für die Prüfung der Künstler- 
sozialabgabe gilt. 

Während die Begründung des Gesetzentwurfs davon 
ausgeht, dass der zusätzliche Erfüllungsaufwand für die 
Verwaltung bei rund 500 000 Euro jährlich liegt, geht 
die Deutsche Rentenversicherung von Mehrkosten in 
Höhe von rund 50 Mio. Euro jährlich aus. Sie weist 
darauf hin, dass eine Prüfung der Beitragspflicht zur 
Künstlersozialversicherung nicht ohne Weiteres im Rah- 
men der regulären Prüfung geschehen könne, da bei die- 
ser Arbeitnehmerdaten geprüft würden, im Hinblick auf 
die Künstlersozialversicherung jedoch eine Prüfung der 
Finanzbuchhaltung erforderlich sei. Sie ist der Ansicht, 
Aufwand und Nutzen einer lückenlosen Prüfung auch bei 
Arbeitgebern, bei denen relevante Berührungspunkte zur 
Künstlersozialversicherungsabgabe nicht zu erwarten 
seien, würden nicht in einem vernünftigen Verhältnis zu- 
einander stehen. 

Auch der Normenkontrollrat greift in seiner Stellungnah- 
me zu dem Gesetzentwurf die Haltung der Rentenversi- 
cherung auf und bittet die Bundesregierung darum, seine 
Einschätzung in Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Rentenversicherung zu überprüfen und das Ergebnis der 
Überprüfung in das parlamentarische Verfahren einzu- 
bringen. 

2. Zu Artikel 5 Nummer la - neu - 

(§ 2 Absatz 1 Nuiumer 8 Buchstabe a SGB VII) 

In Artikel 5 ist nach Nummer 1 folgende Nummer einzu- 
fügen: 

,1a. In § 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe a wird das 
Wort „sowie“ gestrichen und es werden die Wörter 
„§ 23 des Achten Buches,“ durch die Wörter „§ 23 
des Achten Buches sowie während der Teilnahme an 
vorschulischen Sprachförderungskursen,“ ersetzt.' 


Begründung 

Ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache sind 
Grundvoraussetzung für einen erfolgreichen Bildungs- 
weg. 

Zur Förderung von Kindern, die nicht über hiiueichende 
Deutschkenntnisse verfügen, gibt es vorschulische 
Sprachförderungskurse. In Nordrhein- Westfalen bei- 
spielsweise kann das Schulamt gemäß § 36 Absatz 2 
Satz 2 Schulgesetz die Kinder, bei denen nicht hiiuei- 
chende Kenntnisse der deutschen Sprache festgestellt 
werden, zur Teilnahme an solchen Kursen verpflichten. 

Nach der Rechtsauslegung der Unfallversicherungsträger 
sind diese Kinder unversichert, wenn sie die Sprachför- 
derung außerhalb einer Tageseinrichtung erhalten. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung soll diese Regelungs- 
lücke geschlossen werden. Kinder, die an Sprachförder- 
maßnahmen teilnehmen, sollen generell in den Schutz 
der Unfallversicherung einbezogen werden. Der Unfall- 
versicherungsschutz soll unabhängig davon gewährt wer- 
den, ob die Teilnahme am Kurs aufgrund einer Verpflich- 
tung des Schulamtes oder aufgrund einer freiwilligen 
Entscheidung der Eltern erfolgt. 

3. Zu Artikel 8 Nummer 2a - neu - 

(§ 6 Absatz 1 Satz 3 und Satz 4 ArbSchG) 

ln Artikel 8 ist nach Nummer 2 folgende Nummer einzu- 
fügen: 

„2a. In § 6 Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 gestrichen.“ 
Begründung 

ln § 6 Absatz 1 Satz 3 ArbSchG werden Betriebe mit 
zehn oder weniger Beschäftigten von der Pflicht zur 
Dokumentation der Gefahrdungsbeurteilung ausgenom- 
men. Satz 4 konkretisiert Satz 3 bezüglich der Feststel- 
lung der Zahl der Beschäftigten. 

Die Streichung von Satz 3 stellt klar, dass die Dokumen- 
tation der Gefahrdungsbeurteilung bereits ab dem ersten 
Beschäftigten erforderlich ist. Diese Pflicht ergibt sich 
aus der dem Arbeitsschutzgesetz zugrunde liegenden 
Richtlinie 89/391/EWG über die Durchführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Ge- 
sundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit. 

Artikel 9 Absatz 2 der Richtlinie 89/391/EWG bestimmt, 
dass die Mitgliedstaaten in einzelstaatlichen Vorschriften 
festlegen, welche Dokumente betreffend einer Gefähr- 
dungsbeurteilung und der durchzuführenden Schutzmaß- 
nahmen vom Arbeitgeber zu erstellen und vorzuhalten 
sind. Damit kann zwar Art und Umfang der Dokumen- 
tation einzelstaatlich unterschiedlich geregelt werden, 
nicht aber auf eine Dokumentation verzichtet werden. 

Im Rahmen eines Vertragsverletzungsverfahrens zur 
Umsetzung der Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a und 10 
Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie 89/391/EWG gegen 


Drucksache 17/12297 


-50- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


die Bundesrepublik Deutschland (Rechtssache C-5/00) 
führte die Bundesregierung aus, dass sich eine Doku- 
mentationspflicht ab dem ersten Beschäftigten bereits 
durch Einbeziehung des Gesetzes über Betriebsärzte, 
Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeits- 
sicherheit in Verbindung mit § 15 Absatz 1 Nummer 6 
Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfall- 
versicherung - und den Unfallverhütungsvorschriften 
ergäbe. Diesen Argumenten folgte der Europäische 
Gerichtshof in seinem Urteil vom 7. Februar 2002 im 
Wesentlichen. Zur Rechtsklarheit ist jedoch eine Klar- 
stellung im Arbeitsschutzgesetz selbst unbedingt erfor- 
derlich. 

Die Änderung des § 6 Absatz 1 ArbSchG ist notwendig, 
da einem Arbeitgeber mit zehn oder weniger Beschäftig- 
ten nicht zugemutet werden kann, die tatsächlich vorhan- 
dene, generelle Dokumentationspflicht aus anderen 
Rechtsvorschriften herzuleiten. Dies führt regelmäßig zu 
Problemen beim Vollzug, da den Arbeitgebern erst die 
geltende Rechtslage erläutert werden muss. Mit einer 
Klarstellung im Arbeitsschutzgesetz lässt sich hierzu 
Rechtsklarheit hersteilen. 

Daneben kann der ursprünglich beabsichtigte Regelungs- 
zweck einer Entlastung von Kleinbetrieben vom büro- 
kratischen Aufwand der Dokumentation in der Praxis 
ohnehin nicht mehr erreicht werden, da andere Rechts- 
vorschriften, die diese Betriebe ebenfalls zu berücksich- 
tigen haben (zum Beispiel Gefahrstoffverordnung, Ar- 
beitsstättenverordnung), eine Gefährdungsbeurteilung 
bereits ab dem ersten Beschäftigten fordern. 

4. Zu Artikel 8 Nummer 3 Buchstabe b - neu - 

(§13 Absatz 3 - neu - ArbSchG) 

In Artikel 8 ist Nummer 3 wie folgt zu fassen: 

,3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 5 . . . < weiter wie Vorlage > 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(3) Soweit in einer Rechtsverordnung auf- 
grund der §§18 und 19 anderen als den in § 2 Ab- 
satz 3 genaimten Personen Pflichten auferlegt wer- 
den, sind diese Personen ebenfalls verantwortliche 
Personen im Sinne dieses Gesetzes.““ 

Begründung 

§ 22 ArbSchG regelt die Befugnisse der Aufsichtsbe- 
hörden gegenüber dem Arbeitgeber und den verantwort- 
lichen Personen im Sinne des § 13 ArbSchG. Insbeson- 
dere sind Anordnungen nach § 22 Absatz 3 Satz 1 
ArbSchG nur gegenüber diesem Personenkreis möglich. 
Bislang sind daher keinerlei Anordnungen zur Durchset- 
zung von Arbeitsschutzpflichten möglich, die in einer 
Arbeitsschutzverordnung gemäß § 19 ArbSchG anderen 
Personen auferlegt werden. Dieses Problem besteht ins- 
besondere für die Pflichten des Bauherrn nach § 4 der 
Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf 
Baustellen (BaustellV) sowie den Pflichten des auf einer 
Baustelle tätigen Unternehmers ohne Beschäftigte nach 
§ 6 BaustellV. Durch Aufnahme des neuen Absatzes 3 
in § 13 ArbSchG wird diese Regelungslücke geschlos- 
sen. 


5. Zu Artikel 9 Nummer 01 - neu -(§15 Absatz 4 SGB I) 

In Artikel 9 ist der Nummer 1 folgende Nummer voran- 
zustellen: 

,01. § 15 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Träger der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung sollen Produkt- und anbietemeutral über Mög- 
lichkeiten zum Aufbau einer staatlich geforderten 
zusätzlichen Altersvorsorge Auskünfte erteilen.““ 

Folgeänderung 

Als Folge sind in Artikel 17 Absatz 1 die Wörter „Arti- 
kel 9 Nummer 2‘“ durch die Wörter „Artikel 9 Num- 
mer 01 und 2““ zu ersetzen. 

Begründung 

Der Bundesrat hat in seiner 896 . Sitzung am 11. Mai 2012 
beschlossen, den Entwurf eines Gesetzes zur Klarstel- 
lung der Auskunftserteilung zur Altersvorsorge durch die 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung beim Deut- 
schen Bundestag einzubringen (Bundesratsdrucksache 
139/12 (Beschluss). 

In ihrer Stellungnahme zu dem Gesetzesantrag (Bundes- 
tagsdrucksache 17/10147, Anlage 2) brachte die Bundes- 
regierung zum Ausdruck, sie lehne den Gesetzentwurf 
des Bundesrates ab, weil der in der vorgeschlagenen 
Regelung enthaltene Begriff „Beratung““ gegenüber einer 
Auskunftserteilung ein individuelles Eingehen auf die 
Sach- und Rechtslage mit dem Ziel einer umfassenden 
und abschließenden Information der ratsuchenden Bürge- 
rinnen und Bürger über ihre konkrete Vorsorgesituation 
umfasse. Das damit verbundene Haftungsrisiko könne 
von den Trägem der gesetzlichen Rentenversicherang 
nicht übernommen werden. Über diesen spezifischen Ab- 
lehnungsgrund hinaus enthält die Stellungnahme der 
Bundesregierung jedoch keine grundlegenden Einwände 
gegen das Anliegen des Bundesrates. 

Artikel 2 des Referentenentwurfs eines Gesetzes zur Stär- 
kung der Alterssicherung (Alterssichemngsstärkungs- 
gesetz) enthält eine im Vergleich zum Gesetzesantrag des 
Bundesrates nur geringfügig veränderte Regelung. Damit 
wird deutlich, dass auch das Bundesministerium für Ar- 
beit und Soziales (BMAS) die Notwendigkeit erkennt, 
den bisherigen Auftrag der Rentenversichemngsträger 
zur Auskunftserteilung bei der zusätzlichen Altersvorsor- 
ge zu verstärken. Auf der Gmndlage der vom BMAS vor- 
geschlagenen Neuregelung sollen den Bürgerinnen und 
Bürgern Kenntnisse, Orientiemngshilfen und Hand- 
lungsmöglichkeiten vermittelt werden, die ihnen bei der 
Entscheidung über den Aufbau einer Zusatzrente helfen. 
Die Auskunftserteilung kann dabei auch einzelfallbezo- 
gen sein. Sie muss aber immer neutral und anbietemnab- 
hängig erfolgen, konkrete Produktempfehlungen dürfen 
also nicht gegeben werden. Der Auftrag zur Auskunfts- 
erteilung soll sich auf die Riester-Rente, die Basis-Rente 
und auf die betriebliche Altersversorgung erstrecken. 

Nach derzeitigem Stand ist es jedoch ungewiss, ob es 
noch in dieser Legislaturperiode des Bundestages zu ei- 
ner Rentenreform kommt. Es besteht deshalb die Gefahr, 
dass die Neuregelung des Auftrags zur Auskunftsertei- 
lung in die nächste Legislaturperiode verschoben wird. 
Deshalb wird vorgeschlagen, die im Referentenentwurf 
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für ein Alterssicherungsstärkungsgesetz enthaltene Rege- 
lung zu übernehmen und in das BUK-Neuorganisations- 
gesetz aufzunehmen. Damit soll sichergestellt werden, 
dass eine gesetzgeberische Umsetzung noch in dieser 
Legislaturperiode erfolgen kann. 

6. Zu Artikel 12 Nummer 3 - neu - 

(§ 287b Absatz 3 - neu - SGB VI) 

Dem Artikel 1 2 ist nach Nummer 2 folgende Nummer an- 
zufügen: 

,3. Dem § 287b wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Die jährlichen Ausgaben für Leistungen zur 
Teilhabe werden in der Zeit vom 1. Juli 2013 bis 
zum 31. Dezember 2050 unter Berücksichtigung 
einer Demografiekomponente fortgeschrieben. Die 
Demografiekomponente ist zusätzlich zur voraus- 
sichtlichen Bruttolohnentwicklung bei der Festset- 
zung der jährlichen Ausgaben für Leistungen zur 
Teilhabe nach § 220 Absatz 1 Satz 1 als gesonderter 
Faktor zu berücksichtigen. Der Faktor wird wie folgt 
festgesetzt: 


Jahr 

Demografiekomponente 

2013 

1,0192 

2014 

1,0126 

2015 

1,0073 

2016 

1,0026 

2017 

0,9975 

2018 

0,9946 

2019 

0,9938 

2020 

0,9936 

2021 

0,9935 

2022 

0,9938 

2023 

0,9931 

2024 

0,9929 

2025 

0,9943 

2026 

0,9919 

2027 

0,9907 

2028 

0,9887 

2029 

0,9878 

2030 

0,9863 

2031 

0,9875 

2032 

0,9893 

2033 

0,9907 

2034 

0,9914 

2035 

0,9934 

2036 

0,9924 

2037 

0,9948 

2038 

0,9963 

2039 

0,9997 

2040 

1,0033 

2041 

1,0051 

2042 

1,0063 

2043 

1,0044 

2044 

1,0032 

2045 

1,0028 

2046 

1,0009 

2047 

0,9981 

2048 

0,9979 

2049 

0,9978 

2050 

0,9980 


Im Jahr 2013 werden die Ausgaben für Leistungen zur 
Teilhabe nur um die Hälfte des Betrags erhöht, der sich 
aus der Berücksichtigung des Faktors für dieses Jahr 
ergibt. Die Fortschreibung für das Jahr 2014 erfolgt auf 
der Basis des vollen Wertes der Demografiekomponente 
des Jahres 2013. 

Folgeänderung 

Als Folge ist Artikel 17 wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 ist die Angabe „Artikel 12“ durch die 
Wörter „Artikel 12 Nummer 1 und 2“ zu ersetzen. 

b) In Absatz 2 sind nach den Wörtern „Artikel 3 Num- 
mer 3“ die Wörter „, Artikel 12 Nummer 3“ einzu- 
fügen. 

Begründung 

Der Bundesrat hat in seiner 886. Sitzung am 23. Septem- 
ber 2011 in einer Entschließung (Bundesratsdrucksache 
384/11 (Beschluss)) die Bundesregierung aufgefordert, 
Vorschläge vorzulegen, wie die Regelung des § 220 
SGB VI zur Ermittlung der jährlichen maximalen Aus- 
gaben für Leistungen zur Teilhabe an Hand objektiver 
Kriterien und entsprechend dem tatsächlichen Bedarf an 
Teilhabeleistungen geändert werden kann. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
hat mittlerweile einen entsprechenden Vorschlag erar- 
beitet (Artikel 1 Nummer 44 des Referentenentwurfs für 
ein Gesetz zur Stärkung der Alterssicherung - Alters- 
sicherungsstärkungsgesetz). Zur Begründung ist im 
Referentenentwurf festgehalten, die Berücksichtigung 
der demografischen Entwicklung bei der Festsetzung 
der Aufwendungen für Rehabilitationsleistungen sei 
erforderlich, damit die gesetzliche Rentenversicherung 
auch in Zukunft die notwendigen Rehabilitationsleistun- 
gen erbringen könne. Die vom BMAS vorgeschlagene 
Regelung zeigt, dass auch nach Ansicht des Bundes- 
ministeriums eine gesetzliche Anpassung des Budgets 
für Leistungen zur Teilhabe der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung bereits im Jahr 2013 erforderlich ist. 

Nach derzeitigem Stand ist es jedoch ungewiss, ob es 
noch in dieser Legislaturperiode des Bundestages zu 
einer Rentenreform kommt. Es besteht deshalb die Ge- 
fahr, dass die Anpassung des Budgets der Rentenver- 
sicherung für Leisfungen zur Teilhabe erst in der nächs- 
ten Legislaturperiode erfolgen kann. Angesichts der 
Dringlichkeit einer Lösung sollte die im Referentenent- 
wurf für ein Alterssicherungsstärkungsgesetz enthaltene 
Regelung deshalb in das BUK-Neuorganisationsgesetz 
übernommen werden. 

Ausweislich der Allgemeinen Begründung des Referen- 
tenentwurfs für ein Alterssicherungsstärkungsgesetz 
führt die Regelung zu folgenden Ausgabenwirkungen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung: 



Mehrausgaben in der gesetzlichen 


Rentenversicherung (in Mrd. Euro, heutige Werte) 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2020 

2025 

2030 

0,05 

0,18 

0,22 

0,23 

0,2 

0,1 

-0,1 

-0,4 
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Anlage 5 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu 


Zu Nummer 1 Artikel 3 Nummer 4 

(§ 28p Absatz la Satz 1 SGB IV) 

Die Änderung in § 28p Absatz la SGB IV ist erforderlich, 
um die Künstlersozialabgabe gleichmäßig durchzusetzen, 
damit die verfassungsrechtlich gebotene Abgabegerechtig- 
keit herzustellen und einen weiteren Anstieg des Künstler- 
sozialabgabesatzes zu verhindern. Durch eine einheitliche 
Arbeitgeberprüfung, die auch die Künstlersozialabgabe um- 
fasst, wird außerdem die Verwaltungseffizienz verbessert. 
Nur so können die Synergieeffekte erzielt werden, auf die 
der Bundesrat bei Verabschiedung des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Künstlersozialversicherungsgesetzes und an- 
derer Gesetze hingewiesen hat (Bundesrat Plenarprotokoll 
der 830. Sitzung am 16. Februar 2007). Die Möglichkeit, im 
Rahmen der Betriebsprüfung auch die Künstlersozialabgabe 
stichprobenartig zu prüfen, bleibt unberührt. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales überprüft 
derzeit in Zusammenarbeit mit der Deutschen Rentenversi- 
cherung Bund das angestrebte Prüfverfahren und den damit 
voraussichtlich verbundenen Erfüllungsaufwand. Die Bun- 
desregierung wird das Ergebnis in das parlamentarische Ver- 
fahren einbringen. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales wird darüber hinaus zwei Jahre nach Inkrafttreten 
der Regelung den Erfüllungsaufwand überprüfen, ln diesem 
Zusammenhang wird das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales auch prüfen, ob der Mehraufwand in einem ange- 
messenen Verhältnis zu den Zielen dieses Gesetzes und des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Künstlersozialversiche- 
rungsgesetzes und anderer Gesetze steht, Beitrags- und Ab- 
gabegerechtigkeit herzustellen sowie den Künstlersozial- 
abgabesatz zu stabilisieren. 

Zu Nummer 2 Artikel 5 Nummer la - neu - 

(§ 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe a SGB Vll) 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, dass etwaige 
gesetzliche Regelungslücken, die im Unfallversicherungs- 
schutz von Kindern bei Teilnahme an vorschulischen 


der Stellungnahme des Bundesrates 


Sprachförderungskursen bestehen könnten, grundsätzlich 
geschlossen werden sollten. Sie behält sich daher vor, nach 
Abschluss einer diesbezüglichen Prüfung eine entsprechen- 
de Regelung bei Bedarf vorzuschlagen. 

Zu Nummer 3 Artikel 8 Nummer 2a - neu - 

(§ 6 Absatz 1 Satz 3 und 4 ArbSchG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 4 Artikel 8 Nummer 3 Buchstabe b - neu - 

(§13 Absatz 3 - neu - ArbSchG) 

Der Forderung ist durch die Regelung in Artikel 8 Num- 
mer 3 entsprochen. 

Zu Nummer 5 Artikel 9 Nummer 01 - neu - 

(§ 15 Absatz 4 SGB 1) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Die Regelung 
zur Auskunftserteilung der RV-Träger zur zusätzlichen 
Altersvorsorge ist Teil des Referentenentwurfs für ein Ge- 
setz zur Stärkung der Alterssicherung (Alterssicherungs- 
stärkungsgesetz-E). Dieser Entwurf wird derzeit zwischen 
den Ressorts mit dem Ziel abgestimmt, das Gesamtpaket 
noch in dieser Legislaturperiode gesetzgeberisch abzuschlie- 
ßen. Eine Herauslösung von Teilregelungen ist daher nicht 
zielführend. 

Zu Nummer 6 Artikel 12 Nummer 3 - neu - 

(§ 287b Absatz 3 - neu - SGB VI) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Die Regelung 
zur Berücksichtigung einer Demografrekomponente bei der 
Begrenzung der Rehabilitationsausgaben ist Teil des Refe- 
rentenentwurfs für ein Gesetz zur Stärkung der Alterssiche- 
rung (Alterssicherungsstärkungsgesetz-E). Dieser Entwurf 
wird derzeit zwischen den Ressorts mit dem Ziel abge- 
stimmt, das Gesamtpaket noch in dieser Legislaturperiode 
gesetzgeberisch abzuschließen. Eine Herauslösung von Teil- 
regelungen ist daher nicht zielführend. 
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